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LEITARTIKEL

VIELE GUTE IDEEN 
ENDEN IM SAND

Schön langsam kommt Bewegung in die Verhandlungen zum neuen 
Finanzausgleich. Nach der Erstellung umfangreicher Studien und gut 
gemeinter Vorschläge von fast allen zuständigen oder selbsternann-

ten Gremien und Experten geht es jetzt darum, die Spreu vom Weizen zu 
trennen. Und da stoßen die Vertreter der Gebietskörperschaften sehr rasch 
an ihre Grenzen. Das Geld nach den geleisteten Aufgaben zu verteilen 
(Aufgabenorientierung) war eine der Grundforderungen auch seitens des 
Gemeindebundes. So haben wir vorgeschlagen, dass pro Kind und Betreu-
ungstag ein klarer und nachvollziehbarer Betrag direkt an die Betreiber 
der Einrichtungen (meist sind es die Gemeinden) bezahlt wird. Geht nicht, 
sagen die Länder, weil sie die Kinderbetreuung völlig unterschiedlich 
organisiert haben. Die einen haben den Gratiskindergarten, die anderen 
das Personal teilweise in ihren Diensten, und schließlich zahlt jedes Land 
einen anderen Förderbeitrag. Ähnlich sieht es bei der Finanzierung der 
Schulen aus. 

Auch die verständliche Forderung, dass jeder Bürger in Österreich gleich 
viel wert sein müsse, ist alles andere als einfach umzusetzen. Die kleinen 
Gemeinden, die meist in strukturschwachen Regionen liegen, sehen sich 
benachteiligt, die großen Städte behaupten, dass sie viele Aufgaben für das 
Umland mitmachen wie Kultur- und Freizeitangebote oder im öffentlichen 
Nahverkehr. Die Tourismusgemeinden weisen nach, dass sie eine Infra-
struktur nicht nur für ihre eigenen Bürger, sondern ein Vielfaches für die 
Gäste errichten und erhalten müssen. Und während die östlichen Bundes-
länder gerne auf Wien und die reicheren westlichen Bundesländer zeigen, 
verweisen diese wiederum auf die großen europäischen Strukturförder-
mittel, die gerade in die benachteiligten Gebiete gehen.

Und schließlich wird heftig über die Steuerhoheit der einzelnen Ge-
bietskörperschaften diskutiert. Zunächst sind sich die Bundesländer un-
tereinander nicht einig, und keines der bisher vorgelegten Modelle führt zu 
Einsparungen oder Vereinfachungen. Jetzt wird über Möglichkeiten für die 
Gemeinden diskutiert. Reden kann man darüber, weil ein gewisser Wett-
bewerb nicht schadet, aber grotesk ist es schon, dass man vor nicht allzu 
langer Zeit den Gemeinden die Gewerbesteuer, dann die Getränkesteuer, 
die Werbesteuer sowie einen Teil der Grunderwerbssteuer wegnahm sowie 
die Grundsteuer rund 40 Jahre nicht anpasste. Gute Ideen gibt es viele, 
meist enden sie im Sand.

DAS GELD  
NACH DEN  

GELEISTETEN  
AUFGABEN ZU  

VERTEILEN  
WAR EINE DER  

GRUNDFORDERUNGEN  
AUCH SEITENS DES  
GEMEINDEBUNDES.“ 

HELMUT MÖDLHAMMER
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes.  

 helmut.moedlhammer @gemeindebund.gv.at
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„Man kann sich heutzutage doch nicht gegen mehr  
Transparenz aussprechen!“ Stimmt, aber das tut der  
Gemeindebund auch nicht. 

D ie Diskussionen über das EU-Trans-
parenzregister, vulgo Lobbyregister, 
ziehen sich nun schon gut zwei Jahre. 
Wie ein Kaugummi. Noch reißt er 
nicht, aber es wäre wohl besser, ihn 

wieder schön zusammen zu kauen und kugel-
rund auszuspucken, bevor man an beiden Enden 
ordentlich angepatzt ist. 

In diesen zwei Jahren hat sich der Gemeinde-
bund, wie viele andere kommunale Verbände, 
NICHT den EU-Transparenzregeln unterworfen. 
Nicht, weil er gegen eine transparente EU-Ge-
setzgebung ist, sondern weil dem Register ein 
Geburtsfehler innewohnt, der zu einer Un-
gleichbehandlung gleichberechtigter Körper-
schaften führt. Die Teilnahme am Register wäre 
eine implizite Einverständniserklärung, dass 
Regionen bedeutsamer sind als Gemeinden, dass 
Regionalpolitiker ein demokratischeres Mandat 
ausüben als Kommunalpolitiker. Das kann es 
wohl nicht sein!

Im Rahmen des Gemeinsamen Europatags in 
Stuttgart wurde daher eine politische Erklärung 
verabschiedet, die noch einmal alle bekannten 
Forderungen und Argumente aufzählt: Gleich-
behandlung aller staatlichen Ebenen, gleiche 
(Transparenz-)Regeln für alle; Zusammenar-
beit auf Augenhöhe, Bereitschaft, kommunale 
Expertise in den EU-Gesetzgebungsprozess 
einfließen zu lassen; Verbände als legitime und 
verfassungsrechtlich anerkannte Vertreter kom-
munaler Interessen, Unterscheidung Einzelkom-
mune – Verband als Benachteiligung kleiner, 
finanzschwacher Gemeinden.

Und warum wird darauf noch immer bezie-

hungsweise schon wieder herumgeritten? Weil 
der Zeitpunkt günstig ist. 

Erstens startete die EU-Kommission vor 
kurzem eine öffentliche Konsultation und fragt 
explizit, ob die ungleichen Regeln für Bundes-
länder und Gemeinden gerechtfertigt sind. Man 
kann nun seine Schlüsse ziehen, warum gerade 
dieser Punkt gesondert erwähnt wird. Man kann 
aber auch die Internetseite http://ec.europa.eu/ 
transparency/civil_society/public_consultation 
_de.htm aufmachen und – auf Deutsch! – seine 
Meinung dazu loswerden. 

Zweitens befasst sich im EU-Parlament der 
Ausschuss für konstitutionelle Fragen aktuell mit 
der Materie. Zahlreiche Abgeordnete, darunter 
Schwergewichte wie EVP-Fraktionschef Man-
fred Weber oder ÖVP-Delegationsleiter Othmar 
Karas, setzen sich für eine Ausnahme staatlicher 
Einrichtungen ein und selbst Berichterstatter 
Sven Giegold verweist auf den Unterschied 
zwischen öffentlichen Interessensvertretern und 
privaten Lobbyisten.

Man muss sich heutzutage für mehr Trans-
parenz aussprechen. Aber Transparenz funkti-
oniert nicht in Bausch und Bogen, halbe Sachen 
fördern weder das Vertrauen der Bürger noch 
motivieren sie zur Mitarbeit. Die aktuellen 
Entwicklungen lassen jedoch hoffen, dass ein 
Folgeregister besser durchdacht sein und die 
Grundsätze der Multilevel-Governance respek-
tieren wird.

MAG. DANIELA FRAISS
ist Leiterin des Brüsseler Büros des Österreichischen 
Gemeindebundes 

 oegemeindebund@skynet.be

Transparenz 
funktioniert 
nicht in Bausch 
und Bogen,  
halbe Sachen 
fördern weder 
das Vertrauen 
der Bürger 
noch  
motivieren sie 
zur Mitarbeit.“

KOMMENTAR

UND TÄGLICH GRÜSST  
DIE TRANSPARENZ 

6 // KOMMUNAL   05/2016

 MEINUNG 



 
 KOMMUNAL VOR 25 JAHREN 
 
AUS UNSEREM ARCHIV

Das Wasserrecht muss realisierbar sein
Der Titel des Kommentars des 
Gemeindebund-Präsidenten Franz 
Romeder in der elften Ausgabe des 
Kommunal-Journals vom Juni 1991 
könnte auch in einer heurigen Aus-
gabe stehen. „Das Wasserrecht muss 
realisierbar sein“ – Franz Romeder 
wetterte damals gegen eine 1991 be-
schlossene Wasserrechtsnovelle, die 
mit ihren überaus strengen Emissions-
grenzen die Gemeinden in die „Nähe 
einer Kriminalisierung der Bürger-
meister rücken würde“.

Der Hintergrund: Die Novelle sah 
Emissionsgrenzen vor, bei deren 
Überschreitung binnen zweier Jahre 
ein Sanierungsprojekt vorzulegen und 

binnen zehn Jahren eine neue anlage 
zu erreichen oder die alte zu erneu-
ern sein. Das würde aber bedeuten, 
so Romeder in seinem Kommentar, 
dass  90 Prozent aller österreichischen 
Abwasserbeseitigungsanlagen hätten 
neu geplant werden müssen.  Bezo-
gen auf eine Kostenbassis 1991 wäre 
für Sanierung, Erneuerung und – wo 
noch notwendig – für den Neubau der 
Anlagen eine  Investitionssumme von 
250 Milliarden Schilling (das wären 
heute weit mehr als 18,168 Milliarden 
Euro) notwendig. Sanierungsprojekte 
wäre bis April 1993 vorzulegen, so die 
Novelle weiter. Franz Romeder: „Das 
ist völlig unrealistisch!“ Würde das 
umgesetzt, käme es zu einer Über-

forderung der Planer, der Bauwirt-
schaft und natürlich der finanziellen 
Möglichkeiten der Gemeinden und 
sämtlicher Fördertöpfe.

Des Präsidenten 1991 naheliegende 
Forderung: Eine realstische Neufest-
setzung der Termine! Wäre das nicht 
geschehen, wären die Gemeinden und 
die Bürgermeister* in die Nähe einer 
Kriminalisierung gerückt worden. 
Allein diese Tatsache unterstrich die 
Unhaltbarkeit der 1991 neuen gesetz-
lichen Situation – und sie wurde so 
auch nicht umgesetzt.

* Um die Jahrtausendwende gab es in Österreich lediglich 45 
Bürgermeisterinnen, für 1991 gibt es keine Zahlen, es dürften 
aber weniger als 45 gewesen sein.
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Berlins Bürgerämter vor dem 
Kollaps: Neue Software macht 
Mitarbeiter krank
Der Krankenstand in den Berli-
ner Bürgerämtern nimmt dra-
matische Ausmaße an. Im Bezirk 
Lichtenberg musste das Bür-
geramt sogar schon geschlossen 
werden – 17 der 40 Mitarbeiter 
waren krankgeschrieben, weitere 
acht befanden sich in 
Fortbildungen oder 
im Urlaub. Die 
Regionalzeitung 
„B.Z.“ berich-
tet, dass ein 
Grund für 
den hohen 
Kranken-
stand auch 
in der neuen 
Software der 
Bürgerämter 
liegt. Sie soll-
te eigentlich alles 
schneller machen und die 
Bezirksämter entlasten. Doch 
das Gegenteil ist der Fall, wie ein 
Sprecher gegenüber KOMMUNAL.
DE bestätigte. Demnach hängt 
die Software immer wieder, die 
Bearbeitung dauere im Moment 
gar länger als vorher. Der zustän-

dige Stadtrat Prüfer geht in der 
Zeitung noch weiter und sagt: „Die 
Mitarbeiter verzweifeln an der 
Technik, werden krank, müssen 
Überstunden machen“. Bei einer 
Öffnungszeit bis 18 Uhr gingen 
die letzten Mitarbeiter erst um 

20.40 Uhr nach Hause. Die 
Anwesenheitsquote in 

einigen Bezirksäm-
tern liege daher 

fast immer unter 
50 Prozent. Das 
Beispiel aus dem 
Bezirk Lichten-
berg ist zwar 
ein Extremfall. 
Insgesamt sind 

Berlins Beamte 
und Angestellte im 

öffentlichen Dienst 
jedoch pro Jahr durch-

schnittlich rund 37 Tage krank, 
und somit deutlich häufiger, als 
der Schnitt aller Berufstätigen.
Von Christian Erhardt,  
Redakteur bei KOMMUNAL-Deutschland

 kommunal.de 

THEMA „ASYL“ 

„ Wir müssen eine zukunftsfähige 
Regelung treffen, mit gemeinsamen 
Bestimmungen, einer faireren Lasten-
teilung und sicheren legalen Wegen, auf 
denen Schutzbedürftige in die EU gelan-
gen können.“
 Frans Timmermans, 

Vizepräsident der EU-Kommission, zu 
Optionen für eine faire, nachhaltige 
Verteilung von Asylbewerbern auf 

die Mitgliedstaaten, eine weitere 
Vereinheitlichung der Asylverfah-

ren und -normen, um europaweit 
gleiche Bedingungen für Asylbewerber 

zu schaffen und auf diese Weise die 
Anreize für irreguläre Sekundärbe-
wegungen zu vermindern. 
 

„ Die EU wird weiter in ihre Erwerbs-
bevölkerung investieren und gegen die 
Arbeitslosigkeit kämpfen. Europa 
braucht aber auch qualifizierte Arbeits-
kräfte aus anderen Ländern, um wirt-
schaftlich weiter zu wachsen. Die Viel-
falt in vielen Städten und Gemeinden 
wird immer mehr zu einem Wesens-
merkmal – wir sollten dies annehmen 
und in eine Chance verwandeln.“
Dimitris Avramopoulos, 
EU-Kommissar für Migration, Inneres und Unions-
bürgerschaft,  zu den damit verbundenen Her-
ausforderungen und dass Europa ein solides und 
wirksames gemeinsames europäisches 
Asylsystem unter Einschluss von 
Dublin braucht, das fair ist für 
alle: für die Mitgliedstaaten, die 
Bürgerinnen und Bürger der EU, 
die Migranten und die Herkunfts- 
und Transitländer.

QUELLE: Mitteilung der Europäischen 
Kommission vom 6. April 2016

 ANGESAGT 

DAS WORT HAT ....

 INTERNATIONAL  

DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN

36,9
Tage pro Jahr sind 
Berlins Beamte und An-
gestellte im öffentlichen 
Dienst durchschnittlich 
krankgemeldet.
QUELLE: Berliner Zeitung,  
28. 3. 2016

14,9
Tage pro Jahr sind  
Wiener Beamte und  
Vertragsbedienstete  
2012 im Krankenstand 
gewesen.
Quelle: Bericht auf www.vienna.at 
am 18. Dezember 2014

12,5
Krankenstandstage 
pro Jahr verzeichnen  
Österreichs Bundesbe-
dienstete durchschnittlich 
pro Jahr.
QUELLE: www.oeffentlicherdienst. 
gv.at/fakten/bundespersonal/
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Über 7000 Städte und Gemeinden 
in 178 Ländern blieben dunkel

Das Zehn-Jahres-Jubiläum der WWF Earth Hour 
(heuer am 19.3.) endete mit einer Rekordbe-
teiligung: In 178 Ländern beteiligten sich über 
7000 Kommunen an der weltgrößten Klima-
schutzaktion. Auch in Österreich schalteten alle 
Landeshauptstädte und zahlreiche Gemeinden 
die Lichter ihrer Wahrzeichen ab. Mit hunderten 
Filialen von teilnehmenden Unternehmen waren 
es diesmal rund 550 Monumente und Gebäude, 
die in Österreich verdunkelt wurden. Die kleine 
Tiroler Gemeinde Rattenberg ging so weit, gleich 
„die ganze Stadt abzuschalten“. Dafür gab es un-
ter anderem Fackelumzüge, Feuerkünstler und 
in den Gasthäusern Candle Light Dinner.

 www.earthhour.at

MEINUNG

DI GERALD FREISTETTER,  
LEITER DER ABTEILUNG METEOROLOGIE, VERMESSUNG,  
GEOINFORMATION, NORMENWESEN IM BMWFW

Kommentar zu den Beiträgen 
„Leichterer Zugang zu  
Normen“ und „Was nicht 
genormt ist, gibt es nicht“ in 
KOMMUNAL Nr. 2/2016

Es ist erfreulich, dass 
„KOMMUNAL“ dem Thema 
Normung zwei Beiträge 

gewidmet hat. Es ist ja fast jeder 
irgendwie von Normen betrof-
fen. Normen  tragen wesentlich 
dazu bei, dass der 
europäische Bin-
nenmarkt und der 
weltweite Handel 
funktioniert.  Die 
Bedeutung der 
Normung  wächst 
stetig und spiegelt 
sich daher auch 
im Normengesetz 
2016 wider (BGBl. 
I Nr. 148/2015). 

Einige wichtige 
Neuerungen wur-
den allerdings in 
diesen Beiträgen etwas einseitig 
oder unvollständig dargestellt, 
etwa der Zugang zu verbindlich 
erklärten rein österreichischen 
Normen. Auch von den Bun-
desländern werden nämlich für 
verbindlich erklärte rein öster-
reichische Normen die Copy-
rightrechte pauschal abgegolten. 
Daher können auch die Länder 
in ihren Gesetzen oder Verord-
nungen verbindlich erklärte rein 
österreichische Normen frei zu-
gänglich machen. Normen, die 
durch europäische oder interna-
tionale Normungsorganisatio-

nen erstellt werden, sind derzeit 
leider nicht frei zugänglich, weil 
die Copyrightrechte bei diesen 
Organisationen liegen. 

Neu ist auch, dass Nor-
mungsentscheidungen zu 
begründen sind und überprüft 
werden können. Es kann zum 
Beispiel eine Schlichtungsstelle 
angerufen werden, wenn man 
einen Normungsantrag ablehnt 

oder eine Stel-
lungnahme nicht 
berücksichtigt 
wird. Neu geregelt 
wird auch die Wi-
derspruchsfrei-
heit zu Gesetzen, 
die Voraussetzung 
der Mitarbeit 
aller interes-
sierten Kreise, 
deren Befragung 
zu Normvorha-
ben und auch 
die kostenfreie 
Veröffentlichung 

der Arbeitsprogramme für die 
Normung.

Gerade die Zugänglichkeit zu 
verbindlichen rein österreichi-
schen Normen und die Prüfung 
der Normvorhaben bilden wich-
tige Eckpunkte dieses Gesetzes 
und sind daher hervorzuheben.

„Der Zugang zu den Normen  
ist hervorzuheben“

 gerald.freistetter@bmwfw.gv.at
www.bmwfw.gv.at

Neu ist, dass 
Normungsent-
scheidungen zu 
begründen sind 
und überprüft 
werden  
können.“

 derstandard.at

„Giorgia soll sich lieber  
der Mutterschaft widmen“

Einmal – „ausnahmsweise“ laut einem Bericht 
in „Der Standard“ – hat nicht Silvio Berlusconi 
angefangen, sondern der ehemalige Chef des 
italienischen Zivilschutzes, Guido Bertolaso, 
der ebenso wie die schwangere Giorgia Meloni 
(Bild) Ambitionen auf den Bürgermeistersessel 
in Rom hegt: „Giorgia soll sich lieber der Mut-
terschaft widmen, das ist ohnehin das Schönste, 
was das Leben bereithält.“ Erst danach fühlte 
sich Berlusconi bemüßigt, sich ebenfalls zur 
Kandidatin zu äußern: „Sie kann nicht gleichzei-
tig Mama und Bürgermeisterin 
sein.“ Denn Meloni bewerbe 
sich für einen „schreck-
lichen Job“: Als Bürger-
meisterin der Ewigen 
Stadt müsste Meloni 
schließlich rund 14 Stun-
den am Tag unterwegs 
sein – ein Ding der 
Unmöglichkeit für 
eine Mutter. 
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PITTERS KOMMUNALTREND

DR. HARALD PITTERS IST  
TRENDEXPERTE UND   
KOMMUNALFORSCHER

Wasser und Katastro-
phenschutz“ sind 
die Topthemen der 

diesmaligen Ausgabe von 
KOMMUNAL. Die Wasser-
ver- und -entsorgung zählt zu 
den Schlüsselbereichen der 
Daseinsvorsorge in Öster-
reich und ist damit auch eine 
Kernaufgabe 
der österreichi-
schen Gemein-
den. Eine hohe 
Wasserqualität 
spielt neben 
ihrer lebens-
notwendigen 
Bedeutung für 
die Bevölke-
rung eine 
entscheidende 
Rolle für Un-
ternehmen. Sie 
stellt damit ei-
nen wesentlichen Faktor in 
der gesamtwirtschaftlichen 
Wertschöpfung dar und trägt 
in hohem Maße zur Wahrung 
einer hohen Beschäftigungs-
quote bei. Der aktuelle Pitters℗ 
KOMMUNALTrend belegt die 
herausragende Bedeutung von 
Wasser: Die befragten Bürger-
meisterInnen nennen dabei 
sowohl die lebenswichtige 
Versorgung, eine adäquate 
Entsorgung, aber auch öko-
nomisch und ökologisch 
bedeutsame Bereiche, etwa 
die Energiewirtschaft oder 
den Tourismus. Neben diesen 
positiven und vitalen Aspekten 
des Themenbereichs Wasser 
kommt es jedoch auch immer 
wieder zu Negativereignis-

sen und Katastrophen. Dabei 
werden in außergewöhnli-
chem Umfang Personen- und 
Sachschäden verursacht. Ein 
effizienter kommunaler Katas-
trophenschutz muss daher alle 
Möglichkeiten zur Verhütung, 
Abwehr und Bekämpfung die-
ser Schadensereignisse bein-

halten. Eine Viel-
zahl von Regionen 
ist regelmäßig von 
Hochwasser und 
Muren betroffen. 
Durch präventi-
ve Investitionen 
gilt es, rechtzei-
tig vorzubeugen 
und konkrete 
Schutzmaßnah-
men zugunsten 
der Bewohne-
rInnen zu ergrei-
fen. Zeitgerechte 

Warnung der Bevölkerung und 
Alarmierung der Einsatzkräfte 
sind ebenso bedeutsam wie 
ein koordinierter Einsatz, um 
bevorstehende oder bereits 
eingetretene Katastrophen 
zu bekämpfen. Besonders 
in diesem Kontext spielt die 
interkommunale Kooperation 
eine ebenso bedeutsame Rolle 
wie die Zusammenarbeit mit 
anerkannten Experten und 
gewerblichen Partnern. 

Wasser – vital und letal

 office@pitters.at
www.pitters.at

Die nachstehende Tabelle zeigt die anlässlich der budgetären 
Notifikation an die Europäische Kommission (Mitteilung von 
öffentlichem Defizit/Überschuss und öffentlichem Schul-
denstand von Ende März) von Statistik Austria berechneten 
vorläufigen Maastricht-Daten für 2015. Wie in der Tabelle vor 
allem beim Bund (wo der Schuldenzuwachs 2015 dreimal so 
hoch wie das Defizit ausfiel) augenscheinlich wird, entspricht 
der jährliche Zuwachs des Maastricht-Schuldenstandes nicht 
der Höhe des Maastricht-Defizits. Begründet ist dies vor allem 
dadurch, dass etwa eine Abbaueinheit (z.B. bei HETA oder KA-
Finanz) nunmehr dem Sektor zugerechnet wird oder dass bei 
Fremdwährungsschulden Kursschwankungen eintreten. Aber 
auch beim Defizit des Bundes schlug sich das Bankenpaket 
in der Vergangenheit deutlich zu Buche: Waren es 2014 noch 
rund 5,2 Mrd. EUR, so sank dieser Aufwand 2015 bereits auf 
rund 2,1 Mrd. EUR. Gemäß dem aktuellen Bundesvoranschlag 
sind 2016 (im Zeitablauf gesehen) nur noch Bankenhilfsmaß-
nahmen in Höhe von 700 Mio. EUR vorgesehen. Das Bundes-
budget dürfte die Bankenkrise somit weitgehend hinter sich 
haben (im Gegensatz zum einen oder auch anderen Landes-
budget), womit sich in den aktuellen FAG-Verhandlungen auch 
die BMF-Position vom bettelarmen Bund deutlich relativiert.
Bei strenger Auslegung des Österreichischen Stabilitätspakts 
wäre 2015 nicht zuletzt aufgrund des Bankenpakets das ge-
samtstaatliche Defizit-Ziel nicht erreicht worden. Aus Brüssel 
sind hier jedoch keine Rügen oder Sanktionen zu erwarten, 
da die Bankenhilfe als Einmalmaßnahme aus dem Defizit 
herausgerechnet werden darf. Nach der ab dem kommenden 
Jahr geltenden Berechnungsmethode hätte Österreich bereits 
2015 ein strukturelles Nulldefizit erreicht. Im Zusammen-
hang mit der Möglichkeit des Herausrechnens von tempo-
rären Maßnahmen ist auch das Thema „Ausgaben für 2015 
und 2016 ein- oder durchreisende Flüchtlinge“ zu nennen. 
Nach aktueller Auffassung der EU-Kommission wird es diese 
Möglichkeit 2017 aber nicht mehr geben. Die nationalen 
Budgets sollen sich dann also bereits auf diese – dann nicht 
mehr – Einmalkosten eingestellt haben.
 

 KOMMUNAL QUICK FINANZCHECK 
 
GEMEINDEFINANZEN  
IN 100 SEKUNDEN 

Wasser ist 
ein wesentlicher  
Faktor in der  
gesamtwirtschaft-
lichen Wert- 
schöpfung.“

DEUTLICHE ENTSPANNUNG

Maastricht-Ergebnisse 2015

MAASTRICHT-ERGEBNISSE (GEM. ESVG 2010)

(in Mio. EUR)
Defizit (-) bzw.
Überschuss (+)

Schuldenstand
(inkl. Ausglied.)

Anteil (%) 
am Schul-
denstand

2014 2015 2014 2015 2015

BUND -9.326 -4.288 242.939 254.929 87,69%
LÄNDER (o. Wien) 65 281 20.330 20.707 7,12%

WIEN -134 -242 5.737 6.262 2,15%
GEMEINDEN (o. Wien) 192 186 7.114 7.146 2,46%

SONSTIGE 302 178 1.324 1.673 0,58%

GESAMT -8.900 -3.885 277.444 290.716 100,00%

10 // KOMMUNAL   05/2016

 MEINUNG 



Ein Ausfall Kärntens wäre innerhalb der EU  
bislang ohne Beispiel. Die Folgen für die künftige 
Finanzierung der öffentlichen Hand Österreichs 
wären wohl gravierend.

A ls ich vor fast 20 Jahren in das Finan-
zierungsgeschäft mit der öffentlichen 
Hand einstieg, musste ich – routiniert 
im kommerziellen Firmenkunden-
geschäft – als Erstes lernen, dass die 

Kreditgewährung an Länder und Gemeinden auf 
völlig anderer Basis funktioniert. Für den Nut-
zenmaximierer öffentliche Hand, deren Aufgabe 
es nicht ist, Gewinne anzuhäufen, sondern die 
maximale Effizienz und Qualität der Daseinsvor-
sorge für den Bürger sicherzustellen, kann eine 
Beurteilung auf Basis von quantitativen Faktoren 
nicht hinreichend sein. Natürlich orientieren 
sich Banken bei öffentlichen Kreditnehmern 
auch an wirtschaftlichen Kennzahlen (wobei 
kommerzielle Größen wie Gewinn, Eigenkapital 
etc. nicht verfügbar sind) und kommen auch 
zu differenzierten Ratings. Die wesentlichste 
Grundlage für das Kreditgeschäft mit der öffent-
lichen Hand ist aber das Vertrauen in deren Kre-
ditfähigkeit und -würdigkeit und in den starken 
Unterstützungsmechanismus des öffentlichen 
Sektors. Simpel ausgedrückt: Die Finanzierung 
der öffentlichen Hand basiert auf dem Ver-
trauen darauf, dass – solange der Gesamtstaat 
leistungsfähig und -willig ist – kein Teilsektor 
des Staates ausfallen wird. Es geht somit um 
eine schlichte Vertrauensbeziehung, die nach-
gewiesenermaßen in der Vergangenheit noch 
nie erschüttert wurde: Während wir Banken im 
Kreditgeschäft mit Kommunen und Ländern 
durch deren erstklassige Bonität nie einen Cent 
verloren haben, bekamen diese im Gegenzug 
unschlagbar günstige Konditionen. 

Mit den jüngsten Entscheidungen könnte 
diese Praxis nun ins Wanken kommen, da der 
Markt nun wohl mit Risikoaufschlägen „antwor-
ten“ wird. Denn alles, was nicht mehr risikofrei 
ist, führt zwangsläufig zu einer Verteuerung 
von Finanzierungen. Ein potenzieller Ausfall 
Kärntens würde neben einem unweigerlichen 
Reputationsverlust vor allem Finanzierungen 
der Infrastruktur und  des Sozialwesens deut-
lich verteuern.  Denn damit würde das Funda-
ment der öffentlichen Finanzierung gefährlich 
untergraben: Das Vertrauen in die Versprechen 
der österreichischen öffentlichen Hand (mün-
delsichere Anleihen!) und in die Solidarität des 
Gesamtstaates für seine Gebietskörperschaften 
wäre schwer erschüttert. 

Ich halte es daher für gänzlich unangebracht, 
in dieser Frage mit dem Feuer zu spielen und 
eine empfindliche Verteuerung von Finanzie-
rungen der Infrastruktur, des Sozialwesens, also 
der österreichischen Daseinsvorsorge schlecht-
hin zu riskieren.

Vielmehr hoffe ich, dass die politischen 
Verantwortungsträger rasch eine vernünftige 
Lösung finden. Denn letztlich steht das Vertrau-
en in die Republik Österreich auf dem Spiel! Wir  
können es uns nicht leisten, dass es beschädigt 
wird. 

WOLFGANG FIGL ist Leiter des Bereichs Public Sector der 
Bank Austria, Member of Unicredit 

 wolfgang.figl@unicreditgroup.at

KOMMENTAR

EIN TEURER  
VERTRAUENSVERLUST

Die  
wesentlichste 
Grundlage für 
das Kreditge-
schäft mit der  
öffentlichen 
Hand ist das 
Vertrauen in 
deren Kredit-
würdigkeit.“
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In einer Presseaussendung war kürzlich zu lesen: „Kernforderung 
[…] war und ist es, dass jede Bürgerin und jeder Bürger in GANZ 
ÖSTERREICH, vor allem“ – und darum geht es in diesem Fall – 
„in gleich großen Gemeinden - gleich viel wert sein soll.“ 

J eder Bürger soll bei der Verteilung der 
Finanzmittel gleich viel wert sein. Bei die-
ser Forderung verhält es sich offenbar ge-
nauso, wie bei der Forderung nach einem 
aufgabenorientieren Finanzausgleich oder 

der Forderung nach mehr Abgabenautonomie 
für Länder und Gemeinden. Jeder versteht unter 
seiner Forderung etwas anderes. Das kann zum 
grotesken Ergebnis führen, dass mehrere Ver-
handlungspartner dieselbe Forderung erheben, 
aber jeder etwas anderes meint. Um Aufklärung 
zu schaffen, muss man sich die Zahlungsströ-
me zwischen den Gebietskörperschaften im 
Rahmen des Finanzausgleichs genau ansehen. 
Die Einnahmen der Gemeinden bestehen im 
Wesentlichen aus drei Kategorien:

 ˹ Ertragsanteile an gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben,

 ˹ eigenes Steueraufkommen (vor allem Kom-
munalsteuer und Grundsteuer) und

 ˹ Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit, wie 
etwa Gebühren.

Bei der Aufteilung der Ertragsanteile werden 
zuerst Ländertöpfe gebildet, die in einem zweiten 
Schritt auf die Gemeinden aufgeteilt werden. In 
beiden Fällen spielt der abgestufte Bevölkerungs-
schlüssel (aBS) eine dominante Rolle. Je höher die 
Einwohnerkategorie, umso höher ist der Faktor, 
mit dem multipliziert wird. Neben dem aBS und 
einem geringen Anteil je „echtem“ (und nicht 
„abgestuftem“) Einwohner werden die Ertrags-
anteile nach dem örtlichen Aufkommen (z. B. 
Grunderwerbsteuer), ehemaligem Aufkommen 
(Getränkesteuerausgleich, Werbesteuerausgleich) 
oder nach einem Fixschlüssel verteilt. Dies führt 
dazu, dass Gemeinden unterschiedlicher Grö-

ßenkategorien je Einwohner unterschiedliche 
Ertragsanteile erhalten. Ein vergleichbarer Effekt 
tritt abseits der Ertragsanteile auch beim eigenen 
Steueraufkommen (z.B. bei der Kommunal- und 
Grundsteuer), bei den Gebühren und bei wirt-
schaftlichen Tätigkeiten der Gemeinde ein.

Eine Gemeinde mit wenigen Betrieben und 
geringem Kommunalsteuer-Aufkommen, hat 
weniger Einnahmen als eine Gemeinde mit 
vielen Arbeitsplätzen. Pro Kopf erhalten Ge-
meinden für Einwohner in größeren Gemeinden 
nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel 
höhere Ertragsanteile. Aber auch für Gemeinden 
mit vergleichbarer Einwohnerzahl ergeben sich 
Unterschiede. Da das Grunderwerbsteuerauf-
kommen in Wien und in den westlichen Bun-
desländern höher ist als in den östlichen oder 
südlichen, erhalten diese Gemeinden höhere 
Anteile. Auch der Getränkesteuerausgleich führt 
dazu, dass speziell Tourismusgemeinden und 
damit auch die Tourismusländer Tirol, Salz-
burg, Vorarlberg und Kärnten, die ehemals über 
ein hohes Getränkesteueraufkommen verfügt 
haben, mehr Ertragsanteile erhalten. Beim 
Fixschlüssel werden die Gemeindeertragsan-
teile überwiegend mittels örtlichem Kapital-
ertragsteuer-Aufkommen (auf Dividenden) in 
den Sitzgemeinden von AG und GmbH sowie 
teilweise nach dem Aufkommen an historischer 
Gewerbesteuer verteilt. Beim KEst-I-Anteil am 
Fixschlüssel profitiert fast ausschließlich Wien 
und beim Gewerbesteueranteil am Fixschlüssel 
neben Wien auch die Bundesländer Salzburg, 
Tirol und Vorarlberg. Würde man die gemein-
deeigene Kommunalsteuer nicht nach der 
Sitzgemeinde, sondern die Gesamtsumme der 
Kommunalsteuer auf alle Gemeinden vertei-

Bei der  
Aufteilung der 
Ertragsanteile 
spielt der  
abgestufte 
Bevölkerungs-
schlüssel eine 
dominante 
Rolle.“

* Einnahmen aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit sollen hier außer Betracht 
bleiben. Keiner käme auf die Idee, 
die Einnahmen aus wirtschaftlicher 
Tätigkeit einer Gemeinde auch allge-
mein aufzuteilen. Speziell wenn es 
sich um die Aufteilung von Verlusten 
handelt, wäre die Bereitschaft die 
Verluste mitzutragen wohl nicht 
mehr vorhanden.

KOMMENTAR

WER FORDERT, MUSS AUCH 
WISSEN, WAS ER WILL
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BÜRGERMEISTER MAG. ERNST SCHÖPF 
ist Vorsitzender des Finanzausschusses des  
Österreichischen Gemendebundes und Präsident des 
Tiroler Gemeindeverbandes 

 tiroler@gemeindeverband-tirol.at

len, würde es nicht nur zwischen Gemeinden 
gehörige Verwerfungen ergeben, sondern auch 
zwischen den Bundesländern. 

Wie sich die Höhe der Einnahmen* der einzel-
nen Gemeinden zusammensetzt, hängt daher 
von vielen Faktoren ab. Gemeinden müssen 
Krankenanstalten, Sozialwesen oder Jugend-
wohlfahrt mitfinanzieren. Andererseits erhalten 
die Gemeinden von den Ländern verschiedenste 
Förderungen, die zu indirekt höheren Einnah-
men führen. Insgesamt wird hier durch die Lan-
desgesetzgeber die Kluft zwischen finanzkräfti-
gen und finanzschwachen Gemeinden reduziert. 
Jede Änderung dieser Faktoren hat Auswirkun-
gen auf alle Gemeinden.

Für den Gemeindebund gilt prioritär die For-
derung nach einer Abschaffung oder Abflachung 
des aBS, um auf möglichst schonende Weise das 
Schließen der Schere zwischen den länder- wie 
auch größenklassenweisen Pro-Kopf-Ertragsan-
teilen der 2100 heimischen Gemeinden voran-
zutreiben. Wenn durch die eingangs dargestellte 
Forderung allerdings nur die ungleiche und unfai-
re Verteilung zwischen gleichgroßen Gemeinden 
beseitigt werden soll, wird damit zum Ausdruck 
gebracht, dass der aBS und damit die überpropor-
tionalen pro-Kopf Ertragsanteile der heimischen 
26 Städte über 20.000 Einwohner unverändert 
bleiben sollen. Würde man Fixschlüssel und 
Grunderwerbsteuer auf alle Gemeinden vertei-
len (egal ob nach der Volkszahl oder nach dem 
aBS), wäre Wien mit einem Löwenanteil wieder 
in erster Linie betroffen, was wohl der Intention 
widerspräche. Gleiches gilt für eine Aufteilung 
der Kommunalsteuer. Nur bei einer Aufteilung 
des Getränkesteuerausgleichs würden die drei 
westlichen Bundesländer und viele Kärntner 
Tourismusgemeinden massiv verlieren, Wien 
wiederum würde gewinnen. So bleiben nicht 
mehr viele Räder übrig, an denen zu drehen ist. 
Eine behutsame Angleichung in mehreren Schrit-
ten ist erforderlich. 

Die Abschaffung des AbS ist wesentlich, aber 
auch die anderen Komponenten sind zu unter-
suchen, um für alle Gemeinden Österreichs eine 
tragfähige Lösung zu finden. Dafür soll und wird 
der Österreichische Gemeindebund eintreten.  

KOMMENTAR

WALTER LEISS ÜBER DIE GROSSEN  
AUFGABEN DES LAUFENDEN FINANZAUSGLEICHS

Der Gemeindebund hat in 
den Finanzausgleichsver-
handlungen eine große 

Aufgabe vor sich. Es geht um 
nicht weniger als die finanzielle 
Zukunft der Gemeinden. Das 
schafft natürlich Begehrlichkei-
ten. Niemand will Geld verlie-
ren, alle Gemeinden wollen die 
hinzu gekommenen Aufgaben 
abgegolten haben. 
Und das mit Recht. 
In der Tat haben 
Bund und Länder in 
den letzten Jahren 
durchaus inten-
sive Aufgaben an 
die kommunale 
Ebene delegiert, 
meistens ohne für 
eine nachhaltige 
Finanzierung zu sorgen. In so 
manchem Bereich waren es nur 
Anschubfinanzierungen, die der 
Bund bereitgestellt hat, keine 
nachhaltige Ausstattung. 

Überall ist nun von Aufgaben- 
orientierung die Rede. Das Geld 
soll der Leistung folgen. Ein 
bestechender Gedanke, der ohne 
Zweifel seine Richtigkeit hat. 
Das Geld soll den Aufgaben fol-
gen. Allerdings nur dann, wenn 
darunter nicht verstanden wird, 
dass jeder tut, was er will und 
danach die Rechnung schickt. 
Zuerst müssen Pflichtaufgaben 
definiert werden, je präziser, 
desto besser. Damit auch klar ist: 
Die Kür ist Sache jeder Gemein-
de und eine Kür muss man sich 
auch leisten können. 

Für uns als Interessensver-

tretung fast aller Gemeinden 
ist eines völlig klar: Erfolgreich 
werden wir nur dann verhan-
deln können, wenn es eine ge-
meinsame Linie gibt. Eifersüch-
teleien zwischen Gemeinden im 
Osten und Westen sind nicht an-
gebracht. Es dient niemandem, 
wenn jeder nur seine eigenen 
Bedürfnisse im Blickfeld hat und 

das gemeinsame 
Ganze dabei außer 
Acht lässt. Der 
Finanzausgleich ist 
in seiner Gesamt-
konstruktion ein 
partnerschaftli-
ches Projekt. Diese 
Partnerschaft kann 
nicht nur zwischen 
Bund, Ländern und 

Gemeinden bestehen, sie muss 
auch für die Gemeinden unter- 
einander gelten. Diesen Spagat 
zu schaffen, ist nicht immer 
leicht, zu unterschiedlich sind 
manches Mal die Interessens-
lagen, die Wünsche und die 
Forderungen. Eine gemeinsame 
und über Parteien hinausgehen-
de Linie des Gemeindebundes ist 
die Vor-aussetzung dafür, dass 
wir bei den FAG-Verhandlungen 
etwas erreichen können. Ein 
maßvoller Umgang miteinander 
und ein partnerschaftlicher Ton 
sind die Basis dafür. 

Geschlossenheit ist der Schlüssel

HR DR. WALTER LEISS 
ist Generalsekretär des  
Österreichischen Gemeindebundes  

 walter.leiss @  
gemeindebund.gv.at

Erfolgreich 
werden wir nur 
dann verhandeln 
können, wenn es 
eine gemeinsa-
me Linie gibt.“
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Österreichs kommunaler Think-Tank 
findet vom 20. bis zum 22. Juli in Bad 
Aussee statt. Jetzt anmelden!

Für das Programm der Kommunalen 
Sommergespräche 2016 haben die 
Veranstalter, der Österreichische Ge-
meindebund und die Kommunalkredit 
Austria, keine Mühen gescheut. Allein 

die Politische Runde am Freitag verspricht eini-
ges an Spannung. Staatssekretär Harald Mahrer, 
Salzburgs Landeshauptmann-Stellvertreterin 
Astrid Rössler, Politik- und Kommunikations-
wissenschafter Peter Filzmayer und Gemeinde-
bund-Präsident Helmut Mödlhammer werden 
zum Thema „Gemeinsam statt einsam - Imple-
mentierung & Förderung von Innovationen von 
Kooperationen“ diskutieren.

Die Brisanz des Themas liegt in der Tatsache, 
dass Kooperationen die Selbstständigkeit und 
Identität der Gemeinden stärken. Kooperatio-
nen wirken zudem Abwanderung und leeren 
Kassen entgegen, und sie ermöglichen, Chancen 
zu nutzen und Potenziale zu erschließen. Die 
Gemeinden sind dabei nicht nur ein wirtschaft-
licher Faktor, sondern sie erfüllen wichtige 
soziale Aufgaben: von der Kinderbetreuung über 
die Schulausbildung bis zur Pflege älterer Mit-
menschen. Gemeinden bieten Menschen Schutz, 
Identität und Heimat. Kooperationsmodelle 
bringen Gemeinden Stabilität, Sicherheit und 
finanzielle Vorteile. 

Kurzum: Sie sind ein wichtiger Standort-

SOMMERGESPRÄCHE 2016

GEMEINSAM 
STATT 
EINSAM

faktor und Schlüssel, um den Lebensraum der 
Gemeinden zu erhalten. Bei den Kommunalen 
Sommergesprächen 2016 gilt es, neue Bereiche 
und Arten der Kooperationen als hautnahes 
Take-away aufzuzeigen

Das weitere Programm in Zeitraffer:
 ˹ Nach der Begrüßung am Mittwoch, 20. 7. wird 
Franz Fischler, Präsident des Ökosozialen Fo-
rums, das Impulsreferat halten. Anschließend 
findet eine Podiumsdiskussion statt. 

 ˹ Am Donnerstag, 21. 7.,  findet nach einem 
Impulsreferat zum Thema „Finanzmärkte und 
ihre Auswirkungen auf Regionen und Ge-
meinden“ von Kommunalkredit-Chef Alois 
Steinbichler ein Expertentalk mit Podiums-
diskussion statt. Am Nachmittag werden die 
Themen in fünf Foren vertieft. 

 ˹ Der Freitag, 22. 7., beginnt mit der Zusam-
menfassung der Foren, einem Impulsreferat 
von Polit- und Kommunikationsforscher 
Peter Filzmaier und endet mit der traditionel-
len politischen Schlussdiskussion zum Thema 
„Gemeinsam statt einsam“.  

* Stand: 11. April 2016

LINK ZU DEN   
KSG 2016

 
gemeindebund.at//

sommergespraeche//
anmeldung-KSG 

Seit Ende April ist auf 
dieser Website das 
aktuelle Programm 
zum Nachlesen sowie 
die Online Anmeldung 
mögllch.

SEIT ENDE APRIL IST AUF 

GEMEINDEBUND.AT/SOMMERGESPRAECHE 

ONLINE-ANMELDUNG MÖGLICH.
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Gemeinsam
Heimat
Gestalten

Jetzt informieren!www.diekommunalmesse.at

6.-7. Oktober 2016, Messe Klagenfurt
Im Rahmen des 63. Österreichischen Gemeindetages

Österreichs größte Fachmesse für Gemeinden
Innovative Ideen und Lösungen auf 10.000 m² Ausstellungsfl äche



Der 63. Österreichische Gemeindetag am 6. und 
7. Oktober 2016 im Klagenfurter Messezentrum 
steht ganz im Zeichen des Finanzausgleichs. Das 
Motto lautet „Gemeinden – das Rückgrat Öster-
reichs, Vielfalt erhalten – gemeinsam gestalten“.

GEMEINDETAG & KOMMUNALMESSE KLAGENFURT 2016

„KÄRNTEN –  
LAND DER VIELFALT   
ZWISCHEN BERG 
UND SEE

D as Motto des Gemeindetages 2016 
„Die Gemeinden – das Rückgrat 
Österreichs, Vielfalt erhalten – ge-
meinsam gestalten“ betrifft nicht nur 
das Leistungsangebot der Gemeinden. 

Es spricht auch den Fortbestand der Gemeinden 
im ländlichen Raum selbst an. Die Gemeinden 
als Serviceeinrichtung und als Behörde sind das 
Rückgrat Österreichs. Umso wichtiger ist es, 
dass die Gemeinden mit ausreichenden finanzi-
ellen Mitteln ausgestattet sind, um den steigen-
den Anforderungen gerecht zu werden. 

Was der 63. ÖSTERREICHISCHE GEMEINDETAG 
darüber hinaus für Kärnten bedeutet, haben 
wir Landeshauptmann-Stellvertreterin und Ge-
meindereferentin Gaby Schaunig gefragt: „Länd-
liche Entwicklung kann als ein fortwährender 
Prozess angesehen werden. Der ländliche Raum 
muss gegenüber urbanen Gebieten gestärkt wer-
den. Im Vordergrund steht dabei der Erhalt der 
Dörfer als Wohn- und Lebensraum, die Erhö-
hung der Wirtschaftskraft auf dem Land und der 
Erhalt sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen 
im ländlichen Raum. Gemeinden dürfen nicht 
länger mit den Problemen der Abwanderung 
und Strukturschwäche alleingelassen werden. 
Neue Wege in der Raumordnung, Belebung der 
Ortszentren, Vereinfachung der Bauvorschriften 
sowie eine Entflechtung der Transferbeziehun-
gen zwischen Land und Gemeinden sind nur 
einige der zahlreichen Aufgabenschwerpunkte, 
um den ländlichen Raum zu erhalten. Besonders 
wichtig ist die Beteiligung der Gemeindebewoh-
nerinnen und –bewohner an Planungsprozessen 
und eine effiziente interkommunale Zusammen-
arbeit zwischen den Nachbargemeinden. Regio-
nalentwicklung kann von der Politik unterstützt 
aber nicht diktiert werden.“

Die KOMMUNALMESSE 2016, veranstaltet vom 
Österreichischen Kommunal-Verlag, beginnt 
zeitgleich mit dem Gemeindetag ebenfalls im 
Messezentrum. Am 6. Oktober ist die Eröffnung 
um 11.00 Uhr in der  Halle 2 der Klagenfurter 
Messe. Hier geht von 14.00 bis 16.00 Uhr auch 
die Fachtagung über die Bühne. Die Hauptver-
anstaltung 63. Österreichischer Gemeindetag 
beginnt am 7. Oktober ab 9.30 Uhr mit dem 
Empfang der Ehrengäste und dem Einmarsch 
in die Halle 5. Die Spitzen der Republik sowie 
Top-Vertreter des Landes werden an der Tagung 
teilnehmen.  

LINKS ZUM  
GEMEINDETAG

 
www.gemeindetag.at 

&
www. 

diekommunalmesse.at
&

www.flgö.at

Der FACHVERBAND DER LEITENDEN GEMEIN-
DEBEDIENSTETEN wird seine Fachtagung 2016 
am Donnerstag, 6. Oktober, im Rahmen von 
Gemeindetag und Messe abhalten. Die Bedeu-
tung der leitenden Gemeindebediensteten kann 
nicht genug betont werden: Das Rathaus, das 
Gemeindeamt kristallisiert sich immer mehr als 
Anlaufstelle für so gut wie alle Lebenslagen der 
Menschen heraus. 
Diese Tatsache und auch die immer mehr wer-
denden gesetzlichen Regelungen und neuen 
Aufgaben aller Art stellen die Gemeindeverwal-
tungen nicht nur vor immer größer werdenden 
finanziellen Belastungen. Um die hohe Qualität 
der Leistungen der Gemeinden beizubehalten, 
sind Einsparungen durch die behördenübergrei-
fende Organisation von Aufgaben notwendig. 
Das größte Potenzial dabei ist vermehrte Zusam-
menarbeit bei Technik, Kommunikation und 
natürlich bei Verwaltungsaufgaben. Das werden 
die größten Herausforderungen der nächsten 
Zeit sein, das Potenzial für Einsparungen bei 
gleichzeitiger Qualitätssteigerung ist jedenfalls 
enorm. Der FLGÖ wird auf der Bundesfachta-
gung Beispiele nennen.  
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63. ÖSTERREICHISCHER GEMEINDETAG 
UND KOMMUNALMESSE 2016 

Der 63. Österreichische Gemeindetag findet am  
6. und 7. Oktober 2016 im Klagenfurter Messezent-
rum unter dem Motto: „Die Gemeinden – das  
Rückgrat Österreichs, Vielfalt erhalten – gemein-
sam gestalten“ statt.  
Anmeldungen auf www.gemeindetag.at

Die Kommunalmesse 2016 hat am 6. Oktober von 
9.00 Uhr bis 17.00 Uhr und am Freitag, 7. Oktober von 
9.00 Uhr bis 13.00 Uhr geöffnet. 

Auf 10.000 m² stellen mehr als 100 Aussteller aus 
dem In- und Ausland ihre Produkte und Innovationen 
den mehr als 2500 Besuchern aus praktisch allen 
österreichischen Gemeinden vor. 
Infos unter www.diekommunalmesse.at
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Beim  
Gemeindetag  
und der  
Kommunalmesse 
wird die  
Effizienz und 
Gestaltungs-
kraft der  
österreichi-
schen Bürger-
meisterInnen 
bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben 
gestärkt.“
Gaby Schaunig, 
Landeshauptmann- 
Stellvertreterin und  
Gemeindereferentin  
von Kärnten

DAS SAGEN DIE AUSSTELLER DER  
KOMMUNALMESSE 2016

„Wir freuen uns, auch heuer wieder bei der Kommu-
nalmesse dabei zu sein und dem österreichischen 

Fachpublikum mit unserem Know how für 
Fragen zur Verfügung zu stehen.  Ob 
betriebswirtschaftliche oder steuerli-
che Fragen, Projektentwicklung und 
–management,  Spezialthematiken wir 

Vereine, Effizienzoptimierung von 
Bauhöfen und Kindergärten 
oder Haushaltsfragen etc. – un-
ser multidisziplinäres Team löst 
schwierigste steuerliche, be-
triebswirtschaftliche 

sowie haushaltsrechtliche (Maastricht) 
Problemstellungen Dank jahrelanger 
Erfahrung im kommunalen Bereich 
und umfassenden Know How.

Die Kommunalmesse ist ein 
hervorragender Rahmen um 
Entscheider aus dem kommu-
nalen Bereich zu treffen und 
aktuelle steuerliche Themen zu 
besprechen.

Dr. Peter Pilz, Part-
ner der Austin BFP 
Gruppe

Günter Toth,  
Geschäftsführer 
der KS Kompe-
tenz und Steuer-
beratungs GmbH

ONLINE ANMELDEN AUF 

WWW.GEMEINDETAG.AT
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MINISTERIUM AUF 
 KOLLISIONSKURS

Trotz Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs im März 2014 und 
der sich daraus abzuleitenden Kostenersatzpflicht des Bundes hat 

das zuständige Verkehrsministerium bislang keinen einzigen  
Kostenersatzantrag einer Gemeinde positiv erledigt.  

Eine inakzeptable Hinhaltetaktik zum Leidwesen  
der Gemeinden, der Eisenbahnunternehmen  

und der Verkehrssicherheit.

EISENBAHNKREUZUNGSVERORDNUNG
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Z ahlreiche Gemeinden haben in den 
letzten Jahren die ihnen von den 
Eisenbahnunternehmen gestellten 
Rechnungen an das Ministerium (BM-
VIT) zwecks Ersatz der Kosten für die 

technische Sicherung von Eisenbahnkreuzungen 
übermittelt. Damit entsprachen die Gemeinden 
jener Vorgehensweise, die wenige Monate nach 
der Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
(VfGH vom 12. März 2014, F 1/2013-20) mit dem 
BMVIT vereinbart wurde (Kommunal berichtete 
ausführlich in der Ausgabe 9/2014). 

So Gemeinden überhaupt eine Rückmeldung 
auf ihren Antrag erhalten, lautet diese in allen 
bisherigen Fällen sinngemäß, dass das BMVIT 
nicht imstande sei, die Kosten zu ersetzen, da 
andere Umstände und nicht die Eisenbahnkreu-
zungsverordnung (EisbKrV 2012) ursächlich für 
die Kosten seien. Die mit der rechtlichen Vertre-
tung des BMVIT beauftragte Finanzprokuratur 
begründet diese Haltung in erster Linie damit, 
dass nur die durch die EisbKrV 2012 zusätzlich 
entstandenen finanziellen Ausgaben zu ersetzen 
sind. Da die technischen Sicherungen jedoch 
auch auf Grundlage der Eisenbahnkreuzungs-
verordnung 1961 (EKVO 1961) erfolgen hätten 
müssen, ergäben sich durch die EisbKrV 2012 
keine zusätzlichen Kosten – so der Tenor.

Dass das BMVIT tatsächlich davon ausgeht, 
dass die EisbKrV 2012 (doch) keine Kosten 
verursacht, ist umso bemerkenswerter, als die 
finanziellen Auswirkungen der Verordnung 
letztlich ausschlaggebend für das vom Österrei-
chischen Gemeindebund angestrengte Verfahren 
beim VfGH waren, das der Bund letzten Endes 
verloren hat. 

Sollte die EisbKrV 2012 tatsächlich keine (zu-
sätzlichen) finanziellen Auswirkungen zeitigen, 
wie es das BMVIT vermeint, so bestünde zu zwei 
grundlegenden Fragen dringender Klärungsbe-
darf: 

 ˹ Weshalb ist das BMVIT (verspätet, aber 
letztlich dann doch) seiner bundeshaushalts-
gesetzlichen Pflicht nachgekommen und hat 
im Verordnungsentwurf Kostenfolgen in Höhe 
von 250 Mio. Euro angegeben? 

 ˹ Weshalb hat der Bund nicht schon im Ver-
fahren beim Verfassungsgerichtshof auf den 
seiner Meinung nach vorliegenden Umstand 
hingewiesen, dass die EisbKrV 2012 (doch) 
keinerlei Kostenfolgen für die Gemeinden 

nach sich zieht bzw. die Verordnung keine 
zusätzlichen finanziellen Ausgaben verur-
sacht? 

Hinzuweisen ist auch darauf, dass für den Fall, 
dass die Verordnung tatsächlich keine zusätzli-
chen finanziellen Ausgaben verursachen würde, 
das vom Österreichischen Gemeindebund 
angestrengte Verfahren vor dem VfGH unzuläs-
sig gewesen wäre. Denn gemäß Art. 4 Abs. 5 der 
Vereinbarung über einen Konsultationsmecha-
nismus kann der VfGH nur angerufen werden, 
wenn die (dargestellten) jährlichen finanziellen 
Auswirkungen eine bestimmte Bagatellgrenze 
überschreiten. 

In diesem Zusammenhang ist auch klarzustel-
len, dass es völlig unzweifelhaft ist, dass es sich 
bei den in jedem Verordnungs- oder Gesetzes-
entwurf „darzustellenden finanziellen Auswir-
kungen“ um die – im Falle einer Verletzung der 
Vereinbarung über einen Konsultationsmecha-
nismus – zu ersetzenden „tatsächlich entstan-
denen zusätzlichen finanziellen Ausgaben“ 
handelt. Dies ergibt sich allein schon aus Art. 
4 Abs. 2, 4. Satz der Vereinbarung über einen 
Konsultationsmechanismus, der beide Termini 
in ihrer inhaltlichen Bedeutung gleichsetzt.

Irrationale Hinhaltetaktik. Dass der Bund, im 
Speziellen das BMVIT, keine Freude mit der Ent-
scheidung des  VfGH hat, ist verständlich, denn 
letztlich geht es um viel Geld – um sehr viel 
Geld. Denn neben den angeführten Kostenfolgen 
für die technischen Sicherungen in Höhe von 
250 Mio. Euro, von denen die Gemeinden gemäß 
Eisenbahngesetz rund die Hälfte als Träger der 
Straßenbaulast zu tragen haben, verursacht die 
EisbKrV 2012 auch Erhaltungs- und Inbetrieb-
haltungskosten sowie Erneuerungskosten (nach 
Ablauf der Nutzungsdauer) der technischen 

Gemäß Vereinbarung 
über einen Konsultati-
onsmechanismus ist in 
Rechtssetzungsvorhaben 
eine Darstellung der finanzi-
ellen Auswirkungen  auf die 
Gebietskörperschaften auf-
zunehmen. Sollten die Aus-
wirkungen für Gemeinden 
jährlich einen bestimmten 
Betrag überschreiten, dann 
kann der Österreichische 
Gemeindebund Verhand-
lungen in einem Konsulta-
tionsgremium verlangen, in 
dem über die Kostenfolgen 
zu verhandeln ist. Im Jahr 
2009 hat das BMVIT einen 
ersten Entwurf der Eisen-
bahnkreuzungsverordnung 
zur Begutachtung ausge-
schickt, dieser enthielt keine 
Darstellung der finanziellen 
Auswirkungen. 

Erst im Jahr 2011 in einem 
weiteren Entwurf hat das 
BMVIT auch Kostenfolgen 
aufgenommen (zunächst 
300 Mio. Euro, dann korri-
giert auf 250 Mio. Euro). Zu 
beiden Entwürfen hat der 
Österreichische Gemein-
debund Verhandlungen 
im Konsultationsgremium 
verlangt. Nachdem die Ver-
ordnung ohne Einberufung 
des Konsultationsgremiums 

DAS VERFAHREN BEIM VFGH 

EISENBAHNKREUZUNGEN
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Sicherungen. Zu bemerken ist, dass allein die 
Betriebskosten – über den Zeitraum der Nut-
zungsdauer gesehen (25 bis 30 Jahre) – etwa die 
Höhe der Errichtungskosten ausmachen. 

Das alles ändert freilich nichts daran, dass das 
BMVIT die aus seiner Sicht  ungünstige Situation 
selbst verschuldet – um nicht zu sagen – ge-
radezu provoziert hat. Dass nunmehr (nach 
Entscheidung des VfGH) das BMVIT den Kosten-
ersatzanspruch der Gemeinden bestreitet, fügt 
sich jedenfalls in das Bild des BMVIT, das es in 
dieser Angelegenheit von Beginn an an den Tag 
gelegt hat: 

 ˹ Keine Einbindung der Gemeindeebene als 
(Haupt-)Betroffene in die Vorbereitung und 
Erarbeitung der Verordnung, 

 ˹ keine Berücksichtigung der massiven Beden-
ken, die von Gemeindeseite im Rahmen der 
Begutachtung geäußert wurden,

 ˹ keine Einberufung des Konsultationsgremi-
ums trotz klarer Verpflichtung.

Das BMVIT will jene Kosten, die es selbst zu ver-
antworten hat, nicht tragen. Verständnis dafür, 
dass auch Gemeinden diese Kosten nicht tragen 
wollen und vielfach – im Unterschied zum Bund 
– auch gar nicht tragen können, gibt es freilich 
nicht. Zahlreiche Gemeinden stünden am Rande 
ihrer Existenz, würden sie die Rechnungen 
begleichen, die sie von den Eisenbahnunterneh-
men erhalten.

Eisenbahnunternehmen unter Zugzwang
Keine Freude mit dieser Patt-Situation haben 
auch die Eisenbahnunternehmen. Letztlich sind 
sie verpflichtet, die technischen Sicherungen 
auf Grundlage der EisbKrV 2012 umzusetzen. 
Gemäß Eisenbahngesetz müssen die Eisenbahn-
unternehmen – so mit den Trägern der Stra-
ßenbaulast nichts anderes vereinbart ist – den 
Hälfteanteil der Kosten tragen. Hinsichtlich des 
anderen Hälfteanteils treten die Eisenbahn-
unternehmen in Vorleistung und stellen den Trä-
gern der Straßenbaulast (zumeist Gemeinden) 
diese Kosten in Rechnung. 

Da sich aber Gemeinden zurecht weigern, die 
teils exorbitanten und existenzbedrohenden 
Kosten ohne Zusicherung des Kostenersatzes 
durch das BMVIT (Bund) zu tragen, bleiben die 
Eisenbahnunternehmen nicht selten auch auf 
den zweiten Hälfteanteil der Kosten sitzen. 

erlassen wurde, hat der Ge-
meindebund den VfGH an-
gerufen und die Feststellung 
begehrt, dass der Bund die 
Pflichten aus der Vereinba-
rung über einen Konsulta-
tionsmechanismus verletzt 
hat. Der VfGH gab dem 
Österreichischen Gemein-
debund recht und sprach 
aus, dass der Bund seine 
Pflichten aus der Vereinba-
rung über einen Konsulta-
tionsmechanismus verletzt 
hat, da der Bundeskanzler 
das Konsultationsgremium 
weder konstituierte noch 
unverzüglich einberief. 

Zwar löst der Spruch des 
VfGH nicht unmittelbar die 
Kostenersatzpflicht des Bun-
des aus, diese ergibt sich 
aber aus der Vereinbarung 
über einen Konsultations-
mechanismus selbst. Denn 
darin ist festgelegt, dass bei 
derartigen Verletzungen die 
durch das Rechtsetzungs-
vorhaben entstehenden 
zusätzlichen finanziellen 
Ausgaben zu ersetzen sind. 
Im Streitfall entscheidet 
über diese Ersatzpflicht der 
VfGH in einem eigenen Ver-
fahren, das unter anderem 
von jeder Gemeinde einge-
leitet werden kann. 

Die Eisenbahnunternehmen haben zusätzlich 
das Problem, dass - so die Gemeinde mit dem 
Eisenbahnunternehmen keine zivilrechtliche 
Vereinbarung abgeschlossen hat - die sich aus 
dem Eisenbahngesetz ergebende Verpflichtung 
der Gemeinde zur Zahlung des Hälfteanteils 
kein zivilrechtlicher Anspruch ist. Dies hat der 
Oberste Gerichtshof in seiner Entscheidung vom 
17. Juli 2014 unmissverständlich klargestellt 
(OGH 4Ob 122/14s). Der OGH geht noch weiter 
und stellt in seiner Entscheidung fest: „Daran, 
dass […] eine ausdrückliche Regelung für die 
Durchsetzung der gesetzlichen Hälfteregelung 
sinnvoll wäre, hat der Gesetzgeber offenbar 
nicht gedacht.“ Wie ein Eisenbahnunternehmen 
seinen demgemäß „öffentlich-rechtlichen“ An-
spruch gegen die Gemeinde durchsetzen kann, 
ist daher völlig offen. 

Auch die Verkehrssicherheit bleibt auf der 
Strecke.  Das vom BMVIT vorgegebene Ziel der 
EisbKrV 2012 war die Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit durch technische Aufrüstungen bislang 
ungesicherter und Auflassungen nicht mehr 
erforderlicher Übergänge. Von Beginn an wurde 
von vielen Seiten zu hinterfragen versucht, 
ob durch die Verordnung das Ziel überhaupt 
erreicht werden kann. Denn abgesehen davon, 
dass auch statistische Zahlen diese Zweifel 
nähren, machen Unvernunft und Unachtsamkeit 
weder vor Lichtzeichen noch vor Schrankenan-
lagen Halt. Die Verkehrsteilnehmer zur Räson 
bringen einzig und allein Kontrollen und saftige 
Strafen. Und selbst wenn man davon ausginge, 
dass die EisbKrV 2012 und die damit verbun-
denen zahlreichen technischen Sicherungen 
tatsächlich zu einer Erhöhung der Verkehrssi-
cherheit führen, bewirkt die durch das BMVIT 
hervorgerufene Patt-Stellung Verzögerungen in 
der Umsetzung der technischen Sicherungen 
und damit genau das Gegenteil.

Demnächst wird wieder der VfGH am Zug sein 
und endgültig Klarheit über die Kostenersatz-
pflicht des Bundes und deren Umfang schaffen. 

KOMMUNAL wird berichten.  

DAS VERFAHREN BEIM VFGH 

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER  
IST JURIST BEIM ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND

 bernhard.haubenberger@gemeindebund.gv.at

EISENBAHNKREUZUNGEN
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EISENBAHNKREUZUNGEN 

WELCHE KOSTEN VON DER 
GEMEINDE ZU TRAGEN SIND
Die Kostentragungspflicht der Gemeinden bzw. die Teilung der Kosten im  
Zusammenhang mit Eisenbahnkreuzungen ist kompliziert. Für die Gemeinden  
bedeuten die Regelungen über die Kosten eine enorme Belastung. Grund zur  
Freude gibt eine Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs aus dem Jahr 2015.

TEXT / Bernhard Haubenberger

Losgelöst von der Frage, wann das BMVIT 
bzw. der Bund der Gemeinde einen Kosten-
ersatz zu leisten hat [Kommunal berichtete 

ausführlich in der Ausgabe 9/2014], bedarf es 
einer Aufklärung darüber, in welchem Umfang 
Gemeinden überhaupt Kosten zu tragen haben.

Grundsätzlich fallen folgende Kosten, die bei 
Umsetzung von behördlich angeordneten Maß-
nahmen an Eisenbahnkreuzungen entstehen, 
unter die Kostentragungspflicht der Gemeinden:

 ˹ Kosten der Sicherungseinrichtungen,
 ˹ Kosten für die bauliche Umgestaltung der 
bestehenden Kreuzung,

 ˹ Kosten für Zusatzeinrichtungen zur Erhöhung 
der Sicherheit (Läutewerke, Drehkreuze, Tore, 
Umlaufsperren, Hängegitter),

 ˹ Kosten der Zusatzeinrichtungen für die bar-
rierefreie Ausgestaltung der Sicherung der 
Eisenbahnkreuzung,

 ˹ Kosten für die im Zusammenhang mit der 
Auflassung erforderliche Umgestaltung des 
Wegenetzes oder Durchführung sonstiger 
Ersatzmaßnahmen sowie

 ˹ Kosten für die künftige Erhaltung und Inbetrieb-
haltung der umgestalteten Kreuzung, des umge-
stalteten Wegenetzes und der Ersatzmaßnahmen.

Zu berücksichtigen ist aber, dass die Kosten 
für die im Zusammenhang mit der Auflassung 
erforderlichen Abtragungen und Absperrun-
gen beiderseits der Eisenbahn zur Gänze vom 
Eisenbahnunternehmen zu tragen sind. Ebenso 
sind die Kosten der Sicherungseinrichtungen 
für Materialbahnen, ausgenommen solche mit 
beschränkt-öffentlichem Verkehr, vom Eisen-
bahnunternehmen alleine zu tragen (§ 49 Abs.2 
Eisenbahngesetz).

REGELUNG DER KOSTENTRAGUNG
Das Eisenbahngesetz in der derzeit geltenden 
Fassung sieht drei Varianten der Kostentragungs-
regelung vor:
 
a) Einvernehmen

 ˹ Das Eisenbahngesetz (EisbG) geht davon aus, 
dass in erster Linie zwischen dem Eisenbahn-
unternehmen und der betroffenen Gemeinde 
ein Einvernehmen (vertragliche Vereinba-
rung) über die Regelung der Tragung der 
mit der Sicherung oder der Auflassung von 
Eisenbahnkreuzungen verbundenen Kosten 
erzielt wird. Vor Abschluss einer derartigen 
Vereinbarung sollte aus Sicht der Gemeinde 
insbesondere berücksichtigt werden: 

 ˹ welche Kosten unter die Kostentragungs-
pflicht der Gemeinde fallen (siehe oben),

Das  
Gesetz geht  
davon aus,  
dass zwischen 
Eisenbahn-
unternehmen 
und Gemeinde 
Einvernehmen 
über die Kosten 
erzielt wird.“

EISENBAHNKREUZUNGEN
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 ˹ ob es Sonderinteressen des Eisenbahnun-
ternehmens oder der Gemeinde hinsicht-
lich der zu treffenden Maßnahmen  
(z. B. Frequenzsteigerung, Veränderung der 
Geschwindigkeit auf der Bahn) gibt. 

Hinzuweisen ist darauf, dass der Abschluss 
einer Vereinbarung über die Kostentragung 
bewirkt, dass der Kostenanspruch des Eisen-
bahnunternehmens gegen die Gemeinde zu 
einem zivilrechtlichen Anspruch wird, der 
dadurch (zivil-)gerichtlich geltend gemacht 
werden kann. 

b) Gesetzlicher Kostenanspruch
 ˹ Sofern kein Einvernehmen über die Regelung 

der Kostentragung mit dem Eisenbahnunter-
nehmen erzielt wird, sind gemäß § 48 Abs. 2  
Eisenbahngesetz (EisbG) die Kosten je zur Hälf-
te vom Eisenbahnunternehmen und dem Träger 
der Straßenbaulast (Gemeinde) zu tragen. 

Hinzuweisen ist darauf, dass der in § 48 Abs. 2 
EisbG normierte Kostenanspruch des Eisen-
bahnunternehmens kein zivilrechtlicher 
sondern ein öffentlich-rechtlicher Anspruch 
ist (OGH vom 17. Juli 2014, 4Ob 122/14s). 
Dem Eisenbahnunternehmen ist es daher 
verwehrt, seinen Anspruch bei einem Zivil-
gericht geltend zu machen. Da es auch kein 
verwaltungsrechtliches Instrumentarium (Be-
scheid) gibt, mithilfe dessen ein Eisenbahn-
unternehmen seinen Anspruch durchsetzen 
könnte, bliebe dem Eisenbahnunternehmen 
(allenfalls) die Möglichkeit der Anrufung des 
Verfassungsgerichtshofs (VfGH). 

c) Kostenentscheidungsantrag
 ˹ Unabhängig vom gesetzlichen Kostenanspruch 

können sowohl das Eisenbahnunternehmen 
als auch die Gemeinde binnen drei Jahren ab 
Rechtskraft einer behördlichen Anordnung 
einen Antrag auf Kostenentscheidung bei der 
Behörde stellen. In diesem Verfahren werden 
das Ausmaß der relevanten Kosten (Kosten-
teilungsmasse) sowie deren Aufteilung auf das 
Eisenbahnunternehmen und den Träger der 
Straßenbaulast (Gemeinde) festgelegt. 
Die Aufteilung der Kosten auf das Eisenbahn-
unternehmen und den Träger der Straßen-
baulast hängt im Wesentlichen davon ab,

 ˹ welche Änderungen des Verkehrs auf der 
Eisenbahn oder des Straßenverkehrs seit 

Erteilung der Baugenehmigung der Eisen-
bahnkreuzung eingetreten sind,

 ˹ welche Verbesserung durch die bauliche 
Umgestaltung der Verkehrswege, durch die 
nach Auflassung verbleibenden oder im 
Zusammenhang mit der Auflassung baulich 
umgestalteten Kreuzungen, des umgestal-
teten Wegenetzes und der durchgeführten 
Ersatzmaßnahmen erzielt werden,

 ˹ welche Ersparnisse hierdurch erzielt wer-
den und

 ˹ welche Maßnahmen im Sonderinteresse 
eines Verkehrsträgers liegen.

Hinzuweisen ist darauf, dass es nicht ausge-
schlossen ist, dass die Kosten der zu setzen-
den Maßnahmen, sollten sie im ausschließ-
lichen oder überwiegenden Interesse eines 
Verkehrsträgers liegen, von diesem alleine zu 
tragen sind. Wenn daher etwa die vorgesehe-
ne Geschwindigkeitserhöhung der Bahn aus-
schlaggebend für die behördliche Anordnung 
einer technischen Sicherung war und die 
technische Sicherung der Eisenbahnkreuzung 
im ausschließlichen Interesse der Eisenbahn 
erfolgt ist, so wird das Kostenentscheidungs-
verfahren aller Voraussicht nach zugunsten 
der Gemeinde ausgehen (Kostentragung von 
weit weniger als 50 Prozent).

KOSTENTRAGUNG(SREGELUNG) NUR BEI 
NEUEN ANORDNUNGEN
Im Jahr 2015 hatte sich der Verwaltungsge-
richtshof (VwGH vom 18. Februar 2015, Ro 
2014/03/0077) mit der Frage zu befassen, ob 
eine schlichte Erneuerung einer am Ende der 
Nutzungsdauer angelangten Sicherungsanlage 
einer (neuen) Kostentragungsregelung bedarf. Er 
verneinte dies und kam darüber hinaus zu dem 
Schluss, dass die Gemeinde gar keine Kosten für 
die Erneuerung zu tragen hat.

Die Entscheidung hat für Eisenbahnunterneh-
men und Gemeinden weitreichende Konse-
quenzen – jedenfalls überall dort, wo von Seiten 
der Behörde keine neuen Anordnungen getroffen 
werden und die Gemeinde bislang auf Grundlage 
der bestehenden Kostentragungsregelung keine 
Kosten getragen hat.

Ausgangslage des Verfahrens war ein Kosten-
entscheidungsantrag eines Eisenbahnunterneh-
mens, das von der Behörde eine Klarstellung ▷  

Es ist nicht 
ausgeschlossen, 
dass die Kosten 
vom Verkehrs-
träger alleine 
zu tragen sind.“
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über die Aufteilung der Kosten zwischen Eisen-
bahnunternehmen und Gemeinde(n) verlangte. 
Da es sich im gegenständlichen Fall nur um die 
Erneuerung bereits bestehender Sicherungsan-
lagen handelte, kamen zunächst das im Devolu-
tionsweg angerufene Landesverwaltungsgericht 
und schlussendlich der Verwaltungsgerichtshof 
(VwGH) zu dem Schluss, dass Sicherungsanla-
gen, die lediglich erneuert werden, keine neuen 
(behördlichen) Anordnungen darstellen und 
daher einem Kostenentscheidungsverfahren gar 
nicht zugänglich sein können. 

Der VwGH geht nämlich davon aus, dass zu 
bestehenden, nunmehr zu erneuernden Siche-
rungseinrichtungen Kostentragungsregelungen 
vorliegen (müssen), die demgemäß auch auf die 
Erneuerungskosten anzuwenden sind und daher 
nicht durch einen (weiteren) Kostenentschei-
dungsantrag ausgehebelt werden können. Dies-
bezüglich sind vier Szenarien zu nennen, wobei 
das vierte in den meisten Fällen dazu führt, dass 
eine Gemeinde bei Erneuerungen auch zukünf-
tig keinerlei Kosten zahlen muss:

 ˹ Sollte zwischen dem Eisenbahnunternehmen 
und der Gemeinde hinsichtlich der zu er-
neuernden Sicherungseinrichtung (der alten 
Anlage) eine Vereinbarung über die Kosten-
tragung bestehen, so ist diese auch auf die 
Erneuerungskosten anzuwenden. 

 ˹ Sollte hinsichtlich der zu erneuernden 
Sicherungseinrichtung eine behördliche 
Entscheidung aufgrund eines bereits damals 
stattgefundenen Kostenentscheidungsantrags 
vorliegen, so gilt diese Entscheidung auch für 
die Erneuerungskosten. 

 ˹ Sollte die gesetzliche Kostentragungsregel 
(gesetzlicher Kostenanspruch von 50% ge-
mäß § 48 Abs. 3 EisbG idgF.) bereits bei der zu 
erneuernden Sicherungseinrichtung mangels 
Vereinbarung oder Kostenentscheidung an-
zuwenden gewesen sein, so gilt diese auch für 
die Erneuerungskosten.

 ˹ Sollte es sich bei der zu erneuernden Si-
cherungseinrichtung um eine Einrichtung 
handeln, deren behördliche Anordnung auf 
Basis der alten Rechtslage erfolgt ist, die bis 
31. März 2002 gegolten hat (§ 48 Abs. 2 idF. 
BGBl. 60/1957), so ist festzuhalten, dass ge-
mäß alter Rechtslage die Behörde angehalten 
war, neben der Feststellung (und Anordnung) 
der Art der Sicherung auch sogleich über die 

Kostenteilung zwischen Eisenbahnunter-
nehmen und Gemeinde abzusprechen. Da 
es aber die zuständige Behörde (damals das 
Verkehrsministerium) in nahezu allen Fällen 
verabsäumt hat, auch über die Kostenteilung 
abzusprechen, mussten die Gemeinden in 
all diesen Fällen bislang keine Kosten tragen. 
Diese für die Gemeinden günstige Kostenre-
gelung gilt – so nicht zwischenzeitlich eine 
anderweitige Vereinbarung zwischen Eisen-
bahnunternehmen und Gemeinde getroffen 
wurde – auch für die Erneuerung der (damals 
angeordneten) Sicherungseinrichtung. Der 
VwGH kam auch zum Schluss, dass es dem 
Eisenbahnunternehmen verwehrt ist, das 
Versäumnis der damaligen Behörde (Ver-
kehrsministerium) durch einen jetzigen Kos-
tenentscheidungsantrag zu beheben – zumal 
das Eisenbahnunternehmen damals (auf Basis 
der alten Rechtslage) schon die Möglichkeit 
gehabt hätte, im Verfahrensweg eine Kosten-
entscheidung herbeizuführen (im Rechtsmit-
tel- oder Säumnisweg).

EIN ERLASS IST KEINE VERBINDLICHE 
RECHTSQUELLE
Der VwGH hat darüber hinaus auch eine weitere 
wichtige Klarstellung getroffen. Da das Eisen-
bahnunternehmen auf einen Erlass des Ver-
kehrsministeriums (Schreiben vom 13. Mai 2011) 
Bezug nahm, der – wohl aufgrund der damaligen 
Versäumnisse hinsichtlich der Kostenteilung – 
anordnete, dass auch bei einer Erneuerung die 
(neuen) Bestimmungen über die Kostentragung 
anzuwenden sind, verwies der VwGH darauf, dass 
verkehrsministerielle Schreiben keine für den 
Verwaltungsgerichtshof und die Verwaltungsge-
richte verbindliche Rechtsquellen darstellen.

Im Ergebnis bedeutet die Entscheidung des 
VwGH, dass hinsichtlich der Erneuerung von 
Sicherungseinrichtungen, die demgemäß keine 
neuen Anordnungen der Behörde darstellen, ein 
Kostenentscheidungsverfahren nicht möglich 
ist (Erneuerungskosten sind nicht in die Kos-
tenteilungsmasse miteinzubeziehen). Daraus 
folgt aber auch, dass hinsichtlich der Erneue-
rungskosten die bestehenden Kostentragungs-
regelungen bestehen bleiben. Wenn daher eine 
Gemeinde bislang keine Kosten getragen hat 
bzw. tragen musste, so muss sie dies auch nicht 
im Falle einer Erneuerung einer Sicherungsein-
richtung.  

Das  
VwGH-Urteil 
bedeutet  
letztlich, dass 
ein Kosten- 
entscheidungs- 
verfahren 
nicht möglich 
ist.“

MEHR ZUM THEMA 
KOSTEN-(ERSATZ) 
In der Ausgabe 9/2014 berichte-
te KOMMUNAL ausführlich 
über die Eisenbahnkreu-
zungsverordnung. Damals 
ging es um ein Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshof (12. 
März 2014, Zl. F 1/2013-20), 
in dem ausgesprochen wurde, 
dass der Bund (konkret 
das Verkehrsminsterium 
BMVIT) die Verpflichtung zur 
Konstituierung des Konsul-
tationsgremiums und der 
Aufnahme von Verhandlungen 
über die zusätzlich verursach-
ten finanziellen Auswirkungen 
des Verordnungsentwurfs zur 
Eisenbahnkreuzungsverord-
nung (EisbKrV) 2012 nicht 
eingehalten hat. 
Unter dem Link  
http://kommunal.at/wp-
content/uploads/2016/04/
Ersatz-für-technische-
Sicherung.-Sonst-Auflassung-

der-Kreuzung.pdf 
 
steht dieser Beitrag aus dem 
Jahre 2014 zum Nachlesen.
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Beispiele zur Veranschaulichung
Die nachstehend angeführten Beispiele sollen auf Grundlage der Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs 
Klarheit darüber schaffen, in welchem Umfang die Gemeinden Kosten zu tragen haben:

BEISPIEL 3
Es wird behördlich die Auflassung 
einer Eisenbahnkreuzung, die bislang 
mittels Lichtzeichenanlage gesichert 
war, angeordnet.

Ergebnis: Bei der Auflassung einer 
Eisenbahnkreuzung handelt es sich 
immer um eine (neue) behördliche 
Anordnung, die einer Kostentra-
gungsregelung bedarf. Es kommen 
daher hinsichtlich der Auflassung 
eine Vereinbarung, die gesetzliche 
Kostentragungspflicht von 50 Prozent 
oder eine behördlich festzusetzende 
Kostenteilung aufgrund eines Kos-
tenentscheidungsantrags in Frage. In 
allen Fällen ist zu berücksichtigen, 
dass die Kosten für die im Zusam-
menhang mit der Auflassung erfor-
derlichen Abtragungen und Absper-
rungen beiderseits der Eisenbahn zur 
Gänze vom Eisenbahnunternehmen 
zu tragen sind (§ 48 Abs. 2 EisbG). Die 
Kostentragungregelung hat daher die 
sonstigen mit der Auflassung ver-
bundenen Kosten (Umgestaltung des 
Wegenetzes, Grundankauf, Errichtung 
von Umwegen, Ersatzmaßnahmen) 
zu umfassen.

BEISPIEL 2
Es wird behördlich festgestellt, dass zu-
sätzlich zur bestehenden Sicherungsart 
mittels Lichtzeichenanlage Halbschran-
ken erforderlich sind. Infolge des Ablaufs 
der technischen Nutzungsdauer der 
Lichtzeichenanlage wird diese sogleich 
im Zuge der Umsetzung der Anordnung 
der Behörde erneuert. Hinsichtlich der 
Lichtzeichenanlage hat die Behörde 
(nach alter Rechtslage) keine Kostentei-
lung vorgenommen. Es gibt jedoch eine 
alte Vereinbarung mit dem Eisenbahn-
unternehmen darüber, dass die Gemein-
de 40 Prozent der Errichtungskosten der 
Lichtzeichenanlage trägt, jedoch keine 
Betriebskosten. 

Ergebnis: Hinsichtlich der Lichtzeichen-
anlage gibt es eine Vereinbarung über 
die Kostentragung. Diese Kostentra-
gungsregelung ist auch bei der neuen 
Lichtzeichenanlage anzuwenden (Ge-
meinde zahlt 40% Errichtungskosten, 
jedoch keine Betriebskosten). Bei der 
Schrankenanlage handelt es sich um 
eine neue behördliche Anordnung, die 
einer (neuen) Kostentragungsregelung 
bedarf. Es kommen daher hinsichtlich 
der Schrankenanlage eine Vereinba-
rung, die gesetzliche Kostentragungs-
pflicht von 50% oder eine behördlich 
festzusetzende Kostenteilung aufgrund 
eines Kostenentscheidungsantrages in 
Frage.

BEISPIEL 1
Nach Ablauf der technischen Nutzungs-
dauer der bestehenden Sicherungsan-
lage wird behördlich festgestellt, dass 
eine Änderung der Sicherungsart, der 
Sicherungseinrichtungen oder zusätz-
licher Sicherungseinrichtungen nicht 
erforderlich ist und keine Notwendig-
keit für eine Umgestaltung bzw. tech-
nische Anpassung von Verkehrswegen 
vorliegt. Die bestehende Sicherungs-
anlage wird daher lediglich erneuert. 
Hinsichtlich der zu erneuernden (alten) 
Sicherungsanlage hat die Behörde (nach 
alter Rechtslage) keine Kostenteilung 
vorgenommen. Es gibt zudem keinerlei 
Vereinbarungen über eine Kostentra-
gung der Gemeinde mit dem Eisen-
bahnunternehmen.

Ergebnis: Es handelt sich bei der 
Erneuerung der Sicherungsanlage um 
keine neue Anordnung. Ein Kostenent-
scheidungsverfahren ist nicht zuläs-
sig. Hinsichtlich der zu erneuernden 
Sicherungseinrichtung gilt die bisher 
bestehende Kostentragungsregelung, 
wonach die Gemeinde keine Kosten zu 
tragen hat.

EISENBAHNKREUZUNGEN
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Michael Zehetner, Bürgermeister im niederösterreichischen Waldegg, über 
die Auswirkungen der Eisenbahnkreuzungsverordnung auf seine Gemeinde.

Wie viele ungesicherte Bahnübergänge  
gibt es in Ihrer Gemeinde?
MICHAEL ZEHETNER: Insgesamt haben wir  
20 Bahnübergänge! Sechs davon sind von der  
Eisenbahnkreuzungsverordnung betroffen  
und müssen geändert bzw. aufgerüstet  
werden. 

Was würde die Errichtung von Sicherungen 
kosten?
Insgesamt würde die Sicherung der Bahnüber-
gänge die Gemeinde ca. 1,7 Millionen Euro  
kosten. Eine Lichtblink-Signalanlage kostet  
etwa 400.000 Euro. 
Wenn auch noch Schranken dazukommen, 
kommt man auf 600.000 Euro. Die Kosten wer-
den dann zwischen dem Verkehrsunterneh- 
men – also der ÖBB – und der Gemeinde  
geteilt. 

Wäre es eine Alternative,  
Bahnübergänge zu schließen?
Wo es möglich war, wurde das bereits gemacht. 
Mehr ist nicht mehr möglich, weil dann manche 
Ortsteile nicht mehr erreichbar wären. 

Wie viele Unfälle gab es in den letzten  
Jahren auf Eisenbahnkreuzungen?
Ich kann mich nur an einen an einer mittler-
weile aufgelassenen Kreuzung erinnern. Und im 
Winter gab es einen Unfall, weil ein Auto auf der 
Schneefahrbahn ins Rutschen gekommen und 
auf dem Bahnübergang abgestorben ist. Ein Zug 
hat das Auto erfasst, der Fahrer konnte sich aber 
retten. Das wäre durch ein Lichtsignal  
auch nicht zu verhindern gewesen. Tödliche 
Unfälle hatten wir zum Glück überhaupt  
keinen. 

EISENBAHNKREUZUNGEN

„MEINE HOFFNUNG IST DER 
FINANZAUSGLEICH“

Meinen Sie, dass Sicherungsanlagen  
die Sicherheit erhöhen würden?
Ich habe den Eindruck, dass die Aufmerksam-
keit im Straßenverkehr durch Handys, Radios 
etc. nachlässt. Wenn man aufmerksam fährt, 
dann reicht es, wenn an der Eisenbahnkreuzung 
eine Stopp-Tafel steht. Ein Problem ist aber, dass 
die Züge an den ungesicherten Bahnübergängen 
hupen müssen. Aufgrund der vielen Bahnüber-
gänge ist das ist eine unzumutbare Lärmbelas-
tung für die Bevölkerung. 
Ursprünglich waren ja in Waldegg praktisch alle 
Bahnübergänge beschrankt. Die Schranken wur-
den aber vor etwa 30 Jahren alle abgebaut. 

Hatten Sie schon Kontakt mit dem Verkehrsmi-
nisterium zwecks Kostenersatz?
Wir hatten Kontakt, aber nicht wegen Kosten-
ersatz, weil die Kosten noch nicht feststehen. Es 
wurde ja der Konsultationsmechanismus  aus-
gelöst, und man wird sehen, inwieweit Kosten 
übernommen werden. Man kann noch nicht 
einschätzen, welche Sicherungsmaßnahmen 
nach der alten Eisenbahnkreuzungsverordnung 
notwendig gewesen wären und welche nach der 
neuen. Meine große Hoffnung ist, dass die Eisen-
bahnkreuzungsverordnung im Finanzausgleich 
berücksichtigt wird. 
Das Problem ist ja auch, dass der Bau der Siche-
rungsanlagen bis 2020 abgeschlossen sein muss. 
Solange die Kosten aber nicht auf dem Tisch 
liegen, können wir schlecht planen. Wir wissen 
nur, dass bis dahin die Bescheide von der ÖBB 
umgesetzt werden müssen. 
Ich glaube, dass die Eisenbahnkreuzungsverord-
nung in der vorgegeben Zeit zwar umsetzbar ist, 
aber die Kosten für Bund, Länder und Gemein-
den nicht zu bewerkstelligen sind.  

Bürgermeister Michael 
Zehetner vor einem der 
Bahnübergänge, die zu 
sichern wären.

1,7
Millionen Euro 
würde der Gemeinde 
Waldegg die Sicherung 
von Bahnübergängen 
kosten.
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An der 15. Fußballeuro-
pameisterschaft (EURO 
2016) vom 10. Juni bis 

10. Juli 2016 in Frankreich 
nehmen 24 Nationalmann-
schaften teil. Das österrei-
chische Nationalteam wird 
am 8. Juni anreisen – am 14. 
Juni findet in Bordeaux das 
erste Gruppenspiel gegen 
Ungarn statt. Um Sicherheit 
zu gewährleisten, hat das Bun-
desministerium für Inneres 
(BMI) einen Zehn-Punkte-Plan 
an Sicherheitsmaßnahmen 
erarbeitet und eine Taskforce 
eingerichtet. Durch die enge 
Zusammenarbeit in der 
Taskforce zwischen dem BMI, 
Sports Media Austria und 
dem ÖFB ist ein hohes Maß 
an Informationsaustausch 
gewährleistet. Alle wesentli-
chen Reisegruppen – die Fans, 
die Delegation ebenso wie das 
Team, Medien und Sponsoren 
– werden mit den notwendi-
gen Informationen rund um 
die Sicherheit versorgt.

Die EM-Spiele werden in 
Österreich auch in „Public-
Screening“-Veranstaltungen 
übertragen. Die UEFA hat den 
Begriff „Public Viewing“ – die 
öffentliche Übertragung von 
Fußballspielen – durch „Public 
Screening“ ersetzt. „Öffentliche 
Übertragung“ bedeutet das 
Zeigen von Fußballspielen 
außerhalb des häuslichen Be-
reichs, etwa durch einen Fuß-
ballverein, eine Schule, eine 
Stadt oder eine Event-Agentur. 
Es dürfen nur Live-Spiele der 
Fußballeuropameisterschaft 
übertragen werden, keine 
sonstigen Sendungen. Für jede 
„Public-Screening“-Veranstal-
tung ist eine Genehmigung 
der UEFA erforderlich. Der 
TV-Rechtehalter ORF wurde 
von der UEFA mit der Aus-
stellung der Public-Screening-
Lizenzen beauftragt. Am 6. Mai 
2016 endet die Einreichfrist 
für Anträge zur öffentlichen 
Übertragung der UEFA EURO 
2016. Gastronomiebetriebe 

können Spiele der EURO 2016 
im Lokal oder im Schanigarten 
übertragen; im Innenhof-
garten nur dann, wenn dieser 
extra dafür genehmigt ist. Es 
gilt das Veranstaltungsgesetz. 

„Public Screening“ – Emp-
fehlungen des BMI: Unter 
anderem ist zu beachten: 
Durch die öffentliche Über-
tragung von Spielen darf kein 
ungebührlicher Lärm entste-
hen. Anrainer und Verkehrs-
teilnehmer dürfen durch den 
Bildschirm nicht geblendet 
oder abgelenkt werden. Flucht-
wege des Veranstaltungsorts 
müssen frei zugänglich sein. 
Technische Aufbauten und 
Stolpergefahren müssen ver-
mieden werden. Bei größeren 
Veranstaltungen ist zu beach-
ten: Die Areale müssen abge-
grenzt sein, der Zutritt muss 
kontrolliert werden, Ordner 
und Security-Personal müssen 
die Sicherheit gewährleisten, 
Glasflaschen und Gläser sind 

verboten, und es muss eine 
Platzordnung geben. 

Registrierung. Aus Sicher-
heitsgründen wird jenen emp-
fohlen, die zur Europameister-
schaft nach Frankreich reisen, 
sich über das Außenministeri-
um registrieren zu lassen. Dies 
erleichtert in Notfällen die 
Verbindung mit der Botschaft. 
Die Daten werden ausschließ-
lich über das Außenministeri-
um verwaltet.
www.reiseregistrierung.at/
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Die Fußball-EM in Frankreich stellt auch die österreichischen Sicherheitsbehörden vor 
Herausforderungen. Für „Public-Screening“-Veranstaltungen sind Lizenzen erforderlich 
und Sicherheitsmaßnahmen einzuhalten.

UEFA EURO 2016

SICHERHEIT  
GEWÄHRLEISTEN

Informationen
Das Innenministerium wird 
die Fans vor und während 
der EURO auch über Face-
book (www.facebook.com/
BundesministeriumFuer-
Inneres) zu Fragen rund um 
das Thema Sicherheit infor-
mieren. Die UEFA bietet eine 
App für Android und iOS an, 
die Infos rund um die EM in 
Frankreich bietet. 
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Spätestens im Juli sollen die Eckpunkte 
des neuen Paktums zum Finanzaus-
gleichsgesetz 2017 fixiert sein. Auch 
abseits der eigentlichen Verhand-
lungsgremien nimmt die Intensität 

der politischen Auseinandersetzung um die 
Finanzausgleichsmasse von mehr als 80 Mrd. 
EUR zu und immer öfter hört man die Forde-
rung „Jeder Bürger ist gleich viel wert!“. Im 
Kontext der Gemeindeertragsanteile ist damit 
gemeint, dass diese im Finanzausgleichsgesetz 
(FAG) geregelten Anteile der Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben rein nach 
der Einwohnerzahl verteilt werden sollen. Nach 
dieser Forderung soll somit für jeden Bürger 
jeder österreichischen Gemeinde derselbe Betrag 
an Ertragsanteilen zugewiesen werden. Die 
nachstehenden Ausführungen sollen nun in der 
gebotenen Kürze verdeutlichen, wie sich die 
Auswirkungen in Zahlen ausdrücken würden. 
Vorerst aber einmal zur Ist-Situation.

Die Ertragsanteile je Gemeinde werden im 
Wesentlichen über einen zweistufigen Prozess 
ermittelt. Wie durch die Tortendiagramme rechts 
verdeutlicht werden soll, gibt es verschiedene 
Kriterien, wie die neun Ländertöpfe (Stufe 1) 
gebildet werden und die Mittel der acht Län-
dertöpfe (beim Wiener Topf nicht nötig) dann 
auf die einzelnen Gemeinden (Stufe 2) verteilt 
werden. Zu den nachstehenden Zahlen, die aus 
dem Finanzministerium stammen, ist darauf 

GEMEINDE-ERTRAGSANTEILE JE EINWOHNER

WARUM ES NICHT  
946 EURO SIND

hinzuweisen, dass diese gemäß der Rechtslage 
2014, also noch vor der Gemeindestruktur-
reform in der Steiermark, berechnet wurden. 
Auf die bereits zuvor (noch vor Stufe 1 und 2) 
erfolgte Ermittlung der 2014 rund 9,2 Milliar-
den EUR an Gemeindeertragsanteilen (davon 
Wien rund 2,4 Milliarden EUR) wird aus Platz-
gründen nun nicht näher eingegangen. Nur so 
viel: Die gemeinschaftlichen Bundesabgaben 
(2014 knapp 79 Milliarden EUR) werden weit-
gehend nach dem allgemeinen Schlüssel von 
67,417%/20,700%/11,883% auf Bund, Länder 
mit Wien und Gemeinden mit Wien aufgeteilt. 

Wie in den beiden Diagrammen rechnerisch 
zusammengefasst ersichtlich, ist der abgestufte 
Bevölkerungsschlüssel (aBS) sowohl für die Bil-
dung der Ländertöpfe als auch deren Verteilung 
auf die Gemeinden (somit Stufe 1 und Stufe 2) 
das dominante Kriterium. Demgegenüber stehen 
große Teile des Fixschlüssels nach § 9 Abs. 7 Zi. 5 
lit. b des aktuellen Finanzausgleichsgesetzes und 
die Verteilung der Grunderwerbsteuer (GreSt), 
die beide im Wesentlichen nur für die Bildung 
der Ländertöpfe (Stufe 1) relevant sind. Weiters 
ist an dieser Stelle noch der Getränkesteueraus-
gleich anzuführen, der sich sowohl auf die Höhe 
der landesweisen Mittel (Stufe 1) als auch die 
weitere Verteilung auf die Gemeinden (Stufe 2) 
auswirkt. Formal ist er zwar Teil des Fixschlüs-
sels, wird hier jedoch aufgrund seiner enormen 
Bedeutung für mehrere hundert Tourismusge-

Die seit nun gut einem Jahr zwischen dem Bund, den Ländern und den  
Gemeinden geführten Finanzausgleichsverhandlungen kommen mehr und 
mehr in die entscheidende Phase. 

Der  
abgestufte 
Bevölkerungs-
schlüssel (aBS) 
ist sowohl für 
die Bildung der 
Ländertöpfe als 
auch deren  
Verteilung auf 
die Gemeinden 
das dominante 
Kriterium.“
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identifizieren, die im Folgenden noch kurz er-
läutert werden.

Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel:  
Dieser historisch bedingte (seine Anfänge stam-
men aus der Zeit unmittelbar nach dem ersten 
Weltkrieg) Verteilungsschlüssel gewichtet Ein-
wohner größerer Gemeinden und Städte stärker, 
indem die Volkszahl jeder Gemeinde mit einem 
Vervielfacher der jeweiligen Größenklasse zu 
einer abgestuften Einwohnerzahl multipliziert 
wird. In der Klasse bis 10.000 Einwohner beträgt 
dieser derzeit 1,61, bis 20.000 EW 1,66, bis 
50.000 EW 2,00 und bei den heimischen  
neun Städten über 50.000 EW 2,33. Der Unter-
schied zwischen echten und „abgestuften“ Ein-
wohnern ist aus der Österreichkarte ersichtlich. 
Demnach weisen (abseits von Wien) Kärnten 
und Salzburg einen höheren Urbanisierungsgrad 
als die restlichen Bundesländer auf, was sich fi-
nanziell sehr positiv auf diese beiden Ländertöp-
fe (Stufe 1) auswirkt, die ja überwiegend über die 
abgestufte Bevölkerungszahl aller Gemeinden 
eines Bundeslandes dotiert werden. Der geringe 
Urbanitätsgrad des Burgenlandes (gemessen an 
den für den Bevölkerungsschlüssel relevanten 
Hauptwohnsitzen) hat aufgrund des aBS zur 
Folge, dass der Landestopf und in weiterer Folge 
auch die Pro-Kopf-Ertragsanteile der burgen-
ländischen Gemeinden am geringsten ausfallen. 
Insgesamt hat der aBS die mit Abstand größten 
Auswirkungen auf Ertragsanteile je Gemeinde- ▷ 

meinden und Einkaufsstädte getrennt angespro-
chen.

Das aktuelle FAG führt sowohl länderweise als 
auch in der Betrachtung nach Größenklassen 
zu sehr unterschiedlichen Mittelzuweisungen je 
Einwohner. Tabelle 1 zeigt in weiterer Folge die 
errechneten Durchschnittwerte (die 12,7 Pro-
zent an Gemeinde-Bedarfszuweisungsmitteln 
bereits abgezogen), deren Größenklassen stellen 
jedoch nur eine statistische Auswertung dar, die 
nicht FAG-relevant ist, jedoch gerne für politi-
sche Argumente in die eine oder andere Richtung 
herangezogen werden. Vor allem von Seiten der 
Städte wird man nicht müde zu betonen, dass 
kleine Gemeinden teilweise höhere Pro-Kopf 
Ertragsanteile aufweisen als etwa kleinere Städte. 
Was jedoch daran liegt, dass der Durchschnitt 
in der Klasse bis 500 Einwohner durch einzelne 
finanzstarke Tourismusgemeinden doch relativ 
stark angehoben wird, was in einer Größenklasse, 
in die bundesweit aber nicht einmal 70 Millionen. 
EUR fließen, nicht wirklich überraschend ist.

Als vier Hauptgründe für die unterschiedlichen 
pro-Kopf Ertragsanteile (Tabelle 1) lassen sich 
somit

 ˹ der abgestufte Bevölkerungsschlüssel (aBS),
 ˹ der KESt- und Gewerbesteuer-Anteil am Fix-
schlüssel,

 ˹ die Grunderwerbsteuer (GreSt) sowie
 ˹ der Getränkesteuerausgleich (GetrStA)

BILDUNG LÄNDERTÖPFE (STUFE 1) 
VERTEILUNGSKRITERIEN ERTRAGSANTEILE 2014 IN %

VERTEILUNG AUF GEMEINDEN (STUFE 2)
VERTEILUNGSKRITERIEN ERTRAGSANTEILE 2014 IN %

Der historisch 
bedingte Vertei-
lungsschlüssel  
gewichtet die 
Einwohner  
größerer  
Gemeinden 
und Städte 
stärker.“
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bürger, ganz besonders auch bei der Aufteilung 
der Mittel innerhalb der Bundesländer (Stufe 2).

Der Fixschlüssel hat vor allem auf die Dotation 
der Ländertöpfe (Stufe 1) große Auswirkungen. 
Für gut die Hälfte der Verteilung dieser Fixanteile 
zeichnet die KESt I verantwortlich, da die Mittel 
im Gegensatz zu anderen Ertragsteuern gemäß 
ihrem örtlichen Aufkommen (Sitzgemeinden 
von Kapitalgesellschaften) in die jeweiligen 
Ländertöpfe einfließen. Da die weitaus meisten 
Dividendenausschüttungen in der Bundeshaupt-
stadt erfolgen, überrascht es wenig, dass Wien 
hier stark profitiert. 
Im Umkehrschluss würde Wien, wenn diese  
KESt-I-Mittel durch eine Verteilung nach der 
Volkszahl ersetzt werden würden, jährlich 

über 200 Millionen Euro geringere Gemeinde-
Ertragsanteile aufweisen und wäre der größ-
te und gleichzeitig einzige Verlierer. Weiters 
beinhaltet der Fixschlüssel auch eine Verteilung 
von Mitteln nach dem historischen Aufkommen 
von Gewerbesteuer. Da diese in Salzburg, Tirol, 
Vorarlberg und Wien höher als anderswo ausfiel, 
profitieren auch die Ländertöpfe dieser Bundes-
länder, was in weiterer Folge auch zu höheren 
Pro-Kopf-Ertragsanteilen in den dortigen Ge-
meinden führt.

Die Grunderwerbsteuer: Diese Abgabe, de-
ren Aufkommen 2014 rund 870 Millionen Euro 
betrug und sich auch weiterhin sehr dynamisch 
entwickelt, findet sich zwar im Katalog der 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben, sie geht 

IN EURO PRO EINWOHNER BGLD KTN. NÖ OÖ SBG STMK. TIROL VLBG. WIEN SUMME

bis 500 Einwohner 718 – 753 784 1.178 733 895 974 – 805

501 – 1000 713 807 761 795 915 736 902 930 – 790

1001 – 2500 717 765 753 786 889 736 886 913 – 775

2501 – 5000 703 751 746 786 885 731 891 878 – 789

5001 – 10.000 703 762 752 775 874 726 844 846 – 777

10.001 – 20.000 964 837 881 895 952 833 962 979 – 905

20.001 – 50.000 – 996 1.058 1.068 1.140 964 – 1.199 – 1.089

über 50.000 – 1.154 1.182 1.215 1.354 1.144 1.334 – 1.204 1.210

Summe 723 890 813 886 1.032 835 968 1.008 1.204 946

TABELLE 1 
ERTRAGSANTEILE DER GEMEINDEN JE EINWOHNER 2014

LEGENDE

EINWOHNER per 31. 10. 2013
„ABGESTUFTE EINWOHNER“ lt. Verteilungschlüssel (aBS)

BURGENLAND

284.870
469.365

DIFFERENZ  63,3%

WIEN

1.761.738
4.110.722

DIFFERENZ  133,3%

NIEDERÖSTERREICH

1.625.400
2.736.921

DIFFERENZ  68,4%OBERÖSTERREICH

1.424.910
2.520.006

DIFFERENZ  76,9%

SALZBURG

534.030
978.085

DIFFERENZ  83,2%

VORARLBERG

374.861
664.062

DIFFERENZ  77,1%

TIROL

720.436
1.256.386

DIFFERENZ  74,4% KÄRNTEN

555.969
1.022.232

DIFFERENZ  83,9%

STEIERMARK

1.214.945
2.179.111

DIFFERENZ  79,4%

ECHTE UND „ABGESTUFTE“ 
GEMEINDEBÜRGER
Der Unterschied zwischen 
„echten“ und „abgestuften“ 
Gemeindebürgern errechnet 
sich aus dem Urbanisierungs-
grad eines Bundeslandes und 
hat große Auswirkungen auf 
die Höhe der Ertragsanteile.

ÖSTERREICH GESAMT

8.499.759
15.936.899

DIFFERENZ  87,5%
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IN MIO. EURO BGLD KTN NÖ OÖ SBG STMK TIROL VBG WIEN SUMME

bis 500 Einwohner 1,2 – 1,2 0,9 -0,6 5,8 0,6 -0,1 – 9,1 

501 – 1000 7,4 1,4 12,6 9,0 0,4 19,1 2,1 0,2 – 52,2 

1001 – 2500 32,7 21,2 89,4 55,7 3,0 83,1 10,1 1,7 – 296,8 

2501 – 5000 16,3 20,5 75,8 56,3 9,5 38,9 9,5 3,9 – 230,6 

5001 – 10.000 6,6 14,9 52,9 36,0 6,0 37,9 11,4 5,6 – 171,4 

10.001 – 20.000 -0,2 6,9 14,3 5,4 -0,3 4,0 -1,3 -2,1 – 26,7 

20.001 – 50.000 – -1,2 -17,8 -10,7 -3,9 -0,8 – -32,1 – -66,6 

über 50.000 – -32,1 -12,3 -67,3 -59,7 -52,6 -47,5 – -448,8 -720,2 

Summe 63,9 31,5 216,1 85,4 -45,6 135,4 -15,1 -22,9 -448,8 

TABELLE 2
ERTRAGSANTEILE 2014: FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN (+/-) EINER REINEN VERTEILUNG NACH KÖPFEN GGÜ. DER AKTUELLEN RECHTSLAGE

jedoch nicht über den allgemeinen Schlüssel von 
11,883Prozent, sondern zu rund 93 Prozent an die 
Gemeinden. Sie ist damit von großer kommuna-
ler Bedeutung. Bedingt durch die unterschiedli-
chen Preisniveaus (etwa in Westösterreich und 
Wien deutlich höher als in den Flächenbundes-
ländern) ist ihr örtliches Aufkommen sehr unter-
schiedlich. Die landesweisen GreSt-Einnahmen 
pro Einwohner reichten 2014 von rund 67 Euro 
im Burgenland bis hin zu etwa 140 Euro in der 
Bundeshauptstadt. Neben Wien lagen auch die 
westlichen Bundesländer über dem Durchschnitt 
von rund 100 Euro pro Einwohner. Somit ergeben 
sich höhere Gesamtmittel im Ländertopf (Stufe 
1), die dann weitgehend nach dem aBS auf die 
einzelnen Gemeinden verteilt werden (Stufe 2).

Der Getränkesteuerausgleich: Rund 440 Millio-
nen Euro wurden 2014 aus diesem Ersatz für die 
im Jahr 2000 EU-bedingt abgeschaffte Geträn-
kesteuer zuerst nach dem historischen Auf-
kommen auf die Ländertöpfe und anschließend 
nach einem Mix-Schlüssel aus Aufkommen, 
Urlaubernächtigungszahl und Bevölkerungs-
schlüssel auf die einzelnen Gemeinden verteilt.  
Die höchsten durchschnittlichen Pro-Kopf-Ein-
nahmen aus dem Getränkesteuerausgleich ver-
zeichnen die Tourismusländer Tirol (89 Euro), 
Salzburg (78 Euro), Kärnten (68 Euro) und Vor-
arlberg (57 Euro). Die restlichen Bundesländer 
inkl. Wien liegen deutlich unter dem Österreich-
Durchschnitt von 52 Euro pro EW. Der Getränke-
steuerausgleich ist damit auch der wesentliche 
Grund warum Wien zwar landesweise gesehen 
die mit Abstand höchsten Pro-Kopf-Ertragsan-
teile verzeichnet (Tabelle 1), in der Größenklasse 
über 50.000 EW aber vor allem von Salzburg 

Stadt und Innsbruck überholt wird.
Wenn im Finanzausgleichsjahr 2014 bei den 
Gemeinde-Ertragsanteilen die Regel „Jeder Bür-
ger ist gleich viel wert!“ gegolten hätte, wären 
in Tabelle 1 nicht pro-Kopf Werte von 703 Euro 
bis 1.354 Euro, sondern es wäre durchgängig der 
Wert 946 Euro (exkl. 12,7 Prozent an BZ-Mitteln) 
gestanden. Die Konsequenz (Gewinne/Verluste 
in Millionen Euro) aus einer solchen Verteilung 
der Gemeinde-Ertragsanteile rein nach der 
Einwohnerzahl im Vergleich zur bestehenden 
Rechtslage ist in Tabelle 2 abgebildet.

Beim aktuellen Bevölkerungszuwachs der Bun-
deshauptstadt würde Wien im Fall einer Um-
setzung von „Jeder Bürger ist gleich viel wert!“ 
im Finanzausgleich ab 2017 gegenüber dem 
aktuellen FAG rund eine halbe Milliarde Euro an 
Gemeinde-Ertragsanteilen verlieren. In Relation 
zum Gemeindebudget noch schlimmer würde 
eine solche Umstellung viele Tourismusgemein-
den in Westösterreich treffen. Tabelle 2 verdeut-
licht die Auswirkungen auf aggregierter Ebene. 
Nach Einwohnerklassen betrachtet, würden die 
Städte über 20.000 Einwohner rund 787 Milli-
onen Euro verlieren. Auf Ebene der Einzelge-
meinden gäbe es zwar „nur“ 122 Verlierer (große 
Städte und Tourismuszentren), diese müssten 
jedoch insgesamt 811 Millionen Euro an Ertrags-
anteilen abgeben. Resümierend ist festzuhalten, 
dass sich die Forderung „Jeder Bürger ist gleich 
viel wert!“ zwar medial schön kommunizieren 
lässt, sie ist jedoch realpolitisch nicht umsetzbar. 
Dennoch sollte nun an der einen oder anderen 
Schraube gedreht werden, um wieder mehr 
Fairness bei der Mittelzuteilung im Finanzaus-
gleich herbeizuführen.  

ÖSTERREICH GESAMT

8.499.759
15.936.899

DIFFERENZ  87,5%

Die  
Forderung  
,Jeder Bürger ist 
gleich viel wert!‘ 
ist realpoli-
tisch nicht 
umsetzbar.“
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Vorarlberg  
Bludenz 14.118 7 0 1 -12
Lech   1.503 1 0 0 NEU 
Schruns   3.706 0 0 1 0
Bregenz 29.139 21 3 4 -23
Dornbirn 48.067 27 0 4 -35
Hohenems 15.941 4 0 0 0
Lustenau 22.214 5 2 0 -7
Feldkirch 32.526 22 1 3 -24
Götzis 11.287 2 0 0 0
Rankweil 11.731 3 0 0 +2 

Tirol
Imst 10.109 3 0 0 +2
Sölden   3.199 1 0 0 NEU   
Hall 13.693 4 0 0 +3
Wattens   7.882 2 0 0 0
Kitzbühel   8.331 3 0 0 -5
Kufstein 18.726 12 2 0 +10
Wörgl 13.311 3 1 0 0
Landeck   7.773 2 0 0 0
St. Anton   2.349 1 0 0 -2
Mayrhofen   3.794 3 0 0 +1
Schwaz 13.444 4 0 0 -5

Salzburg
Hallein 20.769 7 1 0 0

Steiermark
Weiz 11.433 4 1 1 -6
Bruck/Mur 15.892 2 0 0 -17     
Kapfenberg 23.059 17 1 0 -23
Fürstenfeld   8.455 1 0 0 -2 

Niederösterreich
Amstetten 23.510 6 2 0 +5
Baden 25.692 36 4 0 -40
Gmünd   5.501 1 0 0 0
Neunkirchen 12.615 10 1 0 -15

Oberösterreich
Braunau/Inn 16.716 11 1 3 -12
Bad Isch 13.895 4 3 0 -10
Gmunden 13.199 7 3 3 -12
Traun 24.066 9 0 1 -10
Ried/Innkreis 11.680 11 0 0 +10
Schärding   4.992 2 0 1 -6
Vöcklabruck 12.175 6 1 0 -8

POLIZEI

POLIZEI

27 Vertragsbedienstete

264 Uniformierte

37 Wachzimmer
POLIZEI

22 Straßenaufsichtsorgane

Gemeindesicherheitswachen

Österreichs POLIZEI

Die Wachzimmer von Fürstenfeld, Gmünd, Lech und Sölden 
werden von lediglich einem einzigen Uniformierten besetzt.

53 0
7 4

POLIZEI

POLIZEI

24 1
2 4

POLIZEI

POLIZEI

50 8
8 7

POLIZEI

POLIZEI

7 0
1 1

POLIZEI

POLIZEI38 0
3         11

POLIZEI

POLIZEI

92       13
6         10

POLIZEI

POLIZEI

 Burgenland, Kärnten und Wien
haben keine Gemeindesicherheitswache.

POLIZEI

...  Einwohner

...  Uniformierte

...  Vertragsbedienstete: hauptsächlich im Innendienst, durchaus aber auch StAO.

...  Straßenaufsichtsorgane (meist zur Überwachung des ruhenden Verkehrs)

...  Entwicklung Uniformierte 2011

Quelle: Vorsitzender der Gemeindesicherheitswachen Österreichs, Mario Leiter; 15.2.2016

Die kleinste Gemeinde mit eigener Sicherheitswache ist Lech mit

1503 Einwohnern aber mehr als einer Million Nächtigungen pro Jahr.

Mit 48.067 Einwohnern ist Dornbirn die größte Stadtgemeinde mit 

eigener Gemeidnesicherheitswache.
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Mit der Nachricht, dass Zell am See darüber nachdenkt, eine Gemein-
desicherheitswache ins Leben zu rufen, entbrannte eine österreichwei-
te Diskussion. Das gesunkene Sicherheitsgefühl der Bürger äußert sich 
nicht nur in Waffenkäufen, sondern auch im gesteigerten Interesse der 
Gemeinden an der Einführung einer eigenen Sicherheitswache. 

REPORTAGE „GEMEINDESICHERHEITSWACHE“

ZUKUNFTS- ODER  
AUSLAUFMODELL

TEXT / Carina Rumpold

W enn Gerhard Blaschko seine 
Runde durch Gmünd macht, 
dann tut er dies in letzter Zeit 
mit einem lachenden und 
einem weinenden Auge, denn 

mit ihm geht wahrscheinlich eine lange Ge-
schichte zu Ende: Er ist der letzte Stadtpolizist 
im ganzen Waldviertel. Früher versahen auch in 
den Nachbarstädten Heidenreichstein, Weitra, 
Zwettl, Waidhofen Gemeindesicherheitswachen 
ihren Dienst. In den 70er-Jahren gab es allein 
in Niederösterreich 116 Dienststellen. Diese 
wurden aber durch eine Krise der Finanzierung 
der Krankenanstalten und zuletzt auch durch die 
Finanz- und Wirtschaftskrise Stück für Stück 
eingespart. 

In Wien zum Bundespolizisten ausgebildet, 
trat Gerhard Blaschko 1995 den Dienst in der 
Bezirkshauptstadt Gmünd an. Als Stadtpolizist 
hat er zahlreiche Vorgänger, denn den Beschluss, 
einen Sicherheitswachmann anzustellen, fällte 
der Gemeinderat schon 1887. Bereits 1901 wurde 
durch die rasche Ausdehnung des Stadtgebiets 
und den Wunsch, auch Nachtdienst zu versehen, 
ein zweiter Wachmann angestellt. Ihre Haupt-
aufgabe war damals die Überwachung der po-
lizeilichen Verordnungen. Die Stadtwache ver-
größerte sich 1945 auf 48 Mann - 25 Hilfs- und 
23 Stadtpolizisten. Nachdem wieder ein Gen-

darmerieposten in die Stadt kam, wurden viele 
Polizisten in den Bundesdienst übernommen, 
womit es 1947 nur mehr sieben Stadtpolizisten 
gab. Ihre Hauptaufgabe bestand hauptsächlich in 
ortspolizeilichen Angelegenheiten. 

Innerhalb dieses fast 130 Jahre langen Beste-
hens verkleinerte sich die Stadtpolizei wieder 
auf einen Mann und eine für 20 Stunden an-
gestellte Parkraumüberwacherin. Obwohl das 
Aufgabenfeld von der Überwachung des ruhen-
den Verkehrs über die Ausstellung von straßen-
polizeilichen Bescheiden und Verordnungen, die 
Bewilligung von Baustellen oder dauerhafte Ver-
kehrsbeschränkungen, Veranstaltungen bis hin 
zu Strafregisterauszügen, dem Marktwesen oder 
dem Zivil- und Katastrophenschutz geht, konnte 
Gerhard Blaschko als einziger Gemeindepolizist 
viele der anderen polizeilichen Aufgaben im 
übertragenen Wirkungskreis nicht wahrnehmen. 

„Gerhard Blaschko ist, obwohl er unser 
einziger Stadtpolizist ist, eine Respektsperson. 
Durch sein ausgleichendes Wesen und seine 
gute Ausbildung konnte er viele Streitsituationen 
schlichten“, erinnert sich Gmünds Bürgermeis-
terin Helga Rosenmayer. 

Einen neuen Weg beschreiten. Nach fast 21 
Jahren Dienst in Gmünd geht Blaschko bald in 
Altersteilzeit. Aus der Nachbesetzung wurde ▷

SICHERHEIT
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ein Politikum, womit die Stadtregierung - allen 
voran Bürgermeisterin Helga Rosenmayer - nun 
einen neuen Weg beschreiten möchte. „Es gab 
auch Bürger, die gefragt haben, wozu Gmünd bei 
zwei Bundespolizeiposten auch noch einen eige-
nen Stadtpolizisten braucht. Deswegen möchten 
wir nun die Altersteilzeit von Herrn Blaschko 
nutzen, um auszuprobieren, wie es ohne eigenen 
Gemeindepolizisten wäre“, erklärt die Bürger-
meisterin. Die Agenden werden auf andere Ab-
teilungen aufgeteilt. Einzig den nachmittäglichen 
Außendienst - die Präsenz des Stadtpolizisten - 
wird es nicht mehr geben. Stadtrat Martin Preis: 
„Es ist nicht die Frage, ob die Aufgaben weiterhin 
gut erfüllt werden, es stellt sich eher die Frage, 
ob sich das subjektive Sicherheitsgefühl ändert, 
weil Gerhard Blaschko doch in Gmünd sehr 
präsent ist.“ 

Gerhard Blaschko sieht die Entscheidung 
mit gemischten Gefühlen: „Ich war doch über 
20 Jahre der Stadtpolizist in Gmünd. Die Leute 
kennen mich und hatten Respekt. Durch meine 
Runden kam ich auch in Gegenden, wo normal 
keiner meiner Kollegen von der Bundespolizei 
hinkommt. Der Kontakt zur Bevölkerung war bei 
mir sicher enger.“

Amstetten: 23.000 Einwohner, Schlagkräftige 
Truppe. Ganz anders die Lage in Amstetten. „Wir 
haben unsere Stadtpolizei nie in Frage gestellt. 
Wir haben aber, als die Finanzkrise 2008 be-
gonnen hat, sehr wohl überlegt, ob es nicht auch 
bei der Polizei finanzielle Einsparungsmöglich-
keiten gibt. Wir stehen aber zu unseren sechs 
Polizisten, egal ob in der Krise oder nun, wo die 
Opposition im Gemeinderat sogar die Aufsto-
ckung des Personals fordert. Wichtig ist, dass 
man in diesem Bereich nicht aus Populismus 
heraus handelt. Unsere Gemeindepolizisten sind 
schon sehr nah am Bürger“, betont Amstettens 
Vizebürgermeister Mag. Michael Wiesner. 

Amstettens Stadtpolizei existiert seit 1873. 
„Damals gab es bei der Gemeindepolizei 17 oder 
18 Leute und bei der Gendarmerie nur fünf. Das 
änderte sich, als der Staat die Exekutivgewalt 
übernahm. Wir sind heute sechs Gemeinde-
sicherheitswachen und haben zwei Sekretärin-
nen“, erklärt Stadtwachekommandant Johann 
Hellinger mit einem gewissen Stolz in der Stim-
me. Auch in Amstetten waren alle Stadtpolizis-
ten früher bei der Bundespolizei. „Um dieselben 
Befugnisse wie die Bundespolizei zu erhalten, 
muss man nach dem Sicherheitspolizeigesetz 
geprüft und ermächtigt werden“, führt Hellinger 

aus. Die Stadtpolizisten haben zwei Wirkungs-
kreise: Der erste ist der übertragene Wirkungs-
kreis. In diesem sind sie im Sicherheitspolizei-
gesetz (SPG) und in der Strafprozessordnung 
(StPO) verankert. Hier ist die Sicherheitsbehörde 
die Bezirksverwaltungsbehörde und sie unter-
stehen der Landespolizeidirektion. Im zweiten, 
dem eigenen Wirkungskreis, unterstehen die 
Gemeindepolizisten natürlich auch dem Bürger-
meister und sie erfüllen eine Behördenfunktion. 

In Amstetten übernehmen die Stadtpolizisten 
eine ganze Fülle an Aufgaben: Veranstaltungs-
wesen, Straßenpolizei (Benützung der Straße zu 
verkehrsfremden Zwecken, §§90 und 82), die 
ständigen Verkehrszeichen (dazu gehören auch 
die Fußgängerzonen, Halteverbote usw.), die 
Kontrolle der Gemeindestraßen (30er-Zonen, 
Spiel- und Wohnstraßen, Kurzparkzonen, Fuß-
gängerzonen und Halteverbote), Umwelt- und 
Lärmschutz, Dokumentenverluste und vieles 
mehr. Darüber hinaus arbeiten die Stadtpolizis-
ten sehr eng mit den beiden Polizeiinspektionen 
im Gemeindegebiet zusammen, wie Hellinger 
betont: „Wir sind an den Polizeifunk ange-
schlossen. Wenn dort Not am Mann ist, helfen 
wir immer gerne mit. Auch bei Veranstaltungen 
arbeiten wir eng zusammen.“ 

Die Stadtpolizisten bauen den engen Bezug 
zur Bevölkerung aber schon in der Schule auf. 
„Verkehrserziehung gehört zu einer der wich-
tigsten Aufgaben. Unsere Vorträge stoßen auch 
auf breites Interesse bei den Jugendlichen“, so 
Hellinger, der selbst Vorträge zu den Themen 
Jugendschutz, Suchtprävention, Veranstaltungs-
wesen hält. Dass die Gemeindepolizisten auch 
mehrmals in der Woche Nachtdienst versehen, 
ist noch ein zusätzlicher Bonus. 

Die Parkraumüberwachung ist nicht Aufga-
be der Stadtpolizei. Sie wird von vier weiteren 
Kräften, die beim Österreichischen Wachdienst 
angestellt sind, erledigt. In fachlicher Hinsicht 
sind sie aber der Stadtpolizei unterstellt und 
müssen Anweisungen der Stadtpolizisten entge-
gennehmen.

Mehr Befugnisse als private Securities. Warum 
braucht man eine eigene Wache, wenn es doch 
mit privaten Securities viel kostengünstiger 
geht? „Da haben wir den Vorteil, dass wir ausge-
bildete Polizisten sind. Es nützt mir nichts, wenn 
jemand ohne Befugnisse zu einer Party fährt und 
sagt ,Bitte stellt den Lärm ab‘. Die lachen einen 
aus und dann kann man wieder fahren. So fahre 
ich als Polizist hin und habe ein breites Spek-
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GESETZLICHE  
GRUNDLAGEN  
FÜR GEMEINDE- 
SICHERHEITSWACHEN

Die Grundlagen für die 
Arbeit der kommunalen 
Polizei finden sich im 
Bundes-Verfassungsge-
setz. Die Entscheidung 
über die Aufstellung 
eines Gemeindewachkör-
pers trifft die jeweilige 
Gemeinde. 

Die Errichtung eines 
Gemeindewachkörpers 
ist dem Bundeskanzler-
amt durch Antrag der 
jeweiligen Gemeinde 
anzuzeigen. Die jewei-
lige Landespolizeidi-
rektion nimmt dann 
die Überprüfung der 
Leistungsfähigkeit der 
Dienststelle vor und 
erteilt die Zustimmung. 
In Städten, in denen eine 
Bundespolizeidirektion 
angesiedelt ist, dürfen 
keine kommunalen 
Polizeiorganisationen 
gebildet werden. 

Durch Bundes- oder 
Landesgesetze können 
Angehörige eines Ge-
meindewachkörpers mit 
Zustimmung der Ge-
meinde als Hilfsorgane 
für eine andere Behörde 
zum Exekutivdienst 
ermächtigt werden. Auf 
Bundesebene sehen 
heute verschiedene 
Gesetze – z. B. das Si-
cherheitspolizeigesetz, 
die Straßenverkehrs-
ordnung, das Kraftfahr-
zeuggesetz oder das 
Fremdenpolizeigesetz 
–  eine Möglichkeit 
der Mitwirkung von 
Gemeindewachkörpern 
vor. Voraussetzung 
sind jeweils ein Antrag 
der Gemeinde und die 
Ermächtigung durch die 
zuständige Behörde. 

34 // KOMMUNAL   05/2016

 POLITIK & RECHT SICHERHEIT



trum beim Einschreiten, welches vom Organ-
mandat bis zur vorübergehenden Festnahme 
reicht“, weiß Hellinger. 

Der Stadtwachekommandant hat auch zu 
privaten Bürgerwehren eine eindeutige Meinung: 
„Davon halte ich nichts. Erstens haben sie die 
Ausbildung nicht und zweitens müssen sie bei 
Vorkommnissen ja sowieso die Polizei holen. 
Vom Einschreiten oder einer Bewaffnung der 
Bürgerwehren halte ich gar nichts. Der Polizist 
ist ausgebildet, hat Trainings absolviert, muss 
seine Fähigkeiten regelmäßig unter Beweis stel-
len. Wir kennen die Rechte beim Einschreiten.“ 
Die gegenseitige Nachbarschaftshilfe und die 
Meldung von Vorkommnissen sind als Unter-
stützung für die Polizei aber trotzdem enorm 
wichtig, betont Hellinger.

Seit 2011: Zwölf Gemeindesicherheitsdienst-
stellen weniger. Von einem „Trend“ zur Ge-
meindepolizei kann man trotz des derzeit in der 
Öffentlichkeit erzeugten Bildes nicht sprechen, 
denn seit 2011 wurden zwölf Gemeindewachstu-
ben geschlossen. 2016 gibt es noch 37 Gemein-
dewachkörper in ganz Österreich mit insgesamt 
313 Mitarbeitern. Tirol hat mit 11 Stadtpolizei-
dienststellen die meisten noch vor Vorarlberg 
(10). Die Schließung der Bundespolizeidienst-
stellen in den letzten Jahren und die Flüchtlings-
krise haben aber sicherlich dazu beigetragen, 
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dass das subjektive Sicherheitsgefühl in man-
chen Gemeinden abgenommen hat. 

Kleinst-Dienststellen mit zum Teil nur ei-
nem Gemeindepolizisten werden juristisch als 
„schlichte Gemeindewachen“ bezeichnet. Ihnen 
kommen die Ermächtigungen der Bundesver-
fassung üblicherweise nicht zu. Diese haben 
beispielsweise keine polizeiliche Struktur für die 
gegenseitige Vertretung. Nachtdienst oder die 
Kontrolle der 30er-Zonen, ebenso wie viele an-
dere Aufgaben, können mit nur einem Gemein-
depolizist nicht wahrgenommen werden. 

Investition in das Sicherheitsgefühl. „Als Ge-
meinde muss man sich überlegen, ob man sich 
diese Investition in das Sicherheitsgefühl leisten 
möchte. Ich glaube, für eine Gemeinde unter 
10.000 Einwohnern wird eine eigene Gemeinde-
sicherheitswache von der finanziellen Grund-
ausstattung schon schwierig. Amstetten budge-
tiert für die Gemeindesicherheitswache 500.000 
Euro jährlich. Für Städte über 10.000 Einwohner, 
geschweige denn über 20.000 Einwohner, ist es 
nur mehr eine Grundsatzentscheidung. Dann 
muss man sich nur mehr entscheiden, was man 
von den Befugnissen möchte und wie viele Leute 
man dafür braucht. Eine eigene Gemeindesi-
cherheitswache ist auch sinnvoll für Gemeinden, 
die viele Veranstaltungen haben, denn eine Poli-
zei kann immer effektiver eingesetzt werden als 
private Sicherheitsdienste“, erzählt Wiesner aus 
Erfahrung. Man kann eine Gemeindepolizei nur 
mit einem geprüften Kommandanten gründen, 
da auch eine Gemeindepolizei ein bewaffneter 
Wachkörper mit militärischer Formation ist. Aus 
Einschätzung Hellingers macht ein Wachkörper 
unter drei Mann wenig Sinn. 

„Einen großen Vorteil hat die Gemeindepo-
lizei: Du bist fest in der Gemeinde verankert, 
durch die Schulbesuche lernst du wieder die 
Kinder deiner Schulfreunde kennen und so 
weiter. Du kennst jede Eigenheit, jeden Winkel, 
jeden Gehsteig. Auch wenn ich privat auf eine 
Veranstaltung gehe, dann bin ich immer der 
Stadtpolizist. Und das ist gut so.“  

MAG. CARINA RUMPOLD IST REDAKTEURIN BEIM ÖSTEREICHISCHEN GEMEINDEBUND
 carina.rumpold@gemeindebund.gv.at

Der  
Kontakt zur 
Bevölkerung 
war bei mir  
sicher enger..“
Gerhard Blaschko, 
Gmünd, letzter Stadt-
polizist im ganzen 
Waldviertel.

Stadtpolizisten (hier ein Angehöriger der Stadtpolizei von Amstetten) haben zwei 
Wirkungskreise.: Der erste ist der übertragene Wirkungskreis. In diesem sind sie 
im Sicherheitspolizeigesetz (SPG) und in der Strafprozessordnung (StPO) verankert. 
Im zweiten, dem eigenen Wirkungskreis, unterstehen die Gemeindepolizisten dem 
Bürgermeister und sie erfüllen eine Behördenfunktion.
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In Österreich haben die Vorschläge der EU-Kommission für eine 
Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems da und dort 
wahrscheinlich ein Déjà-vu verursacht. 

TEXT / Daniela Fraiss

E in europaweiter Verteilungsschlüssel, Asyl 
auf Zeit, regelmäßige Statusüberprüfungen? 
Das kommt einem bekannt vor. In Brüs-

sel weiß man seit langem, dass die geltenden 
europäischen Vorschriften nicht funktionieren 
und nationale Spielräume bei der Umsetzung der 
einschlägigen Richtlinien Asylshopping fördern. 

Kern des Problems ist die sogenannte Dublin 
III-Verordnung, die die Zuständigkeit für die 
Prüfung von Asylanträgen regelt. Man fragt sich 
heutzutage, wie Staaten an EU-Außengrenzen 
einer derartigen Verordnung überhaupt zustim-
men konnten. In den 1990er-Jahren, als das 
Dublin-System eingeführt wurde, waren die 
derzeitigen Flüchtlingsströme aber nicht abseh-
bar, und als der Migrationsdruck auf die Mittel-
meerstaaten immer größer wurde, lehnten sich 
Nord- und Mitteleuropäer genüsslich zurück. 

Die Kommission unternimmt also nicht ihren 
ersten Anlauf, mehr Solidarität ins System zu 
bekommen. Da diesmal aber nicht nur Außen-
grenzen betroffen sind, sondern es auch viele 
Zielländer im bisher weitgehend verschonten 
Norden gibt, könnte ein Gemeinsames Europä-
isches Asylsystem greifbarer sein als je zuvor: 
Ehemalige Blockierer rufen lautstark nach euro-
päischen Lösungen.
 
Diskussionsgrundlage vom 6. April 2016:
Die EU-Kommission möchte die geltende 
Asylverfahrensrichtlinie sowie die Anerken-
nungsrichtlinie durch direkt anwendbare Ver-
ordnungen ersetzen. EU-einheitliche Regeln in 
Verordnungsform würden innerstaatliche „Ver-
goldung“ von EU-Recht durch den nationalen 
Gesetzgeber rückgängig machen und einheitli-
che Standards schaffen. Die Kommissionsmittei-

GEMEINSAMES EUROPÄISCHES ASYLSYSTEM 

WIE WEIT REICHT  
DIE UNION?

lung vom 6. April bringt die Problematik in einer 
Fußnote auf den Punkt: Während im Zeitraum 
Jänner bis September 2015 in Italien hundert 
Prozent der afghanischen Asylanträge positiv 
erledigt wurden, war dies in Bulgarien nur in 
5,88 Prozent der Fälle so. In beiden Staaten gilt 
die Anerkennungsrichtlinie 2004/83/EG, welche 
Mindestnormen für die Gewährung von interna-
tionalem Schutz festlegt

Auch die Richtlinie über Aufnahmebedin-
gungen könnte gezielt angepasst werden, die 
Rechtsform der Richtlinie steht hier jedoch nicht 
zur Debatte. 

Kernstück der Mitteilung ist aber die Revisi-
on der Dublin III-Verordnung. Zwei Optionen 
liegen auf dem Tisch. Erstens: Ergänzung der 
geltenden Bestimmungen durch einen Korrek-
turmechanismus, der im Falle großer Migra-
tionsströme zum Einsatz kommt und sich am 
bereits bekannten Umverteilungssystem ori-
entiert. Zweitens: Grundlegende Änderung des 
geltenden Dublin-Systems. Asylwerber wür-
den nach der Erstregistrierung (Abnahme von 
Fingerabdrücken, Identitätsfeststellung, Regist-
rierung) den einzelnen Mitgliedstaaten auf Basis 
eines Verteilungsschlüssels zugewiesen. Diese 
Mitgliedstaaten wären in Folge für Unterbrin-
gung, Versorgung und Bearbeitung der Asylan-
träge zuständig. 

Bedenkt man, wie schleppend die auf 
allerhöchster Ebene beschlossene Umvertei-
lung vorangeht, müsste man bezweifeln, dass 
diese Vorschläge jemals umgesetzt werden. Die 

Der Gemeinsame Europatag 
des Österreichischen Gemeinde-

bundes und Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes widmete 

sich dem Thema Migration 
und Integration: Grundtenor 

der Bürgermeister war jedoch, 
nicht auf Hilfe von außen war-
ten zu dürfen, sondern gerade 
bei der Integration selbst tätig 

zu werden. 

MAG. DANIELA FRAISS
ist Leiterin des Brüsseler Büros des Österreichischen Gemeindebundes 

 oegemeindebund@skynet.be

EUROPA
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Gemeinsamer Europatag zum Thema Migrati-
on: Der Gemeinsame Europatag des Österreichi-
schen Gemeindebundes und Deutschen Städte- 
und Gemeindebundes widmete sich auf seiner 
Tagung am 13. und 14. April dem Thema Migrati-
on und Integration ausführlich. Grundtenor der 
Bürgermeister war jedoch, nicht auf Hilfe von 
außen warten zu dürfen, sondern gerade bei der 
Integration selbst tätig zu werden. Dass es in ab-
sehbarer Zeit zu europäischen Lösungen kommt, 
bezweifelte der gemeinsame Europatag. Man 
kennt die Geschichte der EU-weiten Umver-
teilung von Flüchtlingen aus Griechenland und 
Italien, die auch Monate nach Beschlussfassung 
nicht vom Fleck kommt. 

Klar wurde, dass die Positionen der österrei-
chischen und deutschen Gemeinden einander 
näher sind, als jene der jeweiligen Bundesregie-
rungen. Dies wurde auch durch die Verabschie-
dung der Stuttgarter Deklaration zu Migration 
und Integration deutlich (siehe dazu auch Be-
richt auf der Folgeseite, Anm. d. Redaktion).  

(EU) VERORDNUNG  
NR. 604/2013  
(DUBLIN III)

Die (EU) Verordnung 
Nr. 604/2013 des Euro-
päischen Parlaments 
und des Rates vom 
26. Juni 2013 legt die 
Kriterien und Verfah-
ren zur Bestimmung 
des Mitgliedstaats, der 
für die Prüfung eines 
von einem Drittstaats-
angehörigen oder 
Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten 
Antrags auf internatio-
nalen Schutz zuständig 
ist, fest. 

Sie ist eine Verordnung 
der Europäischen 
Union, nach der der 
Mitgliedstaat bestimmt 
wird, der für die Durch-
führung eines Asylver-
fahrens zuständig ist. 
Die Verordnung tritt an 
die Stelle der Dublin-II-
Verordnung und wird 
auch Dublin-III-Verord-
nung genannt. 
Sie ist am 19. Juli 2013 
in Kraft getreten und 
ihrem Art. 49 zufolge 
seit dem 1. Jänner 
2014 unmittelbar 
anzuwenden.

Der Anwendungs-
bereich des Dublin-
Verfahrens wird durch 
diese Verordnung auf 
alle Flüchtlinge, die um 
internationalen Schutz 
ersuchen, ausgedehnt

Die Effizienz von 
Asylverfahren und die 
Rechtsgarantien Asyl-
suchender sollen durch 
die neue Verordnung 
gestärkt werden. 

QUELLE / http://eur-lex.europa. 
eu/legal-content/DE/TXT/
DF/?uri=CELEX:32013R0604

EU-Kommission wird voraussichtlich im Juni 
konkrete Gesetzesinitiativen präsentieren und 
dabei die Reaktionen der Mitgliedstaaten nicht 
unberücksichtigt lassen. Die unterschiedli-
chen Positionen sind hier weitgehend bekannt. 
Erschwerend kommt hinzu, dass ab Juli die Slo-
wakei den Ratsvorsitz übernimmt. Während die 
Niederlande alle aktuell vorliegenden Vorschläge 
im Schnellverfahren vorantreiben, dürfte das 
unter den Nachfolgern nicht der Fall sein. 

Andererseits werden Mittelmeer- und Ziel-
länder Druck ausüben, sodass vielleicht unter 
maltesischer Ratspräsidentschaft Anfang 2017 
mit konkreten Ergebnissen zu rechnen ist.

Auch das EU-Parlament bezog bereits Stellung 
und unterstützt eine ambitionierte Revision der 
Dublin-Vorschriften. Das heißt, einer der bei-
den Gesetzgeber wird auf jeden Fall für Tempo 
sorgen und am Ende steht ohnehin ein europä-
ischer Kompromiss, mit dem alle leben können 
müssen. Aber das war auch damals bei Dublin I 
der Fall …

KLAR WURDE, DASS 
DIE POSITIONEN DER  
ÖSTERREICHISCHEN 
UND DEUTSCHEN  
GEMEINDEN EINANDER 
NÄHER SIND ALS JENE 
DER JEWEILIGEN  
BUNDESREGIERUNGEN.“

Uwe Zimmermann, Stellvertretender Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes (DStGb.), Rupert Dworak, Vizepräsident des 
Österreichischen Gemeindebundes, Roland Schäfer, 
Präsident des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes (DStGb.), Harry Brunnet,  Vorsitzender 
des Europaausschausses des DStGb., Roger Kehle, 
Präsident des Gemeindetages Baden-Württemberg, 
Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer und 
Gemeindebund-General Walter Leiss.
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Der Gemeinsame Europatag des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes und des Ös-
terreichischen Gemeindebundes verab-

schiedete am 13. April 2016 in Stuttgart folgende 
Erklärung, betitelt als „Stuttgarter Deklaration“:

„Die Städte und Gemeinden bekennen sich 
zur Aufnahme und Integration von Flüchtlingen 
und schutzbedürftigen Fremden gemäß den 
Vorgaben der Genfer Konvention.... .“

Da kein Ende des Zuzugs nach Europa abseh-
bar ist, bekräftigt der Gemeinsame Europatag die 
Aussagen der Wiener Erklärung nach europäi-
scher Solidarität in der Flüchtlingsfrage, betont 
jedoch auch, dass die Dublin-Bestimmungen 
geltendes EU-Recht sind.

     EUROPÄISCHE STRATEGIEN
 ˹ Verbindliche Quotenregelung: Die Verteilung 
der Flüchtlinge mit einem Asylanspruch muss 
europaweit nach festen Quoten erfolgen, und 
diese sind fair und solidarisch auf alle EU-
Mitgliedstaaten zu verteilen. 

 ˹ Schutz der Außengrenzen: Der Schutz der 
EU-Außengrenzen muss deutlich verbessert 
werden. 

 ˹ Große europäische Erstaufnahmeeinrichtun-
gen („Hotspots“) entlang der Außengrenzen: 
Entlang der EU-Grenzen sind eine größere 
Zahl Erstaufnahmeeinrichtungen zu schaffen 
– europäisch organisiert und finanziert.  

     NATIONALE STRATEGIEN
 ˹ Rahmenbedingungen schaffen: Bund und 
Länder müssen die Rahmenbedingungen zur 
Aufnahme und zur Integration von Schutzsu-
chenden schaffen. 

 ˹ Abschiebungen konsequent umsetzen: 
Rechtswirksam abgelehnte Personen müssen 
konsequent abgeschoben werden.

 ˹ Sichere Herkunftsländer: Auch die Staaten in 

Nordafrika sollten als sichere Herkunftsländer 
definiert werden.

 ˹ Zugang zu Bildung: Asylwerber ... sollten so 
rasch wie möglich Zugang zu Bildung, Ausbil-
dung und Anerkennung von Qualifikationen 
erhalten. 

     KOMMUNALE STRATEGIEN
 ˹ Massenquartiere vermeidbar machen: Bei 
dezentraler Unterbringung von Schutzsu-
chenden in den Kommunen lässt sich die 
Unterbringung und erste Integration besser 
bewältigen. Großquartiere überfordern nicht 
nur die kommunale Infrastruktur, sondern 
auch die lokale Bevölkerung und sind tun-
lichst zu vermeiden.

 ˹ Langfristige Integration ermöglichen: 
Asylwerber und anerkannte Flüchtlinge sind 
vor Ort so schnell wie möglich zu integrie-
ren. Dazu bedarf es geeigneten Wohnraums, 
ausreichend vorhandener Bildungs- und 
Ausbildungsangebote (vorschulische Bildung 
und Erziehung, Schulbildung, Spracherwerb, 
Berufsausbildung) sowie der Bereitschaft der 
angestammten Bevölkerung zur Mitarbeit. 
Kontakte und Bekanntschaften zwischen Be-
völkerung und Flüchtlingen sind essentiell für 
Verständnis und Akzeptanz. Diese Herkules-
aufgabe ist aber nur leistbar, wenn Bund und 
Länder die jeweils entstehenden Mehrkosten 
vollständig übernehmen.

 ˹ Fördern und Fordern zulassen: Asylwerber 
und anerkannte Flüchtlinge sind in ihren 
Integrationsbemühungen zu unterstützen. 
Die Vermittlung europäischer Werte muss 
Bestandteil aller Bildungsangebote sein, die 
aktive Teilhabe von Mädchen und Frauen am 
gesellschaftlichen Leben ist besonders zu 
fördern. Dazu sind Sanktionsmöglichkeiten 
zu schaffen.

Die Städte und Gemeinden bekennen sich zur Aufnahme und Integration von Flücht-
lingen und schutzbedürftigen Fremden gemäß den Vorgaben der Genfer Konvention. 

DIE STUTTGARTER DEKLARATION

MIGRATION UND INTEGRATION:  
DIE ROLLE DER KOMMUNEN

LINK ZUR  
DEKLARATION

 
www.kommunal.at/

stuttgarter_ 
deklaration 

Aufgrund von Platzpro-
blemen kann die Dekla-
ration hier nur gekürzt 
vorgestellt werden.
 
Unter dem Link finden 
Sie den Volltext der 
gemeinsamen „Stutt-
garter Deklaration“ des 
Deutschen Städte- und 
Gemeindebundes sowie 
des Österreichischen 
Gemeindebundes.
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Die Delegation des Österreichischen Gemeindebundes konnte sich in Stuttgart 
über die derzeit in Deutschland geführte Diskussion zur Integration und Wohn-
sitzpflicht von Flüchtlingen informieren. 

DISKUSSION

DIE RESIDENZPFLICHT  
IST KEIN ALLHEILMITTEL

Ausgehend von einer Entscheidung des 
EuGH vom 1. März des Jahres sind Rege-
lungen mit Wohnsitzauflagen für Flücht-

linge grundsätzlich möglich, wenn diese mit 
einem erhöhten Integrationsbedarf konfron-
tiert sind – wenngleich die EuGH-Feststellung 
nicht ausdrücklich eine Aussage für anerkannte 
Asylberechtigte getroffen hat. Auch in Österreich 
wurde das Wort der Wohnsitzpflicht oder auch 
„Residenzpflicht“ in die politische Debatte ge-
worfen. Beim immer stärkeren Gebrauch dieses 
Wortes zeigt sich, dass es in Europa leider nur 
ein Flickwerk gibt, was den sozialen und integ-
rationspolitischen Teppich gibt, auf den sich die 
Flüchtlinge befinden.

Dabei zeigt sich, dass es nicht einmal in 
einem einzigen Staat so austarierte rechtliche 
Rahmenbedingungen gibt. Als Folge gibt es na-
türlich die Tendenz eines Zustromes der Asyl-
suchenden in die vermeintlich besser dotierten 
Länder bezeihungsweise Ballungsräume.

Dies muss nicht so sein, weil es eigentlich 
noch immer keine Gewähr dafür gibt, dass sich 
die Asylanten in den Ballungsräumen auch 
besser integrieren können. Der Österreichische 
Gemeindebund hat daher immer wieder betont, 
dass die Integration innerhalb kleinräumiger 
Strukturen jedenfalls eine effektivere Variante 
darstellt, weil hier die Ebene der persönlichen 
Beziehung eine viel größere Rolle spielt als in 
Massenunterkünften.

Eine Wohnsitzbindung ist daher weniger als 
Maßnahme zu sehen, dass den aus den ländli-
chen Gebieten in die Ballungsräume strömenden 

Flüchtlingen vordergründig ein Riegel vorge-
schoben wird, sondern dass diese Menschen 
einen guten Grund haben, an Ort und Stelle zu 
bleiben, weil mit ihr eine gezielte Struktur- und 
Arbeitsmarktförderung im ländlichen Raum 
einhergeht, welche den Asylwerbern eine Zu-
kunftsperspektive für ihr Leben gibt. 

Wohnsitzpflicht mag mit einer besseren 
Planungs- und Investitionssicherheit auch 
eine bessere Integration ermöglichen. Aber 
nur dann, wenn schon bei der Verteilung der 
Asylsuchenden Wert darauf gelegt wird, dass 
diese die Aufnahme- und Integrationsfähigkeit 
der örtlichen Gemeinschaft nicht über Gebühr 
strapazieren.

Die Bildungs- und Betreuungssituation in den 
Gemeinden ist dabei zu berücksichtigen, und die 
Kommunen müssen dabei in den Stand gesetzt 
werden, die entsprechenden Investitionen für 
diese so wichtigen Aufgaben für das Gemeinde-
wesen durchzuführen.

Residenzpflicht darf kein Feigenblatt werden 
für nicht gemachte föderalistische Hausaufgaben 
in Bund und Ländern. Eine sinnvolle Förderung 
der benachteiligten Regionen zum Zweck einer 
effektiven Integration würde sogar die Ballungs-
räume vor Überforderung schützen.  

HOFRAT MAG. NICOLAUS DRIMMEL IST LEITER DER ABTEILUNG RECHT UND  
INTERNATIONALES DES ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUNDES 

 nicolaus.drimmel@ gemeindebund.gv.at

Residenz-
pflicht darf 
kein Feigen-
blatt werden 
für nicht  
gemachte  
föderalistische 
Hausaufgaben  
in Bund und 
Ländern.“
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FEIERLICHE PRÄSENTATION ZUM WELTWASSERTAG 

GENERATION BLUE CD  
„WE LOVE WATER“ 

Es ist soweit: Die besten musikalischen Beiträge rund um die Lebens- und Inspira-
tionsquelle Wasser wurden auf einer CD mit dem Titel „We love Water“ verewigt. 

Ö sterreich zählt 
zu den wasser-
reichsten Län-
dern Europas. 
Dieser Reichtum 

verpflichtet uns dazu, ver-
antwortungsbewusst und 
sorgsam mit dieser wertvollen 
Ressource umzugehen. Umso 
wichtiger ist, dass sich junge 
Menschen auf kreative Weise 
mit dem Thema Wasser aus-
einandersetzen. 

In Zusammenarbeit mit der 
österreichischen Blasmusikju-
gend wurde der Wettbewerb 
„Song for Generation Blue“ 
ausgeschrieben. Der Erfolg war 
groß, insgesamt wurden über 
50 Werke eingereicht – von 
Polka über Donauwalzer bis 
hin zum Rap. Eine hochkaräti-

ge Fachjury wählte die besten 
elf Einreichungen für die 
Produktion einer CD aus.

Pünktlich zum Weltwas-
sertag konnte diese CD unter 
dem Titel „We love Water“ 
im ORF-Landesstudio Tirol 
feierlich präsentiert werden. 
Auf der CD ist jedes Bundes-
land mit einem musikalischen 
Beitrag vertreten. Die Präsen-
tation erfolgte mit Live-Dar-
bietungen von drei Gruppen, 
die es auf die CD geschafft 
haben: Die „Brasstards“ aus 
Oberösterreich, der „Hardchor 
H12“ des BORG Hegelgasse 
aus Wien und  der „Junge 
Schwung“ aus Tirol. Die Beiträ-
ge auf der CD sind: 

 ˹ Vorarlberg:  Schülerbalsor-
chester der Musikschule 

Walgau - Castle on the 
Rhine (Musik: Michael 
Sweeney)

 ˹ Niederöserreich: SBO Sieg-
hartskirchen - Of Sailors an 
Whales (Musik: W. Francis)

 ˹ Südtirol: Jugendkapelle Al-
gund -  Schmelzende Riesen 
(Musik: Armin Kofler)

 ˹ Vorarlberg: Jugendkapel-
le der Musikgesellschaft 
Dornbirn-Hatlersdorf - 
Whitewater Journey (Musik: 
Bruce Preuninger)

 ˹ Steiermark: Landesjugend-
blasorchester Steiermark 
- Donauwalzer (Arrange-
ment: Sigmund Andra-
schek)

 ˹ Tirol: Junger Schwung - Ti-
roler Bergsee (Musik: Hans 
Peter Pirchmoser)

 ˹ Oberösterreich:  The Bras-
stards - Wassermusik II, 
Alla Hornpipe (Bear.: Viktor 
Burgstaller)

 ˹ Wien: BORG 7M, Hegel-
gasse 12 - We need water 
(Musik: Eric Ziegelbauer, 
Text: Laura Gstättner)

 ˹ Niederösterreich: Youth 
Brass Sundayhill - Blue 
River (Musikbearbeitung: 
W. Schoder)

 ˹ Steiermark: Schülerchor 
Bärnbach Ltg Tina Rey-
er - the world is alright in 
the childrens eyes (Musik: 
Wolfgang Schoder)

 ˹ Osttirol: Junge Harmonie 
Osttirol - Mantua (Musik: 
Otto M. Schwarz)

generationblue.at

 INFOS AUS DEM BMFLUW 
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BEST OF AUSTRIA:

MICHAELA RÄUMT INTER-
NATIONAL  AUFTRÄGE AB.
Michaela Heigl und die Saubermacher Dienst leistungs AG exportieren ihr Know-how 
beim Au� au einer  modernen Abfall- und Ressourcenwirtscha�  nach öster reichischen 
Standards bis in die Golfregion.  Damit trägt ihre jahrzehntelange Erfahrung zu nach-
haltigen  Abfallwirtscha� s- und  Recyclingsystemen in der Welt bei. Trotz Krise sorgt 
Österreichs innovative und dynamisch wachsende Umwel� echnologie branche für rund 
200.000 Arbeitsplätze. Die „Exportinitiative“ unterstützt öster reichische Unternehmen 
bei der professionellen Vermarktung ihrer Umwel� echnologien. Bei den klein- und 
mi� el ständischen Unternehmen liegt die Exportquote bereits bei 71 %.

Wie grüne Innovationen 

aus Österreich den 

Weltmarkt erobern und 

so für mehr Arbeitsplätze 

im Land sorgen, erfahren 

Sie auf 

bestofaustria.at
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Wo sind Energiewende-
Gemeinden in Öster-
reich zu finden und 

was zeichnet sie aus? Alle 183 
österreichischen e5-Gemein-
den und Städte sowie weitere 
Energiewende-Gemeinden 
sind auf der Energiewendekar-
te von klimaaktiv verortet und 
detailliert beschrieben. Die 
Karte bietet einen reichen Fun-
dus an energie- bzw. klimapoli-
tischen Fakten und Highlights.
Vorzeigebeispiele aus ganz 
Österreich unter: 

klimaaktiv.at/gemeinden/ 
energiewendekarte

BEST OF AUSTRIA 

Energiewende- 
Gemeinden im  
Überblick 

E in Abfallwirtschafts-
konzept (AWK) ist ein 
vielseitiges und hilfreiches 

Instrument: Es gibt Aufschluss 
über Art, Menge, Herkunft 
und Verbleib der anfallenden 
Abfälle sowie Maßnahmen zur 
Erfüllung der abfallwirtschaftli-
chen Ziele. Zusätzlich stärkt es 
das Bewusstsein für die große 
Bedeutung einer nachhaltigen 
Abfallwirtschaft.

Im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft (BMLFUW) 
wurde ein neues AWK-Tool für 

Schulen entwickelt. Dieses Tool 
wird Schulen kostenlos zur 
Verfügung gestellt und steht 
unter www.eadok.at zum 
Download bereit.

Um das AWK-Tool für Schu-
len nutzen zu können, ist neben 
der Installation des Program-
mes „eADok“ eine Anmeldung 
der Schule beim BMLFUW, 
Abteilung V/2, Abfall- und Altlas-
tenrecht, per E-Mail erforderlich 
(Abt.52@bmlfuw.gv.at). Dabei 
sind der Name der Schule, die E-
Mail-Adresse der Direktion und 
der Standort-GLN des Schul-
standortes (EDM-Registrierung) 

notwendig, Nach einer Prüfung 
wird eine Zugangsberechti-
gung übermittelt. Für den Fall, 
dass die Schule noch nicht als 
Standort unter www.edm.gv.at 
registriert ist, wäre der Schuler-
halter oder die Abteilung V/2 
des BMLFUW zu kontaktieren.

BeraterInnen können für 
ihre Unterstützung der Schu-
len einen „Dummy-Zugang“ 
erhalten, welcher ebenfalls 
unter Abt.52@bmlfuw.gv.at 
beantragt werden kann. 

bmlfuw.gv.at/awktool 
richtigsammeln.at

SCHULPROJEKT 

ABFALLWIRTSCHAFTSKONZEPT 
FÜR SCHULEN 
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REGULIERUNG MIT  
RETENTIONSBECKEN  
Ein Tal sichert sich ab
Seite 44

HOCHWASSER- 
RÜCKHALTEBECKEN  
Schutz für einen Ort
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DAS WALGAUBAD  
14 Bürgermeister und 
ein Bad-Projekt
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WASSER & KATASTROPHENSCHUTZ

QUELL DES LEBENS  
UND ZERSTÖRER  

Österreich ist als eines der wasserreichsten Länder im Überfluss gesegnet 
mit dem lebensspendenden Nass. Aber mit allem, was zu viel wird, kann 
Wasser auch ein Zerstörer sein. Wie sich die Gemeinden einzeln oder als 
Talschaft dagegen schützen können, zeigen wir an zwei Beispielen. Und 

ein Freibad-Beispiel zeigt auf, wie Wasser zum Segen für Gemeinden und 
deren Kassen und die Menschen einer Region werden kann.
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Kötschach-Mauthen liegt im Südwesten 
Kärntens am Übergang vom Oberen Gailtal zum 
Lesachtal. Mit den laufenden Regulierungsarbeiten 
werden 568 Objekte (Wohn-, Wirtschafts- und 
Nebengebäude) und rund 80 ha Bauland im Falle 
eines 100-jährlichen Hochwasserereignisses 
(HQ100) des Gailflusses geschützt. Bauherr ist 
die Gemeinde, die Investitionskosten betragen 
10,65 Millionen Euro, Bauzeit ist von 2010 bis 2017 
geplant.

TETX / Hannes Poglitsch

Der Gailfluss entspringt am Kartitscher Sattel 
in Osttirol auf einer Seehöhe von 1522 Meter 
über Adria (m ü.A.), durchfließt zunächst das 

wildromantische Lesachtal in Form einer Schlucht-
strecke und erreicht nach 40 km die Marktgemein-
de Kötschach-Mauthen, wo sich das Tal aufwei-
tet. Im Oberen Gailtal bis zur Bezirkshauptstadt 
Hermagor ist das Flussregime dem verzweigten, im 
Mittleren Gailtal bis Arnoldstein dem mäandrieren-
den Flusstyp zuzuordnen. Nach Überwindung einer 
sogenannten Kataraktstrecke im Raume Arnold-
stein (Bergsturzgebiet des Dobratsch) mündet die 
Gail nach einer Fließstrecke von insgesamt 122 km 
bei Villach in die Drau (Seehöhe 474 m ü.A.). Das 
Gailtal wird im Süden von den Karnischen Alpen 
und Karawanken sowie im Norden von den Lienzer 
Dolomiten und Gailtaler Alpen begleitet.

Im Flussabschnitt zwischen Kötschach-Mauthen 
und Arnoldstein wurde seit dem Jahre 1935 schritt-
weise eine Hochwasserregulierung mit Retention* 
umgesetzt. Dadurch kommt es zu keiner Erhöhung 
der Hochwassermengen im Unterlauf der Gail, was 
auch eine wichtige Vorgabe der Stadt Villach für 
die Zustimmung zur Regulierung war. So werden 
im Falle eines HQ100 in 25 Rückhaltebecken (Fläche 
40 km²) 38 Mio. m³ Hochwasser zwischengespei-
chert und nach Ablauf der Hochwasserspitze wieder 
dosiert abgegeben. Der Hochwasserschutz für die 
Siedlungen und der Hochwasserrückhalt (Retention) 

HOCHWASSERSCHUTZ I

REGULIERUNG 
MIT RETENTION
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Abbruch der Sohlstufe I (2013)

rungsschlüssel mit 83 Prozent Bundesmittel und 
17 Prozent Interessentenanteil (Anrainergemein-
den von Kötschach-Mauthen bis Villach, ÖBB, 
Landesstraßenverwaltung, Asfinag).

Zusammenfassung: Mit der Umsetzung des 
Regulierungsprojektes für Kötschach-Mauthen 
wird nicht nur der notwendige Hochwasser-
schutz für die bestehenden Siedlungen erzielt, 
sondern auch eine wichtige Voraussetzung für 
eine Weiterentwicklung der Region geschaffen; 
dies unter dem Motto: „Vorsorgen ist besser als 
Heilen“.  

wird durch ein ausgeklügeltes System von Däm-
men bewerkstelligt, wobei neben flussbegleiten-
den Längsdämmen auch Ringdämme zum Schutz 
von tiefgelegenen Ortschaften und Querdämme 
zur Ermöglichung der Retention errichtet wur-
den.

Hochwasserschutz für Kötschach und Mauthen 
– die Planung: Ausgangspunkt für dieses Projekt 
waren die Ergebnisse des Gewässerbetreuungs-
konzepts aus dem Jahre 1998, wonach große 
Bereiche des Siedlungsgebietes von Kötschach 
und Mauthen ab einem 30-jährlichen Hochwas-
serereignis überflutet werden.

In einer Variantenstudie und der nachfolgen-
den Detailprojektierung wurde die schutzwas-
serwirtschaftlich und ökologisch beste Variante 
mit nachfolgenden Eckdaten zur behördlichen 
Genehmigung eingereicht: Auf einer Gesamt-
länge von 2,7 km wird das Flussprofil aufgewei-
tet und eine Erhöhung des Sohlgefälles durch 
Entfernung von zwei Sohlstufen vorgenommen. 
An neuralgischen Stellen ist es auch notwendig, 
Dämme und Mauern zu errichten. Ein am Insti-
tut für Wasserbau und hydrometrische Prüfung 
(IWB) in Wien durchgeführter Modellversuch 
hat die Notwendigkeit der Belegung der Gailsoh-
le mit einem „Offenen Deckwerk“ ergeben.

Einen großen Stellenwert hat auch die 
ökologische Begleitplanung eingenommen. Im 
Rahmen dieser wurde der ökologischen Aus-
gestaltung des Flussprofils (Ausbildung einer 
strukturierten Niederwasserrinne, Initiieren 
von Schotterbänken) sowie der Herstellung der 
Durchgängigkeit (Fischaufstieg bei der Einmün-
dung des Mauthner Dorfbaches) besonderes 
Augenmerk geschenkt.

Die Bauumsetzung: Mit den Bauarbeiten, die in 
Form von Eigenregiearbeiten des Landes Kärnten 
(Landeswasserbauhof Hermagor) durchgeführt 
werden, wurde im Jahre 2010 begonnen. Nach-
folgende Massenbewegungen sind zu bewältigen: 
Aushubarbeiten 340.000 m³, Anschüttungen 
(Dämme, Wege, Wiederauffüllung des „Offenen 
Deckwerkes“) 60.000 m³, Hochwasserschutz-
mauern 180 lfm, Wasserbausteine 132.000 
Tonnen. Geräteanmietungen (Bagger, Lkw, Sieb-
anlagen) werden auch bei Privatfirmen vorge-
nommen. Die Zulieferung der nicht im Baufeld zu 
gewinnenden Bruchsteine erfolgt durch Stein-
bruchunternehmen aus Kärnten und Osttirol. 

Die Fertigstellung der Hochwasserschutz-
maßnahmen ist für das Jahr 2017 vorgesehen. 
Die Finanzierung erfolgt über den Gailfinanzie-

DIPL.-ING. HANNES POGLITSCH LEITET SEIT 1994 DIE UNTERABTEILUNG WASSER-
WIRTSCHAFT HERMAGOR (ABTEILUNG 8, AMT DER KÄRNTNER LANDESREGIERUNG).

 hannes.poglitsch@ktn.gv.at

Fischaufstieg Einmündung Mauthner Dorfbach (2015)

Bauarbeiten März 2016

Regulierungskonzept Gailfluss (Donauconsult, Wien).
SCHUTZWASSERWISSENSCHAFTLICHE ANMERKUNG: MAN BEACHTE DIE WIRKUNG DER RETENTIONSBECKEN 
AUF DEN SPITZENABFLUSS DES GAILFLUSSES STRUKTURVERBESSERUNGEN DURCH LAND- UND NUTZUNGSNEU-
ORDNUNG.

ALS RETENTION BEZEICHNET 
MAN DIE AUSGLEICHENDE 
WIRKUNG VON STAURÄU-
MEN AUF DEN ABFLUSS IN 
FLIESSGEWÄSSERN
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Das Water-Gate Was-
sersperren-System 
überzeugt international 

mit seinen unbegrenzten 
Einsatzmöglichkeiten, seinem 
unglaublich einfachen Einsatz 
und dem konkurrenzlosen 
Preis-Leistungs-Verhältnis. Das 
System wird seit über zehn 
Jahren auf dem Schweizer 
Markt und in der Schweizer 
Armee erfolgreich eingesetzt.

Nach der Vorstellung auf 
der Erfindermesse in Genf im 
Jahr 2000 wurde das System 
erstmals beim Bau des NEAT- 
Eisenbahn-Tunnels in Frutigen 
eingeführt. Schnell verbreitete 
sich das vielseitig anwendbare 
Gerät auch bei den Feuer-
wehren in der Schweiz und 
mittlerweile erfolgreich auch 
in Deutschland und Österreich.

Die Water-Gate Wassersper-
re wird in verschiedenen Stau-
höhen und Längen angeboten. 
Sie ist untereinander faktisch 
endlos koppelbar und kann 
ohne Bedenken mit verschie-
denen Stauhöhen verwendet 
werden.

Was sie kann:
• Wasser bis zu einer Höhe 

von zwei Meter ohne Befes-
tigung zurückhalten.

• Eine Sperre mit neun Meter 
Länge und 50 cm Höhe 
ersetzt rund 400 Sandsäcke.

• Sie ist von wenigen Perso-
nen in kurzer Zeit einge-
setzt und aufgebaut.

• Platz sparend gelagert 
werden und ist leicht mit 
jedem Fahrzeug zu trans-
portieren.

Die Einsatzgebiete:
• Schutz vor Überflutung – 

schützt Tiefgaragen, Wohn-
quartiere und ganze Dörfer.

• Aufstauen von Löschwas-
serreserven an jedem  
Wasserlauf oder Bergbach.

• Auffangen von kontaminier-
tem Wasser und Verhinde-
rung von Umweltschäden.

• Kurzfristige Arbeiten im 
Wasserbereich bei Bau-, 
Kanal- oder Reinigungsar-
beiten.

Mit der gelben Wassersperre Water-Gate hat 
die Firma MegaSecur aus Kanada ein revolu-
tionäres Konzept entwickelt, um die Kraft des 
Wassers zu nutzen, sich selber zu stoppen. 
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DAS ORIGINAL VON MEGASECUR

WASSERSPERRE 
WATER-GATE

 

Horlauenenweg 3 | CH-3714 Frutigen
info@hochwasser-schutz.ch
+41 33 671 30 88 | +41 79 515 09 50

Leicht, schnell, universell  -  Water-Gate!
Mit der gelben original Wassersperre ...
... Schützen
... Auffangen 
... Aufstauen 
... Ableiten und trocken Arbeiten

Die Wassersperre für innovative Hilfskräfte!

Seit 15 Jahren in der 

Schweiz im Einsatz

Auffangen

Aufstauen

Ableiten und 
Arbeiten

SICHERHEIT
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KRATSCHMANN & PARTNER: LÖSUNGEN FÜR SCHWIMMBÄDER, IN DENEN CHLOR VERWENDET WIRD

SICHERHEIT DANK  
GASDICHTER TÜREN

Wenn gefährliche Stof-
fe austreten, können 
sie zu erheblichem 

Schaden an Gesundheit und 
Umwelt führen. Es ist daher 
wichtig, dass Räume, in denen 
Schadstoffe in gasförmigem 
Zustand auftreten, dicht 
verschlossen werden können. 
Ein großes Problem sind dabei 
meist die Türen, da es hier 
leicht zum Austritt von Gas 
kommen kann. 

Für Gemeinden sind gas-
dichte Türen vor allem für 
Schwimmbäder, in denen 
Chlor verwendet wird, we-
sentlich. Chlorgasräume sind 
ausreichend gasdicht auszu-
führen, damit Menschen nicht 
durch austretendes Chlorgas 
gefährdet werden können. 

Der österreichische Spe-
zialbetrieb Kratschmann 
& Partner bietet gasdichte 
Türabschlusssysteme an, die 
bisher bereits in Forschung, 
Pharmazie und Gesundheits-
wesen ihren Einsatz finden 
und sicherstellen, dass Gas 
nur dort austritt, wo dies auch 
gewünscht ist. 

Steuerungselemente in Tür 
und Türzarge stellen sicher, 
dass mit nur einem erforderli-
chen Spannungsanschluss von 
24 Volt sämtliche Regel und 
Steuerungsabläufe – bis hin 
zur kompressorbetriebenen 
umlaufenden Gummidichtung 
(Foto rechts) – vor Ort in Be-
trieb gesetzt werden können 
– dass also jeder vorhandene 
Türausschnitt ausstattbar ist.

Im Max Compact HPL 
Türblatt oder als Variante 
für die Brandschutznormen 
EN1636/1,EN1350/2 Wider-
standsklasse EI2 30-C mit 
Edelstahlkern ausgeführtem 
Türblatt befindet sich eine 
integrierte Druckluftaufberei-
tung. Eine Micropumpe stellt 
sicher, dass sich durch die um-
laufende selbstrücksetzende 
Silikon-Pneumatikdichtung ein 
gas- und luftdichter Abschluss 
zur Türzarge ergibt.

Zusätzlich wird eine der-
artige gasdichte Türe auf 
Wunsch motorschlossver-
riegelt und über Magnetver-
riegelungen gesichert. Ein 
Türschließsystem sorgt für 

den sicheren Abschluss einer 
solchen Türe.

Die ebenso erforderliche 
Steuerung und das Kontroll-
system befinden sich wahl-
weise auf Wunsch im Türblatt 
oder in der verbreiterten 
vierseitigen Edelstahltürzarge, 
die individuell auf die Mauer-
stärke abgestimmt von 100 bis 
500 mm Mauerstärke gefertigt 
wird.

Als Besonderheit werden 
die gasdichtTüren von 
Kratschmann auch als  
Doppelflügeltüre mit freiem 
Durchgang, also ohne Mit-
telsteher, ausgefertigt und 
angeboten.

MEHR INFOS 
Kratschmann & Partner
Viktor-Kaplan-Straße 4
2201 Gerasdorf bei Wien 
Tel. 01/734 60 74
˹ office@kratschmann.at
www.kratschmann.at

Der Betrieb von Schwimmbädern ist durch 
den Einsatz von Chlorgas nicht ungefährlich. 
Gasdichte Türen sorgen für die Sicherheit der 
Mitarbeiter.
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Steuerungselemente in Tür und Türzarge stellen sicher, dass mit nur 
einem erforderlichen Spannungsanschluss von 24 Volt sämtliche 
Regel- und Steuerungsabläufe bis hin zur kompressorbetriebenen 
umlaufenden Gummidichtung vor Ort in Betrieb gesetzt werden 
können – dass also jeder vorhandene Türausschnitt ausstattbar ist.
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Das Ortszentrum von Admont befindet sich auf 
dem Schwemmkegel des Lichtmessbaches.  
Zwischen den Gebäuden befindet sich das alte, 
schmale Gerinne, welches nicht in der Lage ist, 
den Bemessungsabfluss abzuführen.  
Ein Projektbericht.

Unterlaufregulierung 
des Lichtmessbaches. 
Vorerst hatten die 
Schutzmaßnahmen 
lediglich lokalen  
Charakter und wur-
den vor allem aus 
Holz ausgeführt.

HOCHWASSERSCHUTZ II

HOCHWASSER- 
RÜCKHALTEBECKEN

KATASTROPHENSCHUTZ
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TEXT / Markus Mayerl

Das Hochwasserschutzkonzept der Wild-
bach- und Lawinenverbauung beinhaltet 
die Vergrößerung des Gerinnes im Ortsbe-

reich, Geschieberückhalt sowie die Dämpfung 
der Hochwasserspitze durch ein Hochwasser-
rückhaltebecken. Ziel ist es, die Mobilisierung 
von Geschiebe in der Grabenstrecke zu vermin-
dern sowie das Risiko für Ausuferungen im zen-
tralen Ortsbereich von Admont zu reduzieren.

Die Ausgangslage: Der Lichtmessbach ent-
springt an den Westabhängen des Admonter 
Kaiblings an der Grenze zwischen der Grauwa-
ckenzone und den Nördlichen Kalkalpen. Das 
oberste Einzugsgebiet ist geprägt durch Staunie-
derschläge mit sehr hohen Niederschlagsspen-
den in den Kammlagen.

Ursprünglich war der Lichtmessbach ins 
Paltental abgeflossen. Durch eiszeitliche Ab-
lagerungen verlegte sich der Bachlauf von der 
Kaiserau abwärts jedoch nach Norden und führte 
über eine geschiebeträchtige Grabenstrecke 
nach Admont. 

Auf einer Länge von mehr als zwei Kilome-
tern durchschneidet der Lichtmessbach die 
tektonisch stark beanspruchten Toneck-Phyllite. 
An beiden Talflanken befinden sich rutschan-
fällige Hänge mit bedeutender Mächtigkeit. Die 
Schluchtstrecke bildet daher einen besonderen 
Gefahrenherd.

Das Schutzkonzept der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung: Das Hochwasserschutzkonzept 
beinhaltet daher die Dämpfung der Hochwas-
serspitze in einem Hochwasserrückhaltebecken 
sowie eine Vergrößerung des Gerinnes und 
Geschieberückhalt. Dadurch soll einerseits die 
Mobilisierung von Geschiebe in der Graben-
strecke vermindert und andererseits das Risiko 
für Ausuferungen im zentralen Ortsbereich von 
Admont reduziert werden.

Tausendjährige Geschichte: Nach der Gründung 
des Benediktinerstiftes im Jahr 1074 erfolgte 
rasch die Besiedlung des Schwemmkegels des 
Lichtmessbaches. Ab dieser Zeit war der Bach 
wegen seiner Gefährlichkeit Gegenstand von 
Schutzmaßnahmen, welche vorerst jedoch 
lediglich lokalen Charakter hatten und vor allem 
aus Holz ausgeführt wurden.

Die „K.K. Forsttechnische Abtheilung für 
Wildbachverbauung“ entwickelte bereits im Jahr 
1886 ein Schutzprojekt, das unter anderem ein 
Wasserreservoir auf der Kaiserau vorsah. Mit ei-
nem vier Meter hohen Damm sollten 25.000 m² 
Wasser zurückgestaut und so die Hochwasser-
spitzen aus dem Kaiserauer Becken abgefangen 
werden. Angesichts der damaligen Methoden 
der Massenbewegungen konnte dieser Gedan-
ke jedoch nicht realisiert werden (Technischer 
Bericht, Verbauungsprojekt 1996).

Mitte August 1949 kam es zu einem extremen 
Schlechtwettereinbruch mit drei Tagen Regen 
und Neuschnee auf den Bergen. Nach einer 
plötzlichen Warmluftzufuhr setzte am 15. August 
1949 ein heftiges Gewitter ein und löste die Kata-
strophe aus. Die zur Rutschung neigenden Hänge 
des Mittellaufes waren durch lang anhaltenden 
Regen durchnässt und aufgeweicht und setzten 
sich auf breiter Fläche gegen den Graben hin zu 
in Bewegung. Im Operat hieß es: „Einer Lawine 
ähnlich rollte und schob sich die Verheerung zu 
Tal. Die Regulierungsstrecke im Markte verlauste 
und der Bach wurde aus seinem Bett geworfen. 
Häuser, Keller Straßen wurden vermurt und das 
Tal bot den Anblick grauenhafter Verwüstung.“ 
(Technischer Bericht, Verbauungsprojekt 1996).

Bei Hektometer (hm) 17,76 errichtete die WLV 
bereits im Jahre 1951 einen Unholzrechen. Im 
Schutzprojekt 1952 wurde der Bach neu reguliert 
sowie die Staffelung im Graben teilweise erneu-
ert und komplettiert. 

Ein weiteres Schutzprojekt aus dem Jahr 1996 
enthielt die Ertüchtigung der Ortsregulierung 
von hm 0,5 bis 12,7 mit Sanierungen, teilweisen 
Erhöhungen der Ufermauern, Absenkung der 
Bachsohle, Hebung der Brückentragwerke sowie 
Sicherung der angrenzenden Bauobjekte. Auch 
in den Jahren 1998 bis 2000 wurde bei hm 36,80 
eine Geschieberückhaltesperre errichtet. ▷

MARKUS MAYERL IST GEBIETSBAULEITER-STELLVERTRETER DER GEBIETS-
BAULEITUNG STEIERMARK-NORD DER WILDBACH- UND LAWINENVERBAUUNG, 
SEKTION STEIERMARK

 markus.mayerl@ die-wildbach.at
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Das geplante Hochwasser-Dosierwerk „Kai-
serau“ bedurfte jedoch noch weiterer Planungen.

Nach umfangreichen Untergrunderkun-
dungen mit zusätzlichen Rammsondierungen, 
Messungen des Grundwasserspiegels, Röschen-
aufnahmen sowie weiteren Rotationskernboh-
rungen mit Messungen des Grundwasserstromes 
in verschiedenen Bodenschichten (Flowmeter) 
erfolgten bodenchemische Untersuchungen und 
die hydrologischen Bemessungen wurden dem 
Stand des Wissens angepasst.

Hydrologie, Hydraulik: Die Höchstwasserstände 
der Katastrophen 1851, 1949 und 1951 wurden 
an einem rechtsufrigen Gebäude (bei Hektome-
ter 9,5) festgehalten. Nachrechnungen ergeben 
für den Spitzenabfluss vom Ereignis 1851 etwa 
70 m³/s (für das Hochwasserereignis von 1949 
etwa 55 m³/s und für 1951 etwa 45 m³/s). Im 
Jahr 2010 wurden die Hydrologie und Hydraulik 
des Schutzprojektes Lichtmessbach mit neuen 
Methoden überarbeitet. Für die hydraulische 
Berechnung des Unterlaufgerinnes wurden 
insgesamt 78 Profile aufgenommen und die 

Berechnung erfolgte mit der Software WASPI- 
HEC2. Die Berechnung des maßgeblichen Nie-
derschlages erfolgte mit HAöSTRA-Daten*. Als 
maßgebliches Niederschlagszenario wurde ein 
dreistündiges, anfangsbetontes Starkregenereig-
nis im oberen Einzugsgebiet herangezogen. 

Aufgrund der mittels HEC-HMS** simulierten 
Szenarien, der Berechnung nach ZEMOKOST*** 
und nach den Berechnungen mit empirischen 
Formeln liegt der Spitzenabfluss des Bemes-
sungsereignisses (auf ein 100-jährliches Nieder-
schlagsereignis gerechneter Reinwasserabfluss) 
bei 68 m³/s, während der Unterlauf des Licht-
messbaches im Ortszentrum nur etwa 30 m³/s 
abführen kann.

Durch das Hochwasserretentionsbecken 
kann die Hochwasserspitze des Bemessungs-

* Hydrologischer Atlas Österreichs und österreichischer Starkniederschlagsregi-
onalisierung und –-auswertung (BMLFUW, 2006).

** HEC-HMS Hydrologic Modelling System. US Army Corps of Engineers, Hydro-
logic Engineering Center, Davis, CA.

*** Kohl, B., and L. Stepanek. „ZEMOKOST – neues Programm für die Abschät-
zung von Hochwasserabflüssen.“ BFW-Praxisinformation 8.2005 (2005): 21-22.

Einer  
Lawine ähnlich 
rollte und 
schob sich die 
Verheerung zu 
Tal. Die Regulie-
rungsstrecke im 
Markte verklaus-
te und der Bach 
wurde aus  
seinem Bett  
geworfen.“
Aus dem Schadens-
bericht des Unglücks  
vom August 1949

Driving Innovation  
in Municipal 
Wastewater

As you work to bring water full circle, Sulzer is the one 
to take you forward. Sulzer offers the most advanced 
equipment for wastewater collection and treatment, 
including submersible pumps, mixers, flow boosters, 
aeration systems and turbocompressors, along with 
easy-to-use systems for monitoring and control. 

Our solutions provide many ways to boost reliability and 
curb your energy costs. With our extensive knowledge 
and experience, we can identify the networks and sys-
tems where they will benefit you most. And we secure 
those benefits not only through our equipment, but also 
through our long-term service and support.

Sulzer Austria GmbH
Büro Wels 07242/606 92 0
Büro Graz 0316/405 140 0
Büro Salzburg 0662/642 365 0
Büro Wr. Neudorf 02236/642 61 0
info-ata@sulzer.com, www.sulzer.com
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ereignisses im Bereich Kaiserau von 39,9 m³/s 
auf maximal 7,4 m³/s reduziert werden. Beim 
Bemessungsszenario werden dabei 178.900 m³ 
Wasser im Hochwasserrückhaltebecken gespei-
chert und erst sukzessive wieder abgegeben. Die 
Hochwasserspitze bei der Ortsregulierung wird 
dadurch für das Bemessungsereignis auf 30 m³/s 
reduziert.

Die Untersuchungen haben die Notwendigkeit 
der Dämpfung der Hochwasserspitze untermau-
ert und so zur Ausführung des Hochwasserrück-
haltebeckens nach neuestem Stand der Technik 
geführt.

Das Hochwasserrückhaltebecken 2015: Un-
terhalb der Kaiserau, genau in dem Bereich, 
wo sich der Bachlauf nach der Eiszeit seinen 
Weg Richtung Admont bahnte, wurde bei hm 
61,7 das Hochwasserrückhaltebecken Kaiserau 
als ungesteuertes Becken mit einem Grundsee 
errichtet. Es kam ein 12 m hoher Zonendamm 
mit Tondichtung zur Ausführung. Das Durchlass-
bauwerk aus Beton wurde auf duktilen Pfählen 
fundiert und mit einem großen Unholzkäfig beim 
Einlaufbauwerk sowie einem Unholzrechen an 
der Stauwurzel versehen. Die Abdichtung zum 
Untergrund hin erfolgte mittels abgedichteter 
Spundwand. Für den Verklausungsfall wurde eine 
eigenständige Bypassleitung errichtet, die mit 
einem luftseitigen Schütz am Tosbecken bedient 
werden kann und gleichzeitig der Entleerung des 
Grundsees (für Wartungszwecke) dient. ▷ 
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Bauphase 2015, Einlaufbauwerk Grundablass, Bypasseinlauf.
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Ein Markenzeichen
Österreichs:

Sauberes Wasser.

DIE ÖVGW
ZERTIFIZIERUNG IN DER 
WASSERVERSORGUNG:

•	Leitungs-	und	Rohrsysteme
•	Armaturen
•	UV	Desinfektionsanlagen
•	Messeinrichtungen
•	Aufbereitungsgeräte

www.ovgw.at

OEVGW2015_KOMMUNAL_215x131.indd   1 14.04.15   10:46



Das Kaiserauer Becken mit Hochwasserrückhaltebecken 2015.

Der Bau wurde in den Jahren 2013 bis 2015 
umgesetzt. Die Gestaltung und standortsgerechte 
Bepflanzung der Seichtwasserzone des Grund-
sees erfolgte unter ökologischer Bauaufsicht. Für 
die Überwachung der Auswirkungen auf den 
ober- und unterirdischen Abfluss während der 
Bauzeit wurden zwei Grundwasserstandsmes-
spegel sowie jeweils ein automatischer Abfluss-
pegel mit Datenlogger am Lichtmessbach und 
am Hallwegbach installiert.

Hochwasserereignis 2015: Noch während der 
Bauzeit ereignete sich am 19. Juli 2015 ein Stark-
regenereignis mit Hagel im Kaiserauer Becken. 
Zwischen etwa 20:00 und 22:00 Uhr MESZ 
(mitteleuropäischer Sommerzeit) registrierte die 
Station in Hall/Admont 30 mm Niederschlag. Die 
nächstgelegene ZAMG-Station in Hall registrierte 
innerhalb von 30 Minuten aber auch immerhin 
25,6 mm, was einer Jährlichkeit von ca. 5 bis 
maximal 9 Jahre entspricht. Die INCA-Analyse 
(Kombination aus Radar- und Stationsdaten), 
liefert für den Bereich Kaiserau Niederschlags-
mengen zwischen 20 und 40 mm. Das Maximum 
lag im Bereich des Admonter Reichensteins mit 
Niederschlagsraten von bis zu 30 mm innerhalb 
von 15 Minuten. Laut dem Gutachten von Mag. 
Pehsl von der ZAMG Steiermark war der Nie-
derschlag gemäß INCA-Auswertung etwa ein 
30-jährliches Ereignis. 

Im Zuge des Niederschlagsereignisses kam 
es im Hochwasserrückhaltebecken zu einem 
Aufstau von knapp drei Metern Höhe. Es wurden 

etwa 25.000 m³ Wasser zurückgehalten und 
damit die Abflussspitze im Unterlauf deutlich 
gedämpft.

Der Bau wurde im Jahr 2015 abgeschlossen 
und der Baustellenbereich im Herbst begrünt. 
Somit kann das Becken seine bestimmungsge-
mäße Funktion erfüllen.  
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Neue Richtlinien für 
SWW-Förderungen
Die neuen Förderungsrichtlinien in der 
Siedlungswasserwirtschaft sind ausgewo-
gen und berücksichtigen insbesondere die 
Ungunstlagen, sprich periphere Gebiete, in 
denen es unmöglich ist, dass die Bevölke-
rung einer Gemeinde über Gebühren die 
Infrastruktur erhält. Sie bezwecken in erster 
Linie eine Konzentrierung der Förderung 
auf die wesentlichen Angelegenheiten der 
SWW, einen sozialen Ausgleich, eine bes-
sere Abwicklung und einen zielgerichteten 
Einsatz der Mittel. Keine Förderung mehr gibt 
es künftig von Anlagen für erneuerbare Ener-
gien (hier gibt es andere Förderinstrumente). 
Die Aufschließung von neuen Gewerbege-
bieten und Industriegebieten sind nicht mehr 
förderfähig. Siedlungserschießungen und 
Neuwidmungen werden hingegen weiterhin 
gefördert. Ebenfalls gefördert werden nun-
mehr Sanierungen von Kläranlagen. Weitere 
Eckpunkte der neuen Förderrrichtlinien sind 
die Vorlage eines Reinvestitionsplanes und 
die Einführung von Mindestgebühren. 

Für alle Gemeinden gibt es eine Sockelförde-
rung. Diese beträgt im Wasser- und Abwasser-
bereich zehn Prozent. Es werden zudem zwei 
Aufschlagsfaktoren eingezogen, die dazu 
führen, dass achtzig Prozent aller Gemeinden 
mehr als die Basisförderung bekommen und 
zwanzig Prozent bei dieser Basisförderung 

Siedlungserschießungen und Neuwidmungen werden 
hingegen weiterhin gefördert. Ebenfalls gefördert 
werden nunmehr Sanierungen von Kläranlagen.

10 %
aller Gemeinden  
werden die höchstmögli-
chen Fördersätze erhalten.

verbleiben. Die beiden Aufschlagsfaktoren, die 
für die Festsetzung der Höhe der Fördersätze he-
rangezogen werden, werden zu gleichern Teilen 
gewichtet: einerseits einem einkommensab-
hängigen Teilfaktor auf Basis der integrierten 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik (je höher 
das Einkommen der Bevölkerung einer Gemein-
de ist, desto niedriger ist der Fördersatz und vice 
versa), und andererseits einem kostenabhängi-
ger Teilfaktor auf Basis der durchschnittlichen 
Pro-Kopf-Kosten (geförderte Investitionen) seit 
1993 (je niedriger die Pro-Kopf-Kosten sind, 
desto niedriger ist der Fördersatz und vice versa).
In den Förderrichtlinien ist auch festgehalten, 
dass zehn Prozent aller Gemeinden die höchst-
möglichen Fördersätze erhalten, diese wurden 
mit fünfundzwanzig Prozent im Wasserbereich 
und mit vierzig Prozent im Abwasserbereich 
festgelegt.

80 %
aller Gemeinden  
erhalten mehr als die 
Basisförderung.

10 %
beträgt die Sockel-
förderung für alle  
Gemeinden im Wasser- 
und Abwasserbereich

40 %
beträgt der höchst-
mögliche Fördersatz  
im Abwasserbereich. 
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Das flexible, komplett aus Holz gefertigte Modulbausystem von Stora Enso für temporäres 
Wohnen hat sich bewährt. Schnell und kosteneffizient zu errichten, überzeugt es auch lang-
fristig durch vielfältige Nachnutzung.

Der Holzspezialist Stora 
Enso hat ein Modul-
bausystem komplett 

aus CLT-Massivholzplatten 
entwickelt, das am Markt voll 
eingeschlagen hat. 

Geschäftsführer Herbert 
Jöbstl weiß warum:„Das Sys-
tem erfüllt die Anforderungen 
optimal, die an momentan 
stark nachgefragte Flücht-
lingsunterkünfte gestellt wer-

den. Die Module lassen sich 
individuell kombinieren und 
so auf alle Bedürfnisse und 
Ortsgegebenheiten anpassen.“ 
Die Bauten sind schnell zu 
errrichten, kosteneffizient und 
auch für diverse Nachnutzun-
gen adaptierbar. „Ein großes 
Plus ist der hochwertige und 
nachhaltige Baustoff Vollholz. 
Durch ein Beispielmodul, das 
laufend bei Messeauftritten 

und Veranstaltungen zu 
besichtigen ist, können sich 
unsere Kunden selbst davon 
überzeugen, dass ihre Wün-
sche durch das flexible System 
voll umgesetzt werden.“ 

Dabei fungiert das Modell 
quasi als Benchmark. Die 
konkreten Projekte werden 
oftmals noch modifiziert 
gebaut. Dazu arbeitet Stora 
Enso mit Vertriebspartnern 

und zahlreichen Zimmerei-
en direkt aus den Regionen 
zusammen. Entscheidet man 
sich für das Modulbausystem, 
bleibt die Wertschöpfung 
somit zu einem Gutteil in der 
eigenen Region. 

Ein starkes Argument, weiß 
auch Reinhard Aigner, Technik- 
leiter des Vertriebspartners 
DMH: „Die lokalen Zimmerei-
en befinden sich vor Ort und 

„FLEXIBLES WOHNEN“   
ALS ERFOLGSMODELL
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Jetzt vom hollu  

Finanzierungsmodell profitieren! 

Mehr auf www.hollu.com
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hollu Systemhygiene GmbH  |  Tel.  +43  5238  52800  |  www.hollu.com
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ÖSTERREICHS RECYCLINGMODELL IM FOKUS

Best Practice auch  
für Frankreich?
Seit vielen Jahren nimmt Österreich innerhalb der EU eine 
führende Rolle beim Recycling ein. Deshalb blicken andere 
Länder bei diesem Thema gerne nach Österreich. Auf 
Vermittlung der Altstoff Recyling Austria AG (ARA) und ihrem 
französischen Pendant Eco Emballages besuchte im April 
eine Delegation des französischen Senats Österreich, um vom 
heimischen Abfallsammelsystem als „Best Practice in Europe“ 
zu lernen. Im Fokus stand die Marktöffnung für Verpackungs-
sammelsysteme in Österreich, die per 1. Jänner 2015 nach 
intensiver Diskussion und Vorbereitung letztlich ohne Beein-
trächtigung der getrennten Sammlung in Kraft getreten ist. Da 
Frankreich einen ähnlichen Schritt für 2017 plant, waren die 
österreichischen Erfahrungen besonders wertvoll.  
www.parlament.gv.at



sind den Gemeinderäten ver-
traut. Mit dem Know-how von 
Stora Enso und unserer Unter-
stützung bei der Planung und 
Logistik errichtet die ortsan-
sässige Zimmerei exakt jene 
Bauten, die nach individuellen 
Wünschen konzipiert wurden.“

 Diese Vorgehensweise 
hat sich bewährt. Mittler-
weile betreut DMH pro Jahr 
400 solcher Baustellen mit 

einem Volumen von 16.000 
Kubikmetern. Dabei geht es 
momentan verstärkt – aber 
längst nicht nur – um Flücht-
lingsunterkünfte. Die Projekte 
reichen von simplen Baustel-
lencontainern über Studenten-
heime und Schulklassen bis 
hin zum sozialen Wohnbau 
und Wohnbau im Alter. Nicht 
selten vereint ein solches Pro-
jekt mehrere Nutzungen nach-

einander. Die Module lassen 
sich nämlich mit minimalem 
Aufwand reorganisieren. Auch 
dabei hilft die Vorabkonzepti-
on von DMH. So können, wie 
derzeit dringend notwendig, 
kurzfristig normative Mindest-
anforderungen unterschritten 
werden und, zeitlich befristet, 
etwa im Hochwasserschutz-
gebiet gebaut werden. Die 
bewusste Alternative zum 

Stahlcontainer steht diesem 
hinsichtlich Stabilität übrigens 
in nichts nach. 

So wird etwa in Innsbruck 
derzeit ein viergeschossiges 
Haus für 250 Personen rein 
aus Massivholzplatten errich-
tet. 

DMH-Zimmereien, die das 
Stora Enso-System anbieten, 
stehen auf  
www.dasmassivholzhaus.com

Herbert Jöbstl ist Stora Enso-
Geschäftsführer für die Region 
Mitteleuropa.

So kann eine einfache Unter-
kunft aussehen. Sie ist Teil 

eines Gebäudes, das am 1. April 
in Zolling fertiggestellt wurde. 

Reinhard Aigner ist Leiter 
der Technik bei der DMH 

Handels GmbH. (C
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Mit Holz 
setzen wir ein 
Zeichen für den 
Umweltschutz.
Stora Enso CLT (Cross Laminated Timber) hat im Vergleich zu 
anderen Baumaterialien wie Stahl oder Beton den kleinsten 
CO2-Fußabdruck und nutzt mit Holz einen nachwachsenden 
Rohstoff, der wieder und wieder verwendbar ist.

Mehr zum nachhaltigsten und modernsten Baustoff auf 
www.clt.info und www.facebook.com/StoraEnsoLivingRoom

STOCR15007_NeueCI_AZ_Umweltschutz_215x131_D_v01.indd   1 10.03.16   13:53



TEXT / Hans Braun

D ie Gemeinden wurden und werden von 
den Mitarbeitern der WLV bei dieser Auf-
gabe jedoch intensiv unterstützt, woran 

sich auch in letzter Zeit nichts geändert hat. Wie 
das Ministerium (BMLFUW) aber betont, ist das 
rechtlich gesehen eine Aufgabe des Erhaltungs-
pflichtigen, eben häufig der Gemeinde oder 
der Wassergenossenschaften. Eine Sichtweise, 
die Florian Rudolf-Miklau, stellvertretender 
Abteilungsleiter der Abteilung Wildbach- und 
Lawinenverbauung, unterstreicht: „Die Instand-
haltung von Rückhaltebecken – aber das gilt für 
alle Becken – wird ja grundsätzlich von der Was-
serrechtsbehörde dem Betreiber aufgetragen. 
Sprich, die Initiative zur Räumung muss von der 
Gemeinde kommen. Im Rahmen der Betreu-
ungsdienste konnten die Gemeinden dafür aber 
immer Förderungen lukrieren und erhalten von 
der Wildbach- und Lawinenverbauung umfas-
sende Unterstützung in der Abwicklung. Zum 
Teil haben die Dienststellen der Wildbachver-
bauung im Zuge ihrer Aufsichtsaufgaben über 

Für die Gemeinden ist die große Frage des Hochwasserschutzes die der  
Instandhaltung von Rückhaltebecken beziehungsweise die Räumung der Becken.

die Schutzanlagen Leistungen für die Gemeinden 
mitgemacht. Aber natürlich nicht im Sinne einer 
rechtlich verpflichtenden Instandhaltung, son-
dern eher als Serviceleistung.“

Für die Instandhaltung von Rückhaltebecken 
gibt es mittlerweile Richtlinien und Handbü-
cher zur Durchführung, die mit den Förde-
rungen verknüpft sind – diese werden auf der 
Website des BMLFUW als Download angeboten. 
Jeder, der ein Becken zu betreiben hat, weiß 
also genau, was zu tun ist, und auf Grundlage 
des Wasserrechtsbescheides wird üblicherwei-
se auch ein Beckenverantwortlicher und ein 
-wärter bestellt. In Kärnten und der Steiermark 
ist man in jüngster Zeit dazu übergegangen, 
solche Beckenverantwortliche in Abstimmung 
mit den Dienststellen der Wasserbauabteilung 
regional zu bestellen. Für diese Regionalver-
antwortlichen wurde dann auch versucht, die 
Finanzierung in Form von Zuschüssen aus dem 
Betreuungsdienst zu organisieren. Was den Ge-
meinden unterm Strich bleibt, sind die laufende 

INSTANDHALTUNG VON HOCHWASSERSCHUTZANLAGEN

KNACKPUNKT  
HAFTUNGSFRAGE

Gemeinden 
müssen zwar die 
Initiative setzen, 
können aber 
weiter auf die 
Unterstützung 
der Dienststellen 
der WLV zählen.“

Florian Rudolf-Miklau, 
stellvertretender Leiter der 
Abteilung III/5, „Wildbach- 

und Lawinenverbauung“
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Wartung und kleine Räumungen unter dem 
Jahr, damit das Becken funktionsfähig bleibt 
(Aufgabe des Beckenwärters).

Rudolf-Miklau: „Die Räumung des Sedi-
ments in den Wildbachsperren ist aber was 
anderes. Heute gibt es bis zu 60 Millionen 
Kubikmeter räumbare Stauräume in Öster-
reich. Da kann man sich ausrechnen, dass 
wir im Jahr bis zu fünf Millionen Euro Räum-
kosten haben, die aber von der Republik aus 
Mitteln des Katastrophenfonds (Sofortmaß-
nahmen) gefördert werden. Auch hier müs-
sen die Gemeinden zwar die Initiative setzen, 
können aber weiterhin auf die Unterstützung 
der Dienststellen der WLV rechnen. Becken-
räumungen gehören mit zu den wichtigsten 
Dingen, um das Schutzsystem funktions-
tüchtig zu halten.“

Rudolf-Miklau betont weiter, dass in 
letzter Zeit die Frage der Deponierung des 
Materials immer wichtiger wird. Allein durch 
die gesetzlichen Bestimmungen, begin-
nend bei der Flächenverfügbarkeit, über das 
Abfallrecht einschließlich Deponieverord-
nung (Bodenaushub, Baurestmassen) bis hin 
zum Altlastensanierungsbeitrag, steigen die 
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SCHUTZWASSERWIRTSCHAFT

Zwei Fragen, zwei Antworten
Über Förderungmöglichkeiten seitens der „Schutzwasserwirtschaft“ 
sprach KOMMUNAL mit dem Leiter der zuständigen Abteilung IV/6,  
Dr. Heinz Stiefelmeyer.

Gemeinden haben mit der Finanzierung 
der Instandhaltung ihrer Hochwasser-
schutzanlagen ein Problem. Was ist der 
Beitrag des BMLFUW (Wasserbau) dazu?

Dr. Stiefelmeyer: „Wenn wir von Anlagen 
reden, die in den Bereich der Bundes-
wasserbauverwaltung fallen, dann war 
und ist deren Instandhaltung förderfä-
hig. Dafür hat das BMLFUW (Abteilung 
Schutzwasserwirtschaft) im Durchschnitt 
der letzten fünf Jahre einschließlich des 
Hochwasserjahres 2013 jährlich etwas 
mehr als 20 Millionen Euro bereit ge-
stellt.“

 Gibt es die finanzielle Unterstützung 
auch für die Beseitigung von Hochwas-
serschäden – insbesondere für die Räu-
mung von Rückhaltebecken nach einem 
Hochwasser?

„Für Sofortmaßnahmen aller Art – 
worunter auch die Räumungen 
der Rückhaltebecken fallen 
– hat das Ministerium jährlich 
knapp acht Millionen Euro be-
reitgestellt. Damit werden auch 
die Räumungen von Rückhal-
tebecken im Bereich des 
Wasserbaus gefördert.“

Kosten deutlich. Dieses Sedimentmanage-
ment – die WLV hat bei Projekten teilweise 
bereits Deponieflächen mit genehmigen 
lassen – geht aber deutlich über die Kapa-
zitäten kleiner Gemeinden hinaus. „Für die 
Finanzierung gilt zwar die Drittellösung, 
aber die Logistik dahinter – obwohl sie 
eigentlich in die Gemeindekompetenz fällt 
– würde die Kapazitäten eine Gemeinde 
deutlich überfordern. Deswegen versuchen 
wir hier, die Gemeinden zu unterstützen.“

Knackpunkt bei dem Ganzen ist, so 
Rudolf-Miklau, dass die WLV nicht die 
formale Verantwortung für die Erhaltung 
der Bauwerke übernehmen kann. Das ist 
rechtlich eine Betreiberpflicht. Aber für die 
Instandhaltung der Anlagen und den damit 
zusammenhängenden Betreuungsdienst 
und den Aufwendungen für die Erhaltung 
(Erneuerung) der Schutzbauwerke und 
Schutzwälder investiert die WLV jährlich 
(Stand 2015) 51,8 Millionen Euro (37,7 Pro-
zent des Gesamtbudgets; davon 57 Prozent 
Bundesanteil). Der Betrag ist allerdings 
nicht fix, sondern wird dem jährlichen 
Bedarf angepasst.  
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NATURGEFAHREN AKTIV VORBEUGEN

WILDBACHMANAGEMENT 
IN GEMEINDEN 

E in umgestürzter Baum, 
eine größere Menge 
Schwemmholz oder eine 

rutschende Böschung: Damit 
ein Wildbach zu einer poten-
ziellen Gefahr wird, braucht 
es oft nicht viel. Kommen 
plötzliche, heftige Regenfälle 
oder eine rasch einsetzen-
de Schneeschmelze hinzu, 
ist Gefahr im Verzug. Durch 
verlegte Bachläufe, sogenann-
te Verklausungen, kann es zu 
Hochwasser und Vermurun-
gen kommen.

Grundbesitzer haften für 
Schäden. Die Verantwortung 
für die Sicherheit von Wild-
bächen trägt die jeweilige 
Kommune bzw. der Grund-
eigentümer: Gemeinden 

sind nach dem Forstgesetz 
dazu verpflichtet, Wildbäche 
im Gemeindegebiet einmal 
pro Jahr begehen zu lassen, 
vorgefundene Gefahrenquellen 
zu beseitigen, das Ergebnis der 
Begehung festzuhalten sowie 
der Behörde zu melden. Aus-
gebildete Wildbachaufseher 
des Maschinenrings über-

nehmen diese Arbeiten im 
Auftrag von Kommunen. Sie 
inspizieren die Bachläufe und 
Böschungen, lokalisieren und 
dokumentieren etwaige Übel-
stände und führen notwendige 
kleinere Arbeiten bei Bedarf 
sofort durch. Anschließend be-
sprechen die Maschinenring-
Wildbachaufseher mit dem 
Gemeindeverantwortlichen 
die weiteren Maßnahmen 
und stehen auch für deren 
Durchführung zur Verfügung. 
„Auch nach extremen Wet-
terereignissen wie Gewitter, 

Starkregen oder Hochwasser 
sind Kontrollgänge notwendig, 
um mögliche Gefahrenquel-
len zu beseitigen“, so Johann 
Gauger vom Maschinenring 
Pongau, der für die Gemein-
den Bischofshofen, St. Johann 
und Eben Wildbachbegehun-
gen durchführt. 

Fach- und Ortskenntnis.
Die Wildbachaufseher des Ma-
schinenrings stammen aus der 
jeweiligen Region und kennen 
die Gebiete, durch die die Bä-
che fließen. Ausgebildet nach 
den Richtlinien des ÖWAV 
(Österreichischer Wasser- und 
Abfallwirtschaftsverband), ver-
fügen sie zudem über großes 
fachliches Know-how und kön-
nen potenzielle Gefahrenquel-

Mit immer extremeren Wetterereignissen kommt der Prävention von Naturkatastrophen 
steigende Bedeutung zu. Der Maschinenring unterstützt Gemeinden dabei, Gefahren zu 
erkennen und Schutzmaßnahmen umzusetzen.
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„Unsere Wildbachaufseher 
inspizieren auch jene Bäche, die 
vielleicht gerade kein Wasser 
führen.“ Christian Fronthaler, 
Vertriebsmitarbeiter Maschinen-
ring Pongau.
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MEHR INFOS 
Informationen unter  
www.maschinenring.at

„Die regionalen Kenntnisse und 
das handwerkliche Geschick der 
Maschinenring-Forstarbeiter 
sind in der Wildbachbegehung 
von großem Vorteil.“ Hansjörg 
Obinger, Bürgermeister von 
Bischofshofen. 

len entsprechend einschätzen. 
„Unsere Wildbachaufseher 
inspizieren auch jene Bäche, 
die vielleicht gerade kein 
Wasser führen und erst nach 
Starkregen in Erscheinung 
treten. Auch für diese Bachläu-
fe gilt die Begehungspflicht“, 
erläutert Christian Fronthaler, 
Vertriebsmitarbeiter Maschi-
nenring Pongau. 

Für die Gemeinde Bischofs-
hofen führt der Maschinenring 
neben Arbeiten in der Wander-
wegepflege und im Winter-

dienst auch das Monitoring 
der Wildbäche durch. „Wir 
beauftragen den Maschinen-
ring nun im zweiten Jahr mit 
der Wildbachbegehung. Die 
regionalen Kenntnisse und das 
handwerkliche Geschick der 
Maschinenring-Forstarbeiter 
machen sich hier bezahlt. Alle 
wichtigen Gräben im Gemein-
degebiet werden inspiziert und 
potenzielle Verklausungsge-
fahren dokumentiert. Kleinere 
Übelstände werden sofort 
beseitigt“, betont Bischofsho-
fens Bürgermeister Hansjörg 
Obinger. 

Xylem: Jederzeit die  
richtige Pumpenlösung
Xylem Inc. ist ein global agierendes Unternehmen im 
Bereich der Wasser- und Abwassertechnologie und ist in 
mehr als 150 Ländern vertreten. Xylem. Der Name stammt 
aus dem Altgriechischen und bezeichnet das Leitgewebe 
in Pflanzen, welches das Wasser von der Wurzel bis zur 
Spitze transportiert. Dies ist die beste, effizienteste  und 
nachhaltigste Art Wasser zu befördern. Das nehmen wir 
uns als Unternehmen zum Vorbild. Unser Slogan „Let’s 
Solve Water“ fasst unsere Mission zusammen: Mit unseren 
innovativen Lösungen nehmen wir uns der Probleme des 
21. Jahrhunderts rund um den Wasserkreislauf an und wol-
len diese lösen. Wir unterstützen unsere Kunden aus Kom-
munen, Landwirtschaft, Industrie und Gebäudedienstleis-
tungen dabei, Wasser und Abwasser effizient zu fördern, zu 
analysieren, zu behandeln und zu nutzen. Die Mitarbeiter 
des Unternehmens bringen eine breite Anwendungskom-
petenz ein, mit starker Orientierung auf die Erarbeitung 
lokaler Lösungen für die anspruchsvollsten Wasser- und 
Abwasserprobleme.  

Mehr Infos unter www.xylemaustria.at
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TEXT / Hans Braun

D er Walgau (rätoromanisch  Val Dru-
schauna) ist ein etwa 20 Kilometer 
langes, von der Ill durchflossenes Tal 
im Süden Vorarlbergs. Die stark be-
völkerte Region bildet gemeinsam mit 

der Stadt Bludenz am östlichen Ende des Tals ein 
Ballungszentrum im ansonsten eher dünn besie-
delten Süden des Ländles. Im Westen grenzt der 
Walgau an die Stadt Feldkirch im noch dichter 
besiedelten Vorarlberger Rheintal. 

Die Entscheidung, von der hier vorrangig 
die Rede ist, betraf das Freizeitangebot und fiel 
zwischen 14 Gemeinden des Walgaus, die rund 
37.000 Einwohner repräsentieren. „Die Ange-
bote für Freizeit, Erholung und Kultur müssen 
attraktiv und leistbar bleiben“ – so das Ziel der 
Walgau-Gemeinden. Zur Erhaltung braucht es 
faire Kostenmodelle für regional bedeutsame 
Angebote wie Schwimmbäder, Bahnen oder 
Kultureinrichtungen – eben einen regionalen 
Verteilungsschlüssel.

An diesem ehrgeizigen Vorhaben arbeitete die 
„Regio Im Walgau“, wie sie korrekt heißt, beina-
he zwei Jahre lang. Aus konkretem Anlass – das 
Walgaubad war seit 2012 dringend sanierungs-
bedürftig – wurde das Thema „Bäder im Walgau“ 
vorrangig behandelt. Ergebnisse aus öffentlichen 
Walgaudiskussionen, Richtlinien für Kooperati-
onsförderungen sowie regionale Gesellschafts-
formen wurden zusammengetragen. Ein Koope-

Vor nicht allzu langer Zeit standen die Zeichen nicht so gut für das Walgaubad 
in der Vorarlberger Gemeinde Nenzing. Schließung oder Sanierung, lauteten 
die Optionen. 2014 fiel dann eine Entscheidung, die in ganz Österreich Schule 
machen könnte.

WASSER – QUELL DES LEBENS

KOOPERATION FÜR  
MEHR LEBENSQUALITÄT“

rationsmodell Walgau wurde ausgearbeitet, in 
dem neben den Bädern mit der Zeit auch andere 
regional bedeutsame Infrastruktur diskutiert 
werden soll. Investition und Betrieb werden in ei-
nem regionalen Modell geregelt. Die Grundüber-
legung lautete: Wir brauchen im Walgau einen 
Finanzierungsschlüssel, der generell für regional 
bedeutsame Projekte verwendet werden kann, 
und nicht eine „Insellösung“ für das Walgaubad.

Der Gesellschaftsvertrag der WFI - die 
„Walgauer Freizeit und Infrastruktur GmbH“ - 
wurde Ende Jänner 2014 im Beisein von Landes-
hauptmann Markus Wallner sowie den 14 Regio-
Bürgermeistern feierlich im Göfner Konsumsaal 
unterschrieben. Ergänzt wurde dieser vorarl-
bergweit einzigartige Schritt durch die Unter-
schriften der 14 Regio-VizebürgermeisterInnen. 
Anfang April 2014 wurde dann die WFI GmbH 
aus der Taufe gehoben. Historisch „fixiert“ 
wurde das Ganze mit einem Foto in historischen 
Badekostümen. Und im Juli 2015 öffneten die 
Tore des sanierten Walgaubades.

Ein Bad für mehr Lebensfreude. Vom Vor-
bereich kommend, öffnet sich eine neu posi-
tionierte und gestaltete Zugangssituation ins 
Walgaubad. Der Kassabereich, der mit seinem 
durchs Gebäude wachsendem Baum und seiner 
Transparenz die Grenzen zwischen Innen und 
Außen verschmelzen lässt, ist schon das erste 
Highlight. ▷

Wir brauchen 
im Walgau einen 
Finanzierungs-
schlüssel, der 
generell für  
regional  
bedeutsame 
Projekte  
verwendet 
werden kann.“

WASSER
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EIN REGIONALER VERTEILUNGSSCHLÜSSEL  
MACHT‘S MÖGLICH

Bei regional getragenen Projekten soll die Standortgemeinde in der 
Regel die Hälfte der Investitionskosten tragen. Die verbleibenden 
Kosten werden nach folgendem Schlüssel auf alle 14 Gemeinden 
des Walgaus aufgeteilt:

 q Einwohnerzahl der Gemeinde: 33,3%
 q Finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinde: 33,3%
 q Distanz der Gemeinde zur Infrastruktur: 33,3%

KOSTENSCHLÜSSEL

33,3 %  
Einwohnerzahl

 
33,3 %  

Finanzielle Leistungsfähigkeit

33,3 %   
Distanz zur  

Infrastruktur 
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reich für Schul- und Kursschwimmen mit  
der Möglichkeit von Wasserballsportarten wie 
Wasserbasketball und Wasserball und eine 
Schaukelbucht.

In zentraler Lage zwischen den Becken liegt 
auf einer kleinen Anhöhe der Baywatchtower. So 
wird ein optimaler Überblick über alle Wasser-
bereiche gewährleistet.

Ein außergewöhnliches und naturverbun-
denes Konzept wird auch bei den Rutschen 
verfolgt. Statt wie üblich einen Turm zu errich-
ten, sieht der Entwurf einen Rutschenhügel vor. 
Dieser fügt sich natürlich in das Gelände ein und 
dient zur Überbrückung des Höhenniveaus der 
Rutsche. 

„Wie habts ihr das geschafft?“ Das Besondere 
am Walgaubad ist unterm Strich aber weder die 
Anzahl der Becken noch die Höhe der Rutschen. 
Was an dem Projekt erstaunt, ist die Bereitschaft 

Die Umgänge der Becken werden durch 
tektonisch angeordnete Sitzstufen räumlich 
akzentuiert und vermitteln mit ihren schilf- und 
gräserbewachsenen Außenflächen Intimität 
und trennen somit auch funktionell und sicher-
heitstechnisch die verschiedenen Badebereiche. 
Die derzeit acht Bahnen im Schwimmerbecken 
werden auf kleinere Becken aufgeteilt. Somit 
können die Becken nicht nur unterschiedlichen 
Nutzungen zugeführt werden, sondern auch die 
Temperatur des Wassers kann von Becken zu 
Becken variieren.

Durch seine ausgewogene Beckentiefe ist das 
AquaFit-Becken besonders für unterschiedliche 
sportliche, präventive und rehabilitative Betä-
tigungen geeignet. Ein Erlebnisbecken bietet 
neben dem Wasserspielbereich für Kinder einen 
strandartig gestalteten Beckenbereich. 

Die Hauptattraktion des Erlebnisbeckens ist 
ein Wellenbad mit hydraulischem Wellenball 
und Strömungskanal. Weiters gibt es einen Be-

„Das Walgaubad ist ein 
unverzichtbarer Teil 
der regionalen Freizeit-
infrastruktur“, so steht es 
in den „Eckpunkten für 
weitere Planungen“. Die 
Delegierten der Regio Im 
Walgau begrüßten das 
Projekt in einer außeror-
dentlichen Versammlung 
Anfang März 2013 – die 
Entscheidungen fallen 
aber auf den Gemeinde-
ebenen.

           
GEMEINSAM  

KÖNNEN WIR  
FÜR DIE BÜRGERINNEN  

UND BÜRGER  
VIEL MEHR  

ERREICHEN.“
Florian Kasseroler,  

Bürgermeister von Nenzing und  
Obmann des Vereins Regio im Walgau

WASSER
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der 14 Nachbargemeinden, sich an der Finanzie-
rung zu beteiligen. Bei einer Konferenz bayeri-
scher Bürgermeister und Wirtschaftsvertreter 
am Chiemsee referierte der Nenzingern Bürger-
meister und Obmann der Regio im Walgau, Flo-
rian Kasseroler, über das Projekt, das durchaus 
das Zeug hat, zu einem Paradebeispiel nicht nur 
für Österreich zu werden.

Noch in den Neunzigerjahren und Anfang 
der neuen Jahrtausends ernteten die Bürger-
meister von Nenzing und Frastanz für Ideen, 
dass die Nachbargemeinde für eine Freizeitat-
traktion einer „fremden“ Gemeinde mitzahlt, 
nur Unverständnis und Kopfschütteln. Beide 
Gemeinden haben ihre Bäder dann selbst gebaut 
- sehr zur Freuder der Menschen. Bei Analysen 
ist man dann daraufgekommen, dass lediglich 25 
Prozent der Besucher aus der eigenen Gemein-
de kamen. Mit dieser Erkenntnis wurden „erste 
Risse in der Sturheit der Mentalität“ sichtbar. Am 
23. September 2011 fand die Gründung statt. Das 
Motto von Obmann Florian Kasseroler würde 

LINK ZUM VEREIN 
„REGIO IM WALGAU“

 
www.imwalgau.at

Der Verein umfasst 
die 14 Gemeinden 
Bludesch, Bürs, Düns, 
Dünserberg, Frastanz, 
Göfis, Ludesch, Nenzing, 
Nüziders, Röns, Satt-
eins, Schlins, Schnifis 
und Thüringen – das 
entspricht 37.539 
Walgauern, etwas mehr 
als ein Zehntel der Vor-
arlberger Bevölkerung. 
Die anderen sieben Ge-
meinden – Lorüns, Stal-
lehr, Bürserberg, Brand, 
Thüringerberg und die 
Städte Feldkirch und 
Bludenz – sind der 
Regio Im Walgau als 
außerordentliche Mit-
glieder beigetreten. Sie 
zahlen keinen Beitrag, 
werden aber regelmä-
ßig über die Aktivitäten 
informiert und können 
sich mit eigenen Mit-
teln an den Projekten 
der Regio Im Walgau 
beteiligen.

auch perfekt in die Gründungsakte passen: „Ge-
meinsam können wir für die Bürgerinnen und 
Bürger viel mehr erreichen.“

Und die Finanzierung? Wie bei so vielen Bür-
germeistern trübt das Thema Finanzen kurz 
die Stimmung, auch bei Kasseroler. „Unsere 
Schulden – nicht nur die von Nenzing, sondern 
die von praktisch allen Vorarlberger Gemeinden 
– resultieren zu 30 bis 40 Prozent aus Investiti-
onen  in Wasserversorgung und Kanalisation“, 
führt er aus. In Nenzing dürfte dieser Anteil nach 
Abschluss aller laufenden und geplanten Projek-
te sogar bei weit über 80 Prozent liegen, fürchtet 
Kasseroler. „In der politischen Diskussion über 
die Schulden wird gerne verschwiegen, dass 
diese eben zum größten Teil das Resultat von 
Projekten im Hochwasserschutz oder eben in 
der Kanal- und Wasserversorgung sind. Und das 
sind Investitionen in die Zukunft einer Gemein-
de, die ganz einfach nicht von einer Generation 
alleine gestemmt werden können.“  

DAS WALGAUBAD AUS DER 
VOGELPERSPEKTIVE

Das 25 m Sportbecken eignet sich neben der 
Nutzung zum Schulsport auch für Kurzbahnwett-
kämpfe.  
Auf der Langbahn (olympische Länge von 50 m, 
 Breite: drei Bahnen) können Sportschwimmer 
und ambitionierte Hobbyschwimmer trainieren 
und ungestört schnelle Bahnen schwimmen. Das 
gegenüber den anderen Becken erhöht liegende 
Sprungbecken kann über tiefe Stufen erreicht 
werden, welche auch als Liegebereiche genutzt 
werden können.
Hauptattraktion des Erlebnisbeckens ist ein  
Wellenbad ,die Rutschen sollen auf einem 
Hügel errichtet werden.

WASSER
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DAS BELEUCHTUNGSSYSTEM „CITYTOUCH“

ES WERDE LICHT IN  
KNITTELFELD

S eit eineinhalb Jahren 
arbeitet die Stadt 
Knittelfeld erfolgreich 
am Stadtentwick-
lungsprozess „Knit-

telfeld! Gestalten wir Zukunft“. 
Teil dieser Stadtentwicklung 
war auch die notwendige 

Sanierung der Straßenbeleuch-
tung, die der Verkehrs- und 
öffentlichen Sicherheit dient, 
eine höhere Energieeffizienz 
bedeutet und das Stadtverwal-
tungsmanagement erleichtert. 
Der teilweise Altbestand der 
Straßenbeleuchtung wur-
de auf die moderne Philips 
LED-Beleuchtung mit dem 
Steuerungssystem CityTouch 
umgestellt. Die gesamte Be-
leuchtungsinfrastruktur lässt 
sich so auf einfachste Weise 
planen, kontrollieren und 
managen. 

Einfache Installation und 
Inbetriebnahme. Die Nutzer-
freundlichkeit beginnt bereits 
bei der Inbetriebnahme der 
Anlage. Jede Leuchte installiert 
sich über eine eingebaute 
SIM-Karte automatisch selbst 
im System. Auch alte Leuch-
ten können in das System 
integriert werden. Es werden 
automatisch alle relevanten 
Daten wie der Leuchtentyp 
samt Anschlussleistung und 
der aktuelle Status an die 
Zentrale übermittelt. Mit 
Philips CityTouch ist es einfach, 

die alten und neuen Leuchten 
anzusteuern, den Stromver-
brauch und die Leistung jeder 
einzelnen Straßenleuchte zu 
verfolgen und den Beleuch-
tungspegel nach Bedarf ein-
zustellen. Weiters meldet das 
intelligente Beleuchtungssys-
tem, wenn eine Wartung an-
steht oder ein Defekt repariert 
werden muss. Der zuständige 
Elektroinstallateur wird sofort 
per E-Mail informiert. All das 
bedeutet eine hohe Kosten- 
und Zeitersparnis.

Intelligente Straßenbeleuch-
tung. CityTouch ist über einen 
Standard-Internetbrowser be-
dienbar, Updates und Daten-
sicherungen erfolgen zentral 
in der Cloud. Der Betreiber 
muss kein eigenes Netzwerk 
pflegen, muss sich nicht um 
einen Server kümmern oder 
aufwendige IT-Infrastruktur 
vorhalten. Darüber hinaus 

kann über eine bereitgestellte 
Schnittstelle auch Software 
von Drittanbietern in das Sys-
tem eingebunden werden. So 
ermöglicht z. B. die Koopera-
tion mit SAP ein Einbinden in 
ein gemeinsames Dashboard 
aller Stadtverwaltungsapplika-
tionen. 

Philips CityTouch bietet Knittel-
feld ab sofort ein Höchstmaß 
an Bedienungskomfort, Effizi-
enz, Flexibilität und Erweiter-
barkeit. Überzeugen Sie sich! 
Sind auch Sie am 9. Juni 2016 
live dabei, wenn in Knittelfeld 
das Licht angeht! 

www.philipsanmeldung.at/
knittelfeld

Die Stadtgemeinde Knittelfeld ist die erste 
Gemeinde in der Steiermark mit dem  
vernetzten Beleuchtungssystem CityTouch. 
Das hilft nicht nur Energie zu sparen,  
sondern auch, die Sicherheit und den  
Bedienungskomfort zu erhöhen.  
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Jede Leuchte installiert sich über 
eine eingebaute SIM-Karte auto-
matisch selbst im System. 

DI (FH) Gerald Schmid,  
Bürgermeister von Knittelfeld:

„Als Klimabündnisgemeinde 
legt Knittelfeld viel Wert auf 
Energieeffizienz und nachhaltige 
Investitionen. Bei der notwen-
digen Sanierung unserer Stadt-
beleuchtung hat uns Philips mit 
ihrem vernetzten System City-
Touch überzeugt. Es macht uns 
stolz, Steiermarks erste Gemein-
de mit einer solch innovativen 
Beleuchtung zu sein!“
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„Ich baue mit Betonprodukten aus der Region, 
weil sie sicher und wertbeständig sind!“

Damit Schutz und Sicherheit der 
Menschen beim Wohnen und  
Arbeiten auch in Zukunft garantiert 
sind, baue ich bevorzugt mit  
Betonfertigteilen aus der Region. 

Da weiß ich, dass alle Richtlinien, 
Normen und Gesetze eingehalten 
werden. 

Dipl. Ing. Cornelia Wieder (31),  
Baumeisterin bei Trepka

VERBAND ÖSTERREICHISCHER
BETON- UND FERTIGTEILWERKE

Mail: office@voeb.co.at
Web: www.voeb.com

DINA5_Kommunal_Wiedner.indd   1 25.01.16   14:34
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FONDS GESUNDES ÖSTERREICH

ÄLTER WERDEN, INTEGRIERT BLEIBEN

Gute soziale Kontakte 
tragen viel zur Lebens-
qualität und zum Wohl-

befinden bei – und das wirkt 
sich positiv auf die Gesund-
heit aus. Besonders wichtig 
ist das bei älteren Menschen: 
Zunehmende Immobilität 
und schrumpfende soziale 
Netze bergen die Gefahr der 
Vereinsamung und Isolation. 
Dem will der Fonds Gesundes 
Österreich mit der Initiative 
„Auf gesunde Nachbarschaft!“ 
entgegenwirken.

Ein Projekt der Initiative 
heißt „MahlZeit! Gemeinsam 

essen – reden – lachen“ und 
bringt ältere Menschen in ei-
nem Gasthaus an einen Tisch. 

Nach dem frischen Mittags-
menü wird in geselliger Runde 
geplaudert, gespielt oder es 
werden beim Blättern in Foto-
alben gemeinsame Momente 
in Erinnerung gerufen. 

Wollen auch Sie aktiv werden 
und ein Projekt für ältere Men-
schen starten? Mehr Informa-
tionen finden Sie auf www.
gesunde-nachbarschaft.at.
 

KONTAKT 
Gesundheit Österreich GmbH
Fonds Gesundes Österreich 
Aspernbrückengasse 2  
1020 Wien
Mag. Gerlinde Rohrauer-Näf, MPH
gerlinde.rohrauer@goeg.at

www.fgoe.org
www.gesunde-nachbarschaft.atAuf gesunde Nachbarschaft!
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„Ich baue mit Betonprodukten aus der Region, 
weil sie sicher und wertbeständig sind!“

Damit Schutz und Sicherheit der 
Menschen beim Wohnen und  
Arbeiten auch in Zukunft garantiert 
sind, baue ich bevorzugt mit  
Betonfertigteilen aus der Region. 

Da weiß ich, dass alle Richtlinien, 
Normen und Gesetze eingehalten 
werden. 

Dipl. Ing. Cornelia Wieder (31),  
Baumeisterin bei Trepka

VERBAND ÖSTERREICHISCHER
BETON- UND FERTIGTEILWERKE

Mail: office@voeb.co.at
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SERVICES DER POST STEIGERN DIE WAHLBETEILIGUNG

JA ZUR BRIEFWAHL!

S eine Stimme unab-
hängig von Zeit und 
Ort abzugeben wird 
bei den Österreichern 
immer beliebter. So 

war bei der Wien-Wahl 2015 
bereits jede vierte Stimme 
eine ausgestellte Wahlkarte. 
Auch Gemeinden schätzen die 
Wahlkarte wegen ihrer Kos-
teneffizienz und dem geringen 
Verwaltungsaufwand.

Mit dem LMR-Wahlservice 
der Comm-Unity 
GmbH ist es etwa 
möglich, einen Self-
mailer mit amtlichen 
Wahlinformationen 
und personalisierter 
Anforderungskarte für 
die Wahlkarte auszu-
senden. Diese Anfor-
derungskarte kann 
der Wähler entweder 
in einem Kuvert mit 
der Freimachungsart 
„Wahlservice Entgelt bezahlt“ 
kostenlos an seine Gemeinde 
schicken, oder die Wahlkarte 
über einen angedruckten Code 
online beantragen. 
Als unterstützende Kommu-
nikationsmaßnahme bietet 

sich das KUVERT, der Sam-
melumschlag für Flugblätter, 
an. Rechtzeitig vor der Wahl 
finden die Haushalte in den 
Landeshauptstädten ein KU-
VERT mit allen Informationen 
zur Wahl sowie einer Antrags-
karte in Ihren Briefkästen. 
Noch einfacher und schneller 
geht es online auf  
www.post.at/briefwahl  
Hier können Wähler ihre Wahl-
karte einfach und bequem 
online beantragen. 

Kurze Zeit später erhält der 
Wähler seine Wahlunterlagen 
als eingeschriebene Briefsen-
dung. Diese müssen nur noch 
vorschriftsgemäß ausgefüllt 
werden. Die Abgabe der Wahl-
karte ist ganz einfach bei jeder 

Post-Geschäftsstelle und in 
allen Briefkästen möglich. Die 
Post sorgt dafür, dass zusätz-
liche Briefkästen aufgestellt 
werden, um die Teilnahme per 
Briefwahl in ganz Österreich 
zu erleichtern.
Durch diese Maßnahmen ist 
es für den Wähler leichter und 
komfortabler, seine Stimme 
abzugeben, wodurch die Wahl-
beteiligung steigt. 

Zu den weiteren Wahl-
services der Post gehört 
die tägliche Zuführung an 
die Wahlbehörde sowie die 
Abschöpfung nicht behobe-
ner Wahlkarten. Das heißt, 
dass am Freitag und Samstag 
vor dem Wahlsonntag nicht 
behobene Wahlkarten aus den 
Post-Geschäftsstellen in Groß-

städten abgeholt, erfasst und 
zugestellt werden. Briefkästen 
können auf Kundenwunsch 
sogar am Wahlsonntag geleert 
und die Wahlkarten gesondert 
zugestellt werden.

MEHR INFOS 
Mehr Informationen zu den 
Wahlservices sowie zur Brief-
wahl erhalten Sie bei der 
Business-Hotline der Post 
unter 0800 212 212 oder 
businessservice@post.at 
sowie auf 
www.post.at/briefwahl

Die Wahlkarte hat sich in den vergangenen 
Jahren bereits als Garant für hohe Wahlbe-
teiligung erwiesen. Auch beim bevorstehen-
den zweiten Wahlgang zur Bundespräsiden-
tenwahl wird die Österreichische Post ihre 
Services rund um die Briefwahl anbieten.

www.post.at/briefwahl

@@Urlaub ist wichtig –@@
@@wählen aber auch!@@
@@@Einfach per Briefwahl.@@@

@@Urlaub ist wichtig –@@
@@wählen aber auch!@@
@@@Einfach per Briefwahl.@@@

@@@Ihre Stimme zählt!@@@
@@@Am 22.05.2016 ist@@@

@@@Bundespräsidentenwahl,@@@

@@@2. wahlgang.@@@
@@@Ihre Stimme zählt!@@@

@@@Am 22.05.2016 ist@@@

@@@Bundespräsidentenwahl,@@@

@@@2. wahlgang.@@@

1124_Briefwahl_Flughafen_Stichwahl_ohneCopy_210x148_ICv2.indd   1 07.04.16   09:49
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Die Abgabe der Wahlkarte ist direkt bei der 
Wahlbehörde, bei jeder Post-Geschäftsstelle 
und in allen Briefkästen möglich. 

Die Wahlkarte schnell und einfach online beantragen: 
www.post.at/briefwahl
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Durch schlanke IT-gestützte Prozesse haben Gemeindebedienstete 
die Möglichkeit, sich schneller um jene Anliegen kümmern zu kön-
nen, die den Bürgern am Herzen liegen. 

Gemeinden stehen vor 
der Herausforderung, 
den Spagat zwischen 

einerseits steigenden Er-
wartungen der Bürger und 
andererseits immer knap-
peren Ressourcen zu schaf-
fen. Gelingt es nicht, den 
gewünschten Anforderungen 
zu entsprechen, sehen sich 
Gemeinden zunehmend mit 
unzufriedenen Bürgern und 
damit Wählern konfrontiert 
und können so auch rasch 
in eine finanzielle Schieflage 
geraten. 

Digitalisierung als Chance. 
Die schnell voranschreitende 
Digitalisierung bietet einen 
möglichen Ausweg aus diesem 
Dilemma. In einer weltwei-
ten Deloitte Studie gaben 75 
Prozent der Befragten an, dass 
digitale Technologien massive 
Auswirkungen auf den öffent-
lichen Sektor haben werden. 
Die Hauptgründe, warum sich 
öffentliche Stellen mit der 
Digitalisierung beschäftigen 
sollten, sind jene Herausfor-
derungen, mit denen auch 
österreichische Gemeinden 
konfrontiert sind: Budget-
restriktionen und steigende 
Anforderungen der Bürger. 

Schlanke IT-gestützte 
Prozesse ermöglichen die Au-
tomatisierung von einfachen, 
sich wiederholenden Tätigkei-
ten sowie eine Senkung der 
Sachausgaben. Dadurch haben 
die Gemeindebediensteten 
die Möglichkeit, sich schneller 
um jene Anliegen kümmern 
zu können, die den Bürgern 
am Herzen liegen. Auch die 
Zusammenarbeit zwischen 
den Gemeinden untereinan-
der kann durch die neuen 
technischen Möglichkeiten – 
wie gemeinsame Nutzung von 
IT-Systemen und Infrastruktur, 
abgestimmte digitale Prozes-
se – auf neue Beine gestellt 
werden. 

Gemeinde-Apps für den 
Informationsaustausch. Die 
großflächige Verwendung von 
mobilem Internet auf Smart-
phones bietet die Chance, in 
ständigem Kontakt mit den 
Bürgern zu stehen. Damit 
haben Gemeinden die Mög-
lichkeit, sich mit Themen wie 
Transparenz und Bürgernähe 
enorm weiterzuentwickeln. 
Mithilfe von „Gemeinde-Apps“ 
werden Informationen über 
wichtige Ereignisse – beispiels-
weise Probleme in der Wasser-

versorgung, Veranstaltungen, 
Vereinsaktivitäten, Änderung 
der Parteienverkehrszeiten – 
schnell und gratis versendet. 
Außerdem können Amts-
termine rasch und effizient 
vereinbart oder die Gemeinde-
bediensteten durch aufmerk-
same Bürger über entdeckte 
Missstände – wie Müllablage-
rungen oder kaputte Parkbän-
ke – schnell informiert werden.

Zusammenfassend ermög-
licht es die Digitalisierung 
den Gemeinden, laufende 
Sachausgaben mittels IT-
Unterstützung zu reduzieren, 
Mitarbeiter von einfachen und 

zeitraubenden Tätigkeiten 
zu befreien, gleichzeitig die 
Servicequalität und Bürgernä-
he zu maximieren und so eine 
„Win-win-Situation“ für alle 
Beteiligten zu schaffen.

Drei Viertel der Österreicher nutzen mobiles 
Internet auf Smartphones. Damit eröffnen 
sich für Gemeinden neue Möglichkeiten für 
schnellen Kontakt mit den Bürgern.
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DER AUTOR
WERNER KOLARIK IST  
PARTNER IM BEREICH CONSUL-
TING BEI DELOITTE ÖSTERREICH 

 wkolarik@deloitte.at 
 www.deloitte.at 

DIGITALE AGENDA FÜR KOMMUNEN

DIGITALISIERUNG ALS CHANCE 
FÜR KOMMUNEN
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Sicherheit bei 
Zutrittskontroll-
anlagen
Zutrittskontrollanlagen 
sorgen anhand festge-
legter Regeln dafür, dass 
nur berechtigte Personen 
zu Gebäuden, einzelnen 
Räumen oder geschützten 
Arealen Zugang erhalten. 
In der neuen OVE-Richt-
linie R 10 „Alarmanlagen 
– Zutrittskontrollanlagen“ 
legt der Österreichische 
Verband für Elektrotech-
nik Mindestanforderungen 
an Zutrittskontrollanlagen 
(ZKA) fest, um maximale 
Sicherheit zu gewährleis-
ten. 
Mehr unter: www.ove.at

BEST PRACTISE IN 
ALLER KÜRZE

Rekordverdächtig: 4. Gütesiegel
Nicht nur beim Umwelt-
schutz, auch in Sachen 
betriebliche Gesund-
heitsvorsorge ist Sauber-
macher ein Vorreiter und 
glänzt beim heurigen Fitness-
Test besonders: Der langjäh-
rige Einsatz für eine gesunde 
Belegschaft ist zum vierten 
Mal in Folge von der GKK und 
dem Fonds Gesundes Öster-
reich ausgezeichnet worden.
Die Auszeichnung, die insge-
samt an 39 steirische Betriebe 

verliehen wurde, bestätigt 
deutlich die mitarbeiter-
orientierte Unterneh-
mensphilosophie und ist 
letztendlich das Resultat 
einer Pionierleistung, auf 
die man stolz sein kann: 
Früh schon erkannte 
Saubermacher, dass gesun-
de MitarbeiterInnen ein 
erfolgreiches Unternehmen 
ausmachen. Mehr Info 
unter:  
www.saubermacher.at

Die hohe  
Datenqualität in 
unserem System 
GeOrg, verbun-
den mit einem 
Archiv und  
Prozessauto- 
matisierung, 
ermöglicht es, 
Gemeinden 
besser zu  
steuern. 
DI Ulfried Paier, Ge-
schäftsführer CommUnity 
EDV GmbH

Siemens möchte den Energieverbrauch der über 60.000 
mit Ampeln ausgestatteten Kreuzungen in Deutschland 
senken. Mit einer niedrigen Leistungsaufnahme von ein 
bis zwei Watt pro Leuchtfeld werden an einer durch-
schnittlichen Kreuzung jährlich rund 1600 Kilowattstun-
den (kWh) Strom eingespart. Zum Vergleich: ein durch-
schnittlicher 1-Personen-Musterhaushalt verbraucht 
jährlich knapp über 1000 kWh.

Die sparsamste  
Ampel der Welt
Mit einer neuen Technik verbessert Sie-
mens die Energieeffizienz von Ampeln um 
über 85 Prozent und entlastet damit nicht 
nur die Umwelt, sondern auch die Kassen 
der Städte. Denn dadurch werden an einer 
durchschnittlichen Kreuzung mit Glüh-
lampentechnik und rund 55 Leuchtfeldern 
(Rot, Gelb oder Grün) pro Jahr über 6000 
Kilogramm klimaschädliches CO2 vermie-
den. Möglich wird dies durch die sogenannte 
„1-Watt-Technologie“, die Siemens erstmals 
auf der Intertraffic 2016 vom Anfang April 
in Amsterdam präsentierte. Erste Vorreiter-
projekte sind in Bozen (I) und Bietigheim-
Bissingen (D) im Einsatz. Die „1-Watt-Tech-
nologie“ nutzt digitale LED-Treibermodule. 
Dadurch wird auf Lastwiderstände und 
Schaltelemente in den Signalgebern verzich-
tet, die bislang einen Großteil der Energie 
verbrauchten.
Mehr auf www.siemens.com

„Great Place to Work“
Die W. L. Gore & Associates 
GmbH, die in diesem Jahr 
ihr 50-jähriges Bestehen in 
Deutschland würdigt, gehört 
zu den Top-Platzierten im 
Wettbewerb „Deutschlands 
Beste Arbeitgeber 2016“. Das 
Technologieunternehmen 
belegt bei der Benchmark-
Untersuchung des „Great Place 

to Work® Instituts“ den vierten 
Rang in der Kategorie 501 bis 
2000 Mitarbeiter. Damit zeigt 
Gore Kontinuität: In den letz-
ten zehn Jahren konnte sich 
die deutsche Tochtergesell-
schaft des privat geführten US-
Unternehmens durchgehend 
eine Platzierung unter den 
Top-ten-Arbeitgebern sichern. 

Hierfür wurde Gore als ‚Platin 
Trust Champion‘ geehrt, ein 
Prädikat, das vom GPTW-Ins-
titut nur an vier weitere Unter-
nehmen verliehen wurde. An 
der Befragung haben mehr 
als 600 Unternehmen unter-
schiedlichster Branchen und 
Größen teilgenommen.  
www.gore.com

FO
TO

S 
// 

ST
GK

K/
M

an
ni

ng
er

NEWS

68 // KOMMUNAL   05/2016

 GESTALTEN & ARBEITEN 



Österreichs  
Wintertourismus  
im Höhenflug
Österreichs Tourismuswirtschaft hat die ersten vier 
Monate der Wintersaison mit neuen Höchstwerten 
bei Nächtigungen und Ankünften abgeschlossen. 
„Das Tourismusland Österreich ist attraktiv und 
wettbewerbsfähig. Vor allem im spielentscheidenden 
Monat Februar haben wir unsere Stellung als Winter-
sportdestination Nummer eins in Europa verteidigt“, 
sagte Tourismusminister Reinhold Mitterlehner zu den 
aktuellen Zahlen der Statistik Austria. Mehr Info unter: 
www.bmwfw.gv.at

47 
Millionen Nächtigungen  
verzeichnete Österreichs 
Tourismuswirtschaft in der 
Saison 2015/2016.  
Ein Plus von 

1,7 %

Aus der aktuellen Touris-
musstatistik schließt sich, 
dass bei jeder Ankunft 
in einem Hotel in einem 
österreichischen Winter-
sportort durchschnittlich 
3,8 Personen anreisten.

3,5 %

Immer weniger  
Gebäude- 
sanierungen

Wasserverlust in Städten 
Laut einer Untersuchung 
der OECD in verschiede-
nen Großstädten weltweit 
geht rund ein Fünftel des 
Wassers in den städtischen 
Wasserversorgungen verlo-
ren. Die Gründe hierfür seien 
neben illegaler Abnahme 
vor allem ineffiziente oder 
beschädigte Leitungssyste-
me. So stellt die OECD fest, 
dass tendenziell in struk-
turschwächeren Städten die 
Wasserverluste höher sind. 
Doch auch in Städten wie 
beispielsweise Montréal gibt 
es mitunter große Wasser-
verluste.
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12,5
Millionen Ankünfte 
verzeichnete die Tourismus-
wirtschaft, was ein Plus von 

darstellt.

3,8

NEWS

TOURISMUSKENNZAHLEN 
IN ALLER KÜRZE

Der Markt für Wärme-
dämm-Verbundsysteme 
sank in Österreich im Jahr 
2015 um rund zehn Prozent 
gegenüber dem Jahr davor. 
Die Schwäche des österrei-
chischen Sanierungsmarktes 
erreicht damit zunehmend 
existenzielle Dimen-
sionen, wie aktuelle 
Daten im Branchen-
radar „Wärme-
dämm-Verbundsys-
teme in Österreich 
2016“ zeigen.  
Mehr  
Information 
unter: 
www. 
branchenradar.
com

ABWÄRTS AUFWÄRTS

KOMMUNAL   05/2016 // 69

 GESTALTEN & ARBEITEN 



LAND 
 & LEUTE

Paul Sutterlüty sprang als Bürger-
meister ein, um Egg aus den aktuellen 
Turbulenzen zu führen. Nach dem auf-
sehenerregenden Rücktritt der Vor-
gängerin und dem Rückzug der Nach-
folgekandidatin aufgrund anonymer 
Drohungen soll die Gemeinde wieder 
zur Ruhe kommen. Angestrebt hat er 
das Amt allerdings wahrlich nicht.

 NAME:   PAUL SUTTERLÜTY

 ALTER:   53

 GEMEINDE:  EGG

 EINWOHNERZAHL: 3524 (1. Jänner 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT: 2016

 PARTEI:   EGGER UND GROSSDORFER LISTE

HINWEISTAFEL  
Der erste „OSCAR“ 
steht in Eggendorf
ab Seite 72

VERKEHR
Baustellen sichern, 
aber richtig
ab Seite 76
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Herr Dr. Sutterlüty, Sie sind im Hauptberuf 
Anwalt. Worauf sind Sie spezialisiert?  
Ich habe eine Kanzlei mit vier Partnern, 
und Niederlassungen in Dornbirn und in 
Wien. Mein Bereich ist im Wesentlichen das 
Immobilienrecht. 

Wie sind Sie in die Politik gekommen?  
Ich bin 1990 als Jurist in den Vorstand der 
Regionalplanungsgemeinschaft Bregenzer-
wald gekommen und 1995 ebenfalls in der 
Funktion als Jurist in die Gemeindevertre-
tung. Nachdem ich bei der Wahl aus heite-
rem Himmel auf dem vierten Platz gelandet 
bin, stellte sich die Frage, ob ich in den 
Gemeindevorstand gehe, 
und in dem Alter sagt man 
Ja! (lacht) 

Sie werden als polarisie-
rend bezeichnet. Warum?
Es könnte daher kommen, 
dass ich von Beginn an 
(1995) in Führungsfunktio-
nen tätig war. Ich war vom 
ersten Tag weg Finanzre-
ferent und bin Fraktions-
obmann. Wenn man diese Funktionen ernst 
nimmt und voll ausübt, dann macht man 
sich nicht nur Freunde. Das ist völlig klar. 
Man polarisiert insofern, dass man natürlich 
Entscheidungen treffen muss, die nicht allen 
passen. 
 
Welche Erfahrungen haben Sie geprägt?
Ich bin mit fünf Geschwistern in einer Un-
ternehmerfamilie aufgewachsen und habe 
schon früh gearbeitet anstatt Ferien zu ma-
chen. Man hat eigentlich immer gearbeitet.  
Arbeit war ein wichtiger Stellenwert.
 
Sie arbeiten 70-80 Stunden pro Woche und 
das seit 20 Jahren.
Meine Frau sagt 90, aber ich bin so aufge-

wachsen. Das ist bei uns in der Verwandt-
schaft nichts Außerordentliches. Ich glaube 
auch, es gibt Menschen, die vertragen mehr 
Arbeit, und solche die sie nicht vertragen.
 
Bleibt da noch genug Freizeit?
Das ist der wunde Punkt. Zeit für sich selbst 
ist sehr rar.

Wie sieht ein Arbeitstag bei Ihnen aus?
Ich bin erst seit zehn Tagen Bürgermeister. 
Das pendelt sich jetzt erst alles ein. Die erste 
Woche habe ich jedenfalls auf der Gemeinde 
locker meine 55 bis 60 Stunden verbracht. 
In die Kanzlei komme ich nun erst nachmit-

tags, und abends bin ich 
wieder auf der Gemeinde. 
Sonntags versuche ich im 
Regelfall zuhause zu sein 
und mit den Kindern etwas 
zu tun, ebenso wie Sams-
tag abend. Der gehört den 
Kindern und der Familie.  

Wie sieht für Sie ein per-
fekter Tag aus? Wäre das 
so ein Sonntag? 

Nein. Zum perfekten Tag gehört natürlich auch 
ein Stück sinnstiftende Tätigkeit. Den ganzen 
Tag nur herumhängen ist nicht so meins.

Haben Sie vor, das Amt ehestmöglich wie-
der abzugeben?
Nein. Es ist für uns jetzt ganz wichtig, dass 
wir Kontinuität wahren, dass wir in Ruhe 
weiterarbeiten können, und da wäre ein 
schneller Wechsel das falsche Signal. Ich 
hoffe allerdings, dass in den nächsten Jahren 
aus der Gemeindevertretung ein(e) Junge(r) 
heranreift und einmal die Ambition entwi-
ckelt, das Amt auszuüben. Deshalb habe 
ich jetzt auch zwei Junge in den Gemeinde-
vorstand aufgenommen, die durchaus das 
Potenzial zum Bürgermeister hätten.  

Der Mensch hinter 
dem Bürgermeister

FAMILIE IST FÜR MICH ...
... der Ort, an dem ich zu 
100% ich sein kann. Da  
habe ich keine Rolle, die ich 
einnehmen muss.

DAS WILL ICH UNBEDINGT 
NOCH ERLEBEN ...
Meine Enkelkinder
 
MEIN LEBENSMOTTO
Ich habe eigentlich keines. 

WENN ICH EINEN WUNSCH 
FREI HÄTTE, WÜRDE ICH ...
... alle Entscheidungsträger 
mit einer Portion Achtsamkeit 
ausstatten.
 
WOVOR HABEN SIE 
ANGST?
Vor unbeherrschbaren 
Aggressionen.
 
BESCHREIBEN SIE SICH 
MIT EINEM WORT
Nur ein Wort? Ein Wort  
reicht nicht!  

NAHAUFNAHME: PAUL SUTTERLÜTY

BÜRGERMEISTER 
WIDER WILLEN 

 NAME:   PAUL SUTTERLÜTY

 ALTER:   53

 GEMEINDE:  EGG

 EINWOHNERZAHL: 3524 (1. Jänner 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT: 2016

 PARTEI:   EGGER UND GROSSDORFER LISTE

 
MAN MUSS ENT-
SCHEIDUNGEN 
TREFFEN, DIE 
NICHT ALLEN 
PASSEN.“

PORTRAIT

 http://kommunal.at/ 
artikel/buergermeister- 
wider-willen/ 
Mehr über Paul Sutterlüty
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TEXT / Hans Braun

D as war ganz allein meine Idee. Es war 
sowas wie ein Geistesblitz“, spru-
delt es aus der zehnjährigen Nadine 
heraus, als sie ganz stolz den fabrik-
neuen OSCAR hält, einer Hinweis-

tafel für Autofahrer, dass Volksschulen und 
Kindergärten in der Nähe sind. Hintergedanke 
des von der Einkaufsplattform Kommunalbedarf 
initiierten Warnschildes ist, Autofahrer für ihre 
Geschwindigkeit zu sensibilisieren und Unfälle 
mit Kindern, wenn möglich, zu verhindern. Die 
Form – eine freche vorwitzige Maus – war rasch 
gefunden, aber der Name fehlte.

Nach einem österreichweiten Wettbewerb 
in der beliebten Verkehrssicherheitsbroschüre 
„Sicherer Schulweg“ für die Volksschule kürte 
die Jury den  Entwurf der kleinen Nadine zum 
Sieger. Wie sie uns bei der Übergabe erzählt, ist 
der Name eine Kombination aus den Buchstaben 
„Os“ und dem englischen Wort „Car“ (für Auto) 
– zusammen eben „OSCAR“. „Als sie die Vorla-
ge sah, schwebte ihr eine kleine Maus in einem 
Auto vor, die herauswinkt“, erzählt die stolze 
Mutter. Und die Direktorin der Volksschule, 
Veronika Spenlingwimmer, assistiert: „Sie hat 
sofort eine kleine Skizze gemacht, die wir mit 
dem Namensvorschlag eingeschickt haben.“

Der richtige Platz ist beim Zebrastreifen. 
Eggendorf im Traunkreis ist eine kleine Ge-
meinde mit rund 910 Einwohnern – „960 mit 
Zweitwohnsitzern“, wie uns Bürgermeister 
Walter Schillinger, im Zivilberuf Bauingenieur, 

Österreichs erster OSCAR, die neue 
Hinweistafel für Autofahrer, dass Kinder 
in der Nähe sind, steht im idyllischen 
Ort Eggendorf im Traunkreis. Die 
Namensgebung fand nach einem 
österreichweiten Kinder-Wettbewerb in 
„Sicherer Schulweg“ statt.

ÖSTERREICHPREMIERE

DER ERSTE „OSCAR“ 
STEHT IN EGGENDORF

beim gemütlichen Gespräch im Gemeindeamt 
erzählt. Bis vor rund fünf Jahren war Eggendorf 
eine Abgangsgemeinde, aber seit 2009, seit er 
Bürgermeister ist, hat sich das geändert. Die 
Gemeinde schreibt schwarze Zahlen, obwohl 
die Ertragsanteile immer zu wenig seien. Aber 
das sei auch eine oberösterreichische Eigenheit, 
dass das Land viel Geld für die Transferzahlun-
gen zurückhält, rund 80.000 bis 100.000 Euro 
in seinem Fall. Da geht die Ortsentwicklung nur 
langsam voran.

„Wir sind nur ein kleiner Ort ohne wirkliches 
Ortszentrum, aber wir wachsen ständig wei-
ter. Im Wochentakt haben wir Anfragen nach 
Baugründen. Praktisch alle sind junge Fami-
lien. Und mit dieser Entwicklung stehen wir 
erfreulicherweise sehr gut da“, so Schillinger. 
„Unser Problem, wenn Sie es so nennen wol-
len, ist die Straße, die den Ort zweiteilt. Über 
einen Zebrastreifen gehen die Kinder vom Ort 
in die Volksschule und den Kindergarten hinauf. 
„Und auch wenn wir nicht wirklich sehr viel 
Straßenverkehr haben, weil es nicht wirklich 
eine Durchzugsstraße ist, ist das natürlich eine 
Gefahrenquelle.“ 

Der beste Platz ist beim Zebrastreifen. Schon das „hinhalten“ zeigte Wirkung, alle 
Autofahrer haben ihre Geschwindigkeit eingebremst. Im Hintergrund oben sind die 
Volksschule und der Kindergarten zu sehen.

DER LINK ZUM  
ONLINESHOP  

 
www. 

kommunalbedarf.at 

Mit dem QR-Code direkt 
auf Kommunalbedarf.at 
surfen und gustieren

VERKEHRSSICHERHEIT
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Schillinger weiter: „Die positive Siedlungsent-
wicklung bringt es mit sich, dass der Straßen-
verkehr mehr wird. Wir haben außer der Land-
wirtschaft so gut wie keine Arbeitsplätze im Ort, 
da pendeln fast alle mit dem Auto in die Arbeit.“ 
Ein weiterer Effekt der steigenden Einwohner-
zahl ist, dass die Volksschule, „dreiklassig mit 46 
Kindern und einem integrierten Kindergarten“, 
wie Direktorin Spenlingwimmer einwirft, aus 
allen Nähten platzt. Deshalb wird derzeit hinter 
der Schule ein neuer Kindergarten gebaut, damit 
hat auch die Schule wieder mehr Platz. Die Pläne 
von Bürgermeister Schillinger für mehr Baugrund 

Ab sofort weist OSCAR In Eggendorf auf die kleinsten Teilnehmer im Straßenverkehr hin, erhöht die Aufmerk-
samkeit und sorgt für mehr Sicherheit: Volksschuldirektorin Veronika Spenlingwimmer, Namensgeberin Nadine 
und Bürgermeister Walter Schillinger mit der fabrikneuen Verkehrssicherheitsmaus.

in der Gemeinde sind auf gutem Weg, wenn auch 
noch mitten in den Verhandlungen. Aber der 
Grundstein ist gelegt, dass die Entwicklung von 
Eggendorf weiter nach oben zeigt. Damit das ge-
lingt, erhofft sich Walter Schillinger vom Finanz-
ausgleich neue Lösungen. „ Etwa eine, die klein-
regionale Kooperationen von Gemeinden belohnt, 
ein besseres System jedenfalls, als es jetzt ist.“

Bis dahin lautet die einfache Formel in Eggen-
dorf: „Mehr Platz, mehr Kinder, mehr Verkehr, 
mehr Gefahr“ – Bürgermeister und Volksschul-
direktorin hoffen beide, dass „OSCAR“ die 
Gefahr minimiert.  

OSCAR IN IHRER 
GEMEINDE

Die Verkehrssicherheit in 
Ihrer Gemeinde ist Ihnen 
ein besonderes Anliegen? 

Dann verwenden Sie  
OSCAR auch in Ihrer 
Gemeinde. Der Aufsteller 
ist im Nahbereich von 
Schulen und Kindergärten 
besonders wirksam.
Größe: 1,20 Meter mit 
reflektierendem Dreieck.

PREIS: 310 EURO 
exklusive Mehrwertsteuer,   
Versand frei Haus in 
Österreich.

Der Aufsteller ist über den 
bekannten Online-Shop 
für Gemeinden zu bezie-
hen: www. 
kommunalbedarf.at. 

Sehr beliebt sind auch 
unsere werbefreien Schul- 
und Kindergartenbroschü-
ren „Sicherer Schulweg“ 
und „Hand in Hand“. Hier 
lernen Kinder spielerisch 
richtiges Verhalten im 
Straßenverkehr. Die Hefte 
können mit persönlicher 
Widmung und Foto verse-
hen werden.

Weitere Infos bei:  
karin.wayssmaier@
kommunal.at 
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Nach monatelangen und zum Teil heftigen 
Diskussionen hatte der Rat der Gemeinden 
dem neuen Modell zugestimmt. Mit der 

Reform soll die Kluft zwischen armen und rei-
chen Gemeinden reduziert werden. Die Grund-
idee dabei ist denkbar einfach: Wer viel hat, soll 
etwas abgeben, und wer wenig hat, soll etwas 
dazubekommen.

Für jede Gemeinde wird nach einem speziel-
len theoretischen Modell sowohl die Finanzkraft 
(Einnahmen) als auch der Finanzbedarf (Aus-
gaben) ermittelt. Die Differenz wird dann vom 
Land ausgeglichen. Somit erhalten Gemeinden 
mit hohen Einnahmen in Zukunft weniger oder 
gar keine Landeszuweisungen.

Im Grunde waren alle Gemeinden mit der 
Ausrichtung des neuen Modells einverstanden. 
Unterschiedliche Ansichten gab es aber bei den 
Kriterien für die Berechnung der Finanzkraft 
und des Finanzbedarfs und bei deren Gewich-
tung. Gemeinden mit eigener Stromproduktion 
bemängelten, das neue Modell würde die Ei-
geninitiative der Gemeinden bestrafen. Land-
gemeinden hingegen kritisierten die Ermittlung 
des Finanzbedarfs, der sich im Wesentlichen 
nach der Einwohnerzahl richtet. Eine reine Ein-
wohnerkurve spiegle den effektiven Finanzbe-
darf nur unzureichend wider und lasse territori-
ale und strukturelle Unterschiede außer acht.

Schließlich sprach sich aber eine große Mehr-
heit der Bürgermeister für das neue Modell aus. 
Gewinner der Reform ist die Gemeinde Bozen 
mit einem Plus von 4,3 Millionen an laufenden 

Zuweisungen des Landes. Zu den Verlierern 
zählen die drei Gemeinden des Passeiertals, aber 
auch Bruneck, Graun, Schnals, Sand in Tau-
fers, Ulten und Waidbruck müssen Kürzungen 
hinnehmen. Die Tourismushochburgen Corva-
ra und Wolkenstein erhalten überhaupt keine 
Landeszuweisungen mehr. Die Kriterien für die 
Berechnung der Finanzkraft und des Finanzbe-
darf sollen aber im Laufe des Jahres noch einmal 
überprüft werden, um noch objektivere und 
präzisere Ausgangsdaten zu erhalten.

Auch die Finanzierung der Investitionen der 
Gemeinden wurde grundlegend reformiert. 
Der Rotationsfonds für Investitionen wur-
de abgeschafft und an seiner Stelle ein großer 
Investitionsfonds eingerichtet. Daraus erhalten 
die Gemeinden fortan nur mehr Verlustbeiträge. 
Damit geht die Verschuldung zurück und Gelder 
werden für andere Vorhaben frei. Künftig erhält 
jede Gemeinde jährlich einen fixen Betrag für 
Investitionsausgaben. Dieser Betrag wird der 
Gemeinde für fünf Jahre zugesichert. Für die 
Gemeinde bedeutet dies Planungssicherheit. Au-
ßerdem kann sie den Betrag nach eigenem Gut-
dünken einsetzen, ohne an besondere Program-
me gebunden zu sein. Für kleine Gemeinden 
wurde zusätzlich die Möglichkeit geschaffen, die 
ihr zustehenden jährlichen Beträge bei Bedarf 
auch für mehrere Jahre auf einmal abzurufen.

Aufrecht bleibt hingegen der Reservefonds, 
aus welchem den Gemeinden auch über die 
fixen Zuweisungen hinaus Verlustbeiträge für 
Investitionen gewährt werden können.  

Seit dem 1. Jänner 2016 ist das 
neue Modell der Südtiroler  
Gemeindenfinanzierung in Kraft. 

SÜDTIROL

REFORM DER  
GEMEINDE-  
FINANZEN

Wer viel hat, 
soll etwas abge-
ben, und wer 
wenig hat, soll  
etwas dazube-
kommen.“
Grundsatz, nach dem die 
Reform der Gemeindenfi-
nanzierung durchgeführt 
wurde.

Präsentierten die neue Südtiroler Gemeindenfinanzierung: Ge-
meindenverbandspräsident Andreas Schatzer, Landeshauptmann 
Arno Kompatscher und Gemeindenlandesrat Arnold Schuler.

Informationen:
Südtiroler  
Gemeindenverband
presse@gvcc.net
Tel. +39 0471 304655

BLICK ÜBER DIE GRENZEN
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Nur eine regelmäßige Instandhaltung und 
Sanierung von Straßen sorgt dafür, dass 
der Verkehr problemlos fließen kann. 

Damit während der Arbeiten auf oder neben 
der  Straße der Verkehr gefahrlos weitege-
führt werden kann, ist eine gesetzeskonforme 
Baustellenabsicherung vonnöten. Schulungen 
für Straßenerhaltungsfacharbeiter und -arbei-
terinnen  sowie einschlägige Branchenlitera-
tur können bei der sachgemäßen Umsetzung 
unterstützen. 

Baustellen können ein Ärgernis sein, sind 
aber zur Aufrechterhaltung der Straßeninfra-
struktur unvermeidbar. Generell gilt der Grund-
satz, Baustellen örtlich und zeitlich möglichst 
einzuschränken und nur in verkehrsschwachen 
Zeiten einzurichten, um den Fließverkehr so 
wenig wie möglich zu beeinträchtigen. Dabei 
müssen Absicherungseinrichtungen (Verkehrs-
schilder, Bodenmarkierungen, Warnhinweise 
etc.) so angebracht werden, dass sie von Lenkern 
herannahender Fahrzeuge rechtzeitig erkannt 
werden können. Als Grundlage für die Absi-

cherung dienen dabei die Regelpläne der RVS 
(Richtlinien von Vorschriften für das Straßen-
wesen), die  präzise eingehalten werden müssen. 

„Werden Baustellen mangelhaft abgesichert, 
kann dies für die Gemeinde als Bauführer oder 
Wegehalter zu einem großen Haftungsproblem 
werden“, erklärt Dr. Armin Kaltenegger, Leiter 
des Bereichs Recht & Normen vom KFV (Ku-
ratorium für Verkehrssicherheit). „Die Folgen 
können dabei von umfangreichen Schadener-
satzforderungen bis hin zu sogar strafrechtlichen 
Konsequenzen reichen.“ 

Richtige Baustellensicherung für mehr Sicher-
heit im Straßenverkehr. Um rechtliche Konse-
quenzen für mangelhafte Baustellenabsicherung 
zu vermeiden, stellt das KFV seit Mitte April 
2016 Gemeinden erneut das Handbuch für die 
Kennzeichnung von Baustellen (9. Auflage) zur 
Verfügung. Dieses basiert auf der 27. Novelle der 
Straßenverkehrsordnung (StVO – gültig seit 5. 
Oktober 2015) und auf der aktuellsten Version 
der Richtlinien von Vorschriften für das Stra-

Wer als Verkehrsteilnehmer einen intakten Straßen-
zustand will, muss Baustellen und zeitweise Behin-
derungen des Verkehrs in Kauf nehmen. 

VERKEHRSSICHERHEIT

BAUSTELLEN SICHERN – 
ABER RICHTIG

So wird es 
NICHT gemacht 
– wie es richtig 
geht, zeigt die 
schematische 

Darstellung 
rechts.

INFOS & KONTAKT

Sie wollen das Baustel-
lenhandbuch für Ihre 
Gemeindemitarbeiter 
bestellen oder sich über 
das Kursangebot zu den 
Baustellenseminaren 
informieren?
Dann kontaktieren Sie uns 
unter KFV (Kuratorium für 
Verkehrssicherheit), 
Tel: +43 (0)5 77 0 77 – 7, 
kfv-seminare@kfv.at









Handbuch für die Kennzeichnung von

BAUSTELLEN

VERKEHRSSICHERHEIT
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ßenwesen für die Baustellenabsicherung (RVS 
05.05.44), die zahlreiche praktische Anwen-
dungsbeispiele enthält. 

Das Handbuch soll als Hilfestellung für Kenn-
zeichnungsmaßnahmen im Zuge von Arbeiten 
auf oder neben – und in einzelnen Fällen auch 
über – einer Straße sowie als Nachschlagewerk 
für Fachpersonal dienen. „Nur wer umfassend 
geschult ist, kann rechtliche und technische 
Aspekte bei der Baustellenkennzeichnung 
richtig umsetzen und somit nachhaltig für 
mehr Sicherheit im Baustellenbereich sorgen“, 
erklärt DI Peter Felber, Bereichsleiter Sicher-
heitsdienstleistungen, KFV (Kuratorium für 
Verkehrssicherheit). „Zudem ist Weiterbildung 
im Zeitalter des lebensbegleitenden Lernens zu 
einer Voraussetzung für den individuellen Erfolg 
geworden. Mit unseren Baustellenseminaren  
und dem Baustellenhandbuch können wir für 
einen Wissensvorsprung im Bereich der Baustel-
lenkennzeichnung sorgen, von dem nicht nur 
die Mitarbeiter und die Gemeinde, sondern alle 
profitieren.“  

REGELPLAN AUS „RICHTLINIEN VON VORSCHRIFTEN 
FÜR DAS STRASSENWESEN“

VERANTWORTUNGSVOLL FÜHREN

Verwaltungsmanager in 
Gemeinden
Das Zentrum für E-Governance an der Donau-Uni 
Krems hat ein neues, zweisemestriges berufsbeglei-
tendes Programm gestartet.  Es zielt darauf ab, Fer-
tigkeiten und Know-how zur Bewältigung der aktuel-
len Herausforderungen für kommunale Verwaltungen 
zu vermitteln. Diese umfassen insbesondere die 
effektive und effiziente Nutzung moderner Anwen- 
dugen und strategischen und operativen Manage-
mentkonzepten und -instrumenten, die Nutzung 
moderner Informations- und Kommunikationstech-
nologien sowie die Entwicklung von praxisnahen 
Lösungsansätzen für die aktive Mitgestaltung von 
Modernisierungs- und Verände-
rungsprozessen.

Das Programm wird 
in fünf Modulen (jedes 
Modul schließt mit einer 
Prüfung ab) abgehalten, 
die sich wie folgt unter-
teilen:

 ˹ Modul 1: Public  
Management:  
Herausforderungen  
und Strategien

 ˹ Modul 2: Der/Die Amtsleiter/in als Manager /in 
eines Dienstleistungsbetriebes

 ˹ Modul 3: Kommunikation und Dienstleistungsmo-
dell durch kooperation und Einsatz von Technologie

 ˹ Modul 4: Finanzielle Steuerung, öffentliches Haus-
haltswesen und kommunales Finanzwesen

 ˹ Modul 5: Instrumente für eine effektive Steuerung

Als Zielgruppe werden (angehende) Führungskräf-
te aus der kommunalen Verwaltung, aus Gemeinde-
verbänden, anderen öffentlichen Institutionen sowie 
verwaltungsnahen Bereichen angesprochen.

MEHR INFORMATION UND ANMELDUNG: 
Gerlinde Ecker, MSc
Donau-Uni Krems
Zentrum für E-Governance
Tel: 02732/893-2471
gerlinde.ecker@donau-uni.ac.at
www.donau-uni.ac.at/puma

So passt es – und damit werden im Fall der Fälle auch 
rechtliche Konsequenzen vermieden.

FORTBILDUNG
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In der Mühlviertler Gemeinde gibt es ein en-
gagiertes Team von freiwilligen Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen. Bloß für das Finanzi-
elle wollte niemand so recht verantwortlich 
sein. Darum entschloss sich Bürgermeister 

Josef Lindner kurzerhand, das Spendenkonto 
von der Gemeinde verwalten zu lassen. „Das 
ist eine transparente Lösung und bringt für die 
Gemeinde kaum Mehraufwand.“

Während in anderen Dörfern und Städten oft 
aufgelassene Pensionen außerhalb des Ortes zur 
Unterbringung von Asylbewerbern zur Verfügung 
gestellt werden, leben sie in Gutau im „ersten 
Haus am Platz.“ Als der Gemeinde 40 Flüchtlinge 
zugeteilt wurden, wurde ein ehemaliger Gasthof 
am zentralen Marktplatz zum Flüchtlingsquartier. 

Mittlerweile haben einige der Flüchtlinge einen 
positiven Asylbescheid erhalten, und man steht 
vor der Aufgabe, die Leute in fixen Quartieren 
unterzubringen. Bürgermeister Lindner freut sich, 
dass es gelungen ist, für drei Familien Wohnun-
gen im Ort und teilweise auch schon Arbeitsplät-
ze zu finden. 

„Bevor die Leute eingezogen sind, haben 
wir mit den Bewohnern dieser Häuser gespro-
chen, denn wenn man miteinander redet, lösen 
sich viele Probleme ganz von selbst.“ So waren 
beispielsweise in einem Haus die Bewohner sehr 
skeptisch. „Zwei Tage später waren deren Kinder 
bereits bei den Neuankömmlingen in der Woh-
nung und haben mit deren Kindern gespielt“, 
berichtet Lindner. 

Das Miteinander-Reden ist für den Bürger-
meister ohnehin das Um und Auf. Denn natürlich 
gibt es auch immer wieder einmal Probleme, 
etwa auf dem Spielplatz oder dem Sportplatz. „Da 
muss man offen kommunizieren und darf sich 
nicht vor der Verantwortung drücken.“ 

Um die Einheimischen auf dem Laufenden zu 
halten, gibt es im Amtsblatt immer einen Beitrag 
über den Stand der Dinge im Integrationsbe-
reich.

Warum er sich als Bürgermeister in der 
Flüchtlingsfrage so engagiert, erklärt Josef 
Lindner wie folgt: „Es ist wichtig, dass die 
öffentliche Hand nicht Ängste schürt, sondern 
Lösungen bietet.“ Dazu müsse man sich aber 
bewusst entschließen. „Wenn man das nicht tut, 
beschäftigt man sich mehr mit den Problemen 
als mit den Lösungen.“ Wichtig ist ihm aber 
auch klarzustellen, dass die Anzahl der in einer 
Gemeinde untergebrachten Asylwerber zu deren 
Größe passt. Gutau hat bei 2700 Einwohnern 40 
Flüchtlinge. „Wären es doppelt so viele, gäbe es 
wahrscheinlich Probleme“, meint Lindner. „Ich 
halte den Richtwert von 1,5 Prozent für äußerst 
gescheit.“

Im oberösterreichischen Gutau  
verwaltet die Gemeinde das  
Spendenkonto für die Flüchtlings-
hilfe. Für die ehrenamtlichen Helfer 
ist das eine Entlastung.

IN GUTAU SETZT MAN BEI DER FLÜCHTLINGSHILFE AUF OFFENE KOMMUNIKATION

„NICHT ÄNGSTE SCHÜREN,  
SONDERN LÖSUNGEN ANBIETEN“

Man muss 
offen kommu-
nizieren  
und darf sich 
nicht vor der  
Verantwortung 
drücken.“
Josef Lindner,  
Bürgermeister von Gutau

                                                           INTEGRATION IN ÖSTERREICHS GEMEINDEN

INTEGRATION

Für die Asylwerber wurde ein gemeinsamer Wandertag organisiert.
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Das Vorarlberger Krumbach ist die zweite Siegerge-
meinde des LandLuft Baukulturgemeinde-Preises 
2016. Den Sieg begründete die Jury folgendermaßen:

Das im Vorderen Bregenzerwald gelegene 
Krumbach hat 1040 Einwohner. In den 
meisten österreichischen Gemeinden die-

ser Größe findet sich all das längst nicht mehr: 
fünf Gasthäuser – einige davon mit überregio-
naler Ausstrahlung, zwei (kleine) Kurhäuser, ein 
Kaffeehaus am Dorfplatz, 130 Gästebetten, ein 
Nahversorger sowie ein Sennerei-Verkauf, eine 
Bank und ein Friseur, ein Sozialzentrum und ein 
Haus für betreutes Altenwohnen. Und – als Beleg 
für den Stellenwert des öffentlichen Verkehrs 
– sieben von internationalen Architekturbüros 
gestaltete und rund um den Globus publizierte 
Bushaltestellen.

Auch wenn diese Kennwerte für sich spre-
chen, sagen sie noch wenig über das eigentli-
che Phänomen Krumbach. Denn die meisten 
dieser Bauten sind von eindrucksvoller Qualität, 
vielfach publiziert und ausgezeichnet, nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt des hohen architek-
tonischen Niveaus, sondern auch unter den As-
pekten von Nachhaltigkeit und Energieeffizienz 
(viele Neubauten mit Passivhauswerten) sowie 
wegen ihrer teils erstaunlichen Entstehungsge-
schichten. Sie drehen sich um vielerorts virulen-
te Fragen wie Ortskernentleerung, Zersiedelung 
und Kulturverlust im ländlichen Raum.

BAUKULTURGEMEINDE 2016

BUSHÄUSCHEN VON 
STARARCHITEKTEN

= Die sieben von inter-
nationalen Architek-
turbüros gestalteten 
Bushaltestellen haben 
breite internationale 
Aufmerksamkeit erregt. 
 
≥ Der Zersiedlung wur-
de entschieden Einhalt 
geboten, indem Neubau-
ten konsequent nur im 
Ortszentrum oder zur 
Nachverdichtung ein-
zelner Siedlungsweiler 
gestattet werden. 

Der Gemeinderat hat seine politischen Aus-
schüsse aufgelöst und durch offene Beiräte er-
setzt. Stellt sich etwa die Frage nach der Errich-
tung einer neuen Bibliothek oder eines Hauses 
für die Alten, dann werden alle Gemeindemit-
glieder, die sich für dieses Thema interessieren 
und engagieren wollen, zur Mitarbeit in einer 
Vorbereitungsgruppe eingeladen. Der Erfolg ist 
frappierend: Die neu errichtete wunderschöne 
Bibliothek von Krumbach verzeichnet jährlich 
20.000 Entlehnungen.  
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TEXT / Carina Rumpold

D er seltsam weiß-graue Himmel, für 
den an diesen Tagen angeblich der 
Saharastaub sorgt, taucht das zarte 
Grün der Wiesen und die weißen Blü-
ten der Bäume in ein Licht wie kurz 

nach einem Sommergewitter. Die Haltestelle St. 
Peter im Sulmtal steht signifikant für die Größe 
der Gemeinde. 1300 Einwohner, eine Bürger-
meisterin und ein bis nach Wien bekanntes 
vorbildliches Projekt, das die Gemeinde famili-
enfreundlicher macht. Es braucht vier Stunden 
Anfahrt und drei Umstiege.

Fünf Minuten mit dem Auto durch die Wohn-
siedlung dauert es bis ins Zentrum. Am Ortsplatz 
präsentiert Bürgermeisterin Maria Skazel die 
Besonderheit von St. Peter: den freistehenden 
Kirchturm. Heute weiß niemand mehr so genau, 
wie es dazu kam. Möglicherweise wollte man an 
diesen Turm Richtung Osten den Kirchenneubau 
anfügen, was aus unerfindlichen Gründen nicht 
geschah. Die Kirche steht heute nur wenige Meter 
daneben. Gegenüber der Kirche befindet sich das 
Gemeindeamt, dazwischen der Pfarrhof, auf der 
anderen Seite der Nahversorger und das Wirts-
haus. In St. Peter ist vieles familienfreundlich – so 
auch das Gemeindeamt, das beim Wettbewerb 
„Familienfreundlichster Betrieb“ eine Anerken-
nungsurkunde erhalten hat. Flexible Arbeitszeiten 
und die Pflege einer guten Arbeitsatmosphäre 
sind der Bürgermeisterin, die auch noch das Stan-
desamt und den Bereich Steuern und Abgaben 
betreut, besonders wichtig. Eine Mitarbeiterin 
geht demnächst in Karenz. „Frau Sommer ist sehr 
wichtig für uns. Ich bin froh, dass sie selbst in 
der Karenz stundenweise für die Gemeinde tätig 
sein wird. Wir überlegen sogar, den freien Raum 
neben ihrem Büro so weit herzurichten, dass sie 

ihr Kind später auch mitnehmen kann, solange es 
noch nicht in den Kindergarten geht.“

Die Teilnahme an Wettbewerben hat in der 
Schilcherland-Gemeinde Tradition. St. Peter ist 
Europadorf, schönstes Dorf Österreichs  
und zweitschönstes Dorf Europas. Nahver- 
sorger, Arzt, Sportplatz, Kindergarten, Volks- 
schule, Pflegeheim, eine gute Anbindung  
an den öffentlichen Verkehr, Gastronomie,  
400 Arbeitsplätze – in St. Peter gibt es viel.  
Das hat die Gemeinde auch davor bewahrt, 
zwangsfusioniert zu werden. Dass die bestehen-
de Infrastruktur mit Leben gefüllt wird, ist den 
Bürgern selbst zu verdanken. Im Zuge des Audit  
familienfreundlichegemeinde bewiesen die 
1300 Bürger einmal mehr, dass sie gemeinsam 
viel auf die Beine stellen können. Für Maria 
Skazel, die seit Oktober 2013 Bürgermeisterin 
ist, war das Audit eine geeignete Maßnahme, 
um in ihre neue politische Funktion zu starten: 
„Zu Beginn war es mir wichtig, die Gehwege in 
Moos-Wieden und in Sonnenfeld barrierefrei zu 
gestalten. Das ist uns sehr gut gelungen.“ Weite-
re Maßnahmen, die im Zuge der Workshops von 
der Bevölkerung gewünscht wurden, waren ein 
Trinkwasserbrunnen am Areal der Sportanlage 
sowie eine Kletterwand auf dem Spielplatz. Es 
wurden eine Kindervolkstanzgruppe und die 
Theatergruppe der Landjugend gegründet. 

Die Gemeinde scheut sich aber auch nicht vor 
großen Investitionen und komplexen Projek-
ten. Seit 2014 werden etappenweise thermi-
sche Sanierungen, Heizungsumstellungen und 
Innenausbauten in der Volksschule und dem 
alten Kindergarten, der auch für die Nachmit-
tagsbetreuung genutzt wird, durchgeführt. Der 
Turnsaal des alten Kindergartens dient als Mehr-
zweckhalle. „Dieses Projekt hat noch unter mei-

Neu zugezo-
gene Bürger 
besuche ich 
persönlich  
und begrüße 
sie mit einer  
Bürger- 
informations-
mappe. “
Maria Skazel, 
Bürgermeisterin

Das Schilcherland in der südlichen West-
steiermark, genauer St. Peter im Sulmtal,  
ist Ziel der zweiten Audit-Reportage in 
KOMMUNAL. Die Gemeinde erhält heuer 
das Vollzertifikat und hat damit den  
dreijährigen Prozess abgeschlossen.

REPORTAGE

WAS IM KLEINEN ALLES GEHT

LINK ZUM THEMA  
 

www. 
familieundberuf.at 

FAMILIENFREUNDLICHE GEMEINDE
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nem Vorgänger begonnen, kam aber aufgrund 
der Komplexität und der Wirtschaftskrise nicht 
zur Umsetzung. Wir hatten in der Schule 20.000 
Euro an Strom- und Heizungskosten. Es war also 
ganz wichtig, diese Maßnahmen umzusetzen. 
Aus diesem Grund haben wir das große Konzept 
in mehrere Etappen geteilt. Alleine schon durch 
diese Maßnahmen haben wir uns 25 Prozent an 
Energiekosten erspart“, erzählt Skazel. 2016 soll 
es mit einem Fluchtweg und dem barrierefreien 
Zugang die Mehrzweckhalle weiter gehen. „Da 
werden wir auch 2016 260.000 Euro investie-
ren“, rechnet sie vor. 

Die Bürgermeisterin, die alle Gemeindebür-
ger/innen persönlich kennt, bemüht sich auch 
um jene, die neu in die Gemeinde ziehen. Seit 
einigen Jahren gibt es wieder Zuzug und auch 
die Geburtenzahlen sind leicht im Steigen. „Neu 
zugezogene Bürger besuche ich persönlich und 
begrüße sie mit einer Bürgerinformationsmappe. 
Mir liegt sehr viel daran, auch die Bürger dafür 
zu sensibilisieren, offen auf die neuen Bewoh-
ner zuzugehen.“ Umso wichtiger wurde diese 
Auffassung in der Flüchtlingskrise. „Wir haben 
schon jahrelang einen Schwarzafrikaner und 
eine Kosovo-Albanerin im Ort. Beide warten 
seit vielen Jahren auf einen Asylbescheid. Wir 
als Gemeinde haben keine Gebäude, die wir als 
eigene Quartiere zur Verfügung stellen können. 
Im September 2015 kam ein Bürger auf mich 
zu und kündigte mir an, zwei syrische Famili-
en aufzunehmen.“ Das Ganze hat sich aber im 
Endeffekt als nicht so einfach herausgestellt und 
wurde quasi über Nacht zu einer Aufgabe für die 
Audit-Gemeinschaft. 

„Die ersten neuen Flüchtlinge sind im 
September 2015 über Nacht gekommen. Am 
nächsten Tag haben wir die Zettel für die Grund-
versorgung von der Abteilung 11 des Landes 
bekommen. Dabei fehlten jegliche erklärenden 
Worte, was dabei die Aufgabe der Gemeinde ist. 
Die Informationspolitik des Landes war sehr 
schlecht. Beim Land hat man mir geraten, mich 
in einer anderen Gemeinde zu erkundigen, 
die schon Flüchtlinge aufgenommen hat. Es 
gab keinen Leitfaden, welche Aufgaben für die 
Gemeinde daraus entstehen, gar nichts. Die BH 
Deutschlandsberg hat daraufhin einen Leitfa-
den mit den Pflichten des Unterkunftsgebers 
erarbeitet, was sehr hilfreich war“, berichtet die 
Bürgermeisterin. Heute leben 30 Asylwerber in 
der Gemeinde (2,3 Prozent der Bevölkerung). 
Demnächst wird die Gemeinschaft aber noch 
wachsen, da vier Frauen der Flüchtlingsfamilien 
schwanger sind.

Trotz der anfänglichen Schwierigkeiten baute 
sich innerhalb kürzester Zeit soziales Engage-
ment auf. Mittlerweile gibt es drei Freiwillige, die 
Fahrtdienste erledigen, weitere drei – auch der 
ehemalige Bürgermeister – geben den Flüchtlin-
gen Sprachunterricht. „Dass es so ruhig abläuft, 
funktioniert nur, weil die Freiwilligen sich küm-
mern“, betont die Bürgermeisterin. Bereits zu 
Beginn erarbeiteten die Freiwilligen gemeinsam 
mit dem Verein Zebra die Regeln für ein gemein-
sames Miteinander, die auf Englisch, Arabisch 
und Farsi übersetzt wurden.

In der neu renovierten Volksschule und im 
Kindergarten tun sich die Flüchtlingskinder 
leichter mit der Integration, wie Direktorin 
Ingrid Kügerl erzählt: „Wir haben das natürlich 
gut vorbereitet, um auch den Eltern die Ängste 
zu nehmen und für mehr Verständnis zu sorgen. 
Umgekehrt sind wir natürlich auch auf die Eltern 
der Flüchtlingskinder zugegangen und haben ih-
nen die Schule und auch den Schulweg gezeigt. 
Ich habe zwei Mädchen in der Klasse, die sich 
aber auch miteinander nicht unterhalten kön-
nen, weil das eine Arabisch und das andere Farsi 
spricht. Bei Mathematik machen sie teilweise 
den Stoff mit allen anderen mit. Aber auch dafür 
mussten sie vorher die Buchstaben kennen-
lernen. Und das war für uns auch schwer, weil 
ich ihnen nicht erklären konnte, dass es bei-
spielsweise A wie Apfel ist.“ Einmal die Woche 
kommt für eine Stunde eine externe Sprachleh-
rerin, die für jedes Flüchtlingskind in der Schule 
eine Viertelstunde Zeit hat. 

Wie gut der Zusammenhalt ist, sieht man 
auch am kürzlich erbauten Barfußwanderweg 
im Garten der Kinderbetreuungseinrichtung. 
Dieser wurde an einem Sonntag von der Landju-
gend, die 45 Mitglieder hat, gemeinsam mit den 
Kindergartenkindern erbaut. Dass der Kinder-
garten bereits für Kinder ab 18 Monaten offen 
steht und es seit zwei Jahren ein innovatives 
Freispielkonzept mit Öffnungszeiten von 6.30 
bis 17 Uhr gibt, das den Kindern mehr Raum zur 
Entfaltung und den Betreuerinnen mehr Zeit für 
die einzelnen Kinder gibt, ist ein Grund, der den 
Ort noch familienfreundlicher macht. 

Insgesamt merkt man: Hier kämpft eine 
Bürgermeisterin mit Herz darum, dass sich ihre 
Gemeinde gut entwickelt. Und sie ist dabei nicht 
allein. Egal ob Gemeinderäte, Volksschullehrer, 
Kindergärtner, Vereinsmitglieder oder andere 
Bürger, man spürt, wie wichtig jedem einzelnen 
dieses Engagement ist und mit wieviel Freude 
hier daran gearbeitet wird.  

Dass es so 
ruhig abläuft 
funktioniert 
nur, weil die 
Freiwilligen 
sich kümmern.“
Maria Skazel, 
Bürgermeisterin, über die 
Regeln für ein gemeinsa-
mes Miteinander zwischen 
Einwohnern und Flücht-
lingen, die auf Englisch, 
Arabisch und Farsi über-
setzt wurden.

FAMILIENFREUNDLICHE GEMEINDE
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BURGENLAND KÄRNTEN

Der Kärntner Gemeindebund fordert, dass Gemeinden bei der 
Festlegung von Wildschutzgebieten Parteistellung bekommen..

Mit Nahversorgung 
ländlichen Raum 
stärken
Landesrat Christian Benger 
will über die Stärkung von 
regionalen Wirtschafts-
kreisläufen den ländlichen 
Raum stärken. Dazu stellte 
er eine neue Nahversor-
gerförderung vor, die mit 
kleinen Beträgen viel 
bewirken soll. In Summe 
stehen 100.000 Euro zur 
Verfügung. 

Die Nahversorger-För-
derung kommt aus dem 
Wirtschaftsreferat des Lan-
des, die Mittel werden für 
Betriebsmittel und Perso-
nalkosten, auch Kosten für 
Teilzeitkräfte zur Verfügung 
gestellt. Voraussetzung ist, 
dass auch die jeweilige Ge-
meinde den Nahversorger 
unterstützt. 
Das Land müsse den Ge-
meindebeitrag für Betriebs-
mittel verdoppeln, maximal 
gibt es jedoch 2000 Euro. 

Software für Ein-
satzorganisationen

Alle Einsatzorganisationen 
(Behörden, Feuerwehr und 
Rettung) und in weiterer 
Folge die Bezirkshaupt-
mannschaften werden 
zukünftig mit der einheitli-
chen Lageführungssoftware 
„Geobyte“ arbeiten. 
Durch das Lageführungs-
system soll im Land Bur-
genland eine einheitliche 
Plattform für die Stabsarbeit 
und Lageführung bei Groß-
schadensfällen und Katas-

trophen geschaffen werden.
Ein Vorteil der Software 
„Geobyte“ bestehe dar-
in, dass eine Schnittstelle 
zum bereits bestehenden 
Einsatzleitsystem in der 
Landessicherheitszentrale 
vorhanden ist, womit stän-
dig ein aktuelles Lagebild 
über alle laufenden Einsätze 
gewährleistet ist. Da auch 
alle Einsatzmittel bei den 
Einsatzorganisationen über 
diese Schnittstelle ständig 
aktuell gehalten werden, ist 
keine getrennte Datenpflege 
erforderlich.

Um für die Kinder den 
Schulweg sicherer zu 
gestalten, hat das Kurato-
rium für Verkehrssicher-
heit (KFV) im Vorjahr ein 
umfassendes Sicherheits-
konzept erarbeitet und 
das Projekt „Tempo 30 vor 
Schulen“ ins Leben gerufen. 
Landeshauptmann-Stell-
vertreter Johann Tschürtz 
appelliert nun an die Schu-
len und Gemeinden, bei der 
Aktion mitzumachen.

Die Aktion sieht die Anbrin-
gung von Schulpiktogram-
men, die Aufstellung von 
durch die Schüler selbst-
gestalteten Tafeln und die 
Aufbringung straßenseitiger 
Bodenmarkierungen durch 
die Gemeinde, sogenannte 
„Haifischzähne“, vor. „Ein-
fache bauliche und gestalte-
rische Maßnahmen können 
große Wirkung entfalten“, 
sagt Sabine Kaulich vom 
KFV.

Tempo 30 vor Schulen

Bei Wildschutzgebieten 
mitreden
Aufgrund aktueller 
Diskussionen fordert der 
Kärntner Gemeindebund, 
dass bei der Festlegung von 
Wildschutzgebieten die 
betroffenen Gemeinden, 
Tourismusorganisationen 
und auch Vereine Parteistel-
lung bekommen sollen. 
Der Gemeindebund meint, 
dass aktuelle Fälle von 
Verfahren zur Festlegung 
von Wildschutzgebieten 
zeigen, dass ein derartiger 
Eingriff in die Benutzbarkeit 

von Wald- und Erholungs-
flächen auf eine breitere 
Basis gestellt werden muss. 
So sollten im Verfahren 
nicht nur Interessen des 
Grundbesitzes und der Jagd 
maßgebliche Berücksich-
tigung finden, sondern es 
müssten auch Interessen 
des Tourismus und die 
Interessen einer kultur- und 
landschaftsverbundenen 
Freizeitgestaltung stärker 
berücksichtigt werden. 

Sabine Kaulich vom KFV, Landeshauptmann-Stellvertreter Johann 
Tschürtz und Landesschulinspektor Erwin Deutsch.
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Die Sieger der Kategorie „Ganzheitlichkeit“ aus Kirchberg an der 
Pielach: Vzbgm. Franz Singer, Bgm. Anton Gonaus, Dorf- und Stadt-
erneuerung-Chefin Maria Forstner, Landeshauptmann Erwin Pröll, 
Jugendgemeinderätin Sandra Schweiger.

Vor kurzem wurde der 
Projektwettbewerb der nö. 
Dorf- und Stadterneuerung 
abgeschlossen. Die Gewin-
ner wurden im Rahmen 
einer Festveranstaltung 
ausgezeichnet.
Vergeben wurden die Preise 
jeweils für Gemeinden über 
und unter 1000 Einwohner 
in folgenden Kategorien:

 ˹ Soziale Dorf-
erneuerung

 ˹ Neue Dorf- und Stadt-
ökonomie

 ˹ Siedeln, Bauen, Wohnen
 ˹ Ganzheitlichkeit

Die Siegergemeinde der Ka-
tegorie, „Ganzheitlichkeit“, 
Kirchberg/Pielach, wurde 
auserwählt, das Land Nie-
derösterreich beim Europäi-
schen Dorferneuerungspreis 
2016 zu vertreten.

Projektwettbewerb der  
Dorf- und Stadterneuerung

164 Jugend-Partner-
gemeinden

Seit Anfang 2013 gibt es 
in Niederösterreich die 
Regelung, die besagt, dass 
in jeder Gemeinde eine Ju-
gendgemeinderätin bzw. ein 
Jugendgemeinderat bestellt 
werden muss. 30 Prozent 
mehr Gemeinden als 2013 
erhielten nun das Qualitäts-
zertifikat „Jugend-Partner-
gemeinde 2016-2018“. 
Darüber hinaus wurden aus 
allen zertifizierten Gemein-

den ein Landessieger und 
fünf Regionalsieger gekürt: 
Obritzberg-Rust (Landes-
sieger), Absdorf (NÖ-Mitte), 
Ennsdorf (Mostviertel), 
Schweiggers (Waldviertel), 
Wolkersdorf (Weinviertel) 
und Neunkirchen (Indus-
trieviertel). 
Der Landessieger, die 
Marktgemeinde Obritzberg-
Rust, verfügt über einen 
Kindergemeinderat, Räume 
für die Jugend und veran-
staltet Jugendbefragungen.

 http://www.dorf-stadterneuerung.at

 www.demokratie-ooe.at

 http://hydro.ooe.gv.at

Die Website gibt auch einen Überblick über aktuelle Bürger-
initiativen.

Tipps fürs  
Bürgerengagement
Eine neue Plattform im 
Internet unterstützt die 
Oberösterreicherinnen und 
Oberösterreicher dabei, die 
Möglichkeiten von Bürger-
initiativen und Volksbefra-
gungen aktiv zu nutzen. 
Geboten werden Informati-
onen zu den erforderlichen 
Unterstützungszahlen und 
zu den formellen Erforder-
nissen bei der Initiierung 
auf Gemeinde- und Lan-

desebene. Schritt für Schritt 
wird erklärt, wie man in der 
eigenen Gemeinde z. B. eine 
Bürgerinitiative zu einem 
bestimmten Thema ein-
bringt. D. h. wie und wo der 
Antrag eingebracht werden 
muss, wie das Formular 
für die Unterstützungsliste 
aussehen soll usw.

Hochwasser- 
warnung per App

Das nach dem Hochwasser 
2002 ins Leben gerufene 
Warnsystem wurde verbes-
sert. Insbesondere die Infor-
mationen für die Öffentlich-
keit wurden erweitert. Die 
betroffenen Bürgerinnen 
und Bürger und die Ein-
satzorganisationen können 
nunmehr auf bessere und 
modernere Darstellungen 
zugreifen.
Der Hydrographische Dienst 
des Landes Oberöster-

reich präsentiert sich im 
Internet nun moderner, 
übersichtlicher und mit 
hoher Datensicherheit. Das 
Informationsangebot zu ak-
tuellen Wasserständen und 
Prognosen, Niederschlägen, 
Übersichtskarten, Einzugs-
gebieten und Messstellen 
wurde deutlich erweitert. 
Abrufbar zu jeder Zeit, als 
Desktopversion und jetzt 
auch optimiert für mobile 
Endgeräte wie Smartphone 
oder Tablet.
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 www.trofaiach.at/gmeinbus.html

„Ins-Tun-kommen im Bio-
sphärenpark Lungau!“ Das 
war das Motto des ersten 
Agenda 21-Netzwerktref-
fens in Mariapfarr. Ziel war 
es, Ideen und Projekte aus-
zuarbeiten, die den Lungau 
als Biosphärenparkregion 
stärken und ihn als Ar-
beits- und Lebensort für 
junge Menschen attraktiver 
machen.
Nach der Präsentation von 
gelungenen Projekten, wie 
zum Beispiel dem Out-
doorparc in Mariapfarr, der 
Biosphärenparkschatzkiste 
oder der Käserei in Thoma-
tal, in Form von Kurzfilmen 
wurde in kleinen Gruppen 

intensiv gearbeitet und 
diskutiert. Dabei wurden 
acht Ideen zur Stärkung 
des Lungaus als attraktiven 
Arbeits- und Lebensraum 
gemeinsam weiterentwi-
ckelt.
Der Lungau ist salzburgweit 
am stärksten von Abwan-
derung betroffen, Diesem 
„Brain-Drain“ (Wegzie-
hen von gut ausgebildeten 
Arbeitskräften) entgegenzu-
wirken, Menschen zum Zu-
rückkehren zu motivieren 
und ihnen ein attraktives 
Arbeits- und Lebensumfeld 
zu bieten, daran wurde an 
den Projekttischen gear-
beitet. 

Ideen für den Lungau

Agenda 21-Treffen in Mariapfarr mit Landeshauptmannstell- 
vertreterin Astrid Rössler (4. v. l.).

Vorerst keine Fusion von 
Kapfenberg und Bruck
Nachdem in den letzten 
Jahren mehrmals über eine 
Fusion von Kapfenberg und 
Bruck an der Mur nachge-
dacht wurde, wurde nun 
neuerlich im Kapfenberger 
Gemeinderat darüber dis-
kutiert. Ergebnis: Vorerst ist 
keine Zusammenlegung der 
beiden Städte geplant.
Auslöser der Diskussion 
war, dass die Chefs des 

Einkaufszentrums ece eine 
Fusion gefordert hatten. 
Der Kapfenberger Bürger-
meister erläuterte aber, dass 
sich eine Fusion erst dann 
finanziell lohnt, wenn die 
neue Gemeinde mindestens 
50.000 Einwohner haben 
würde. Derzeit kämen Kap-
fenberg und Bruck zusam-
men nur auf 39.000.

Eine Zusammenlegung von Kapfenberg (Bild) und Bruck würde 
sich erst lohnen, wenn die neue Gemeinde mindestens 50.000 
Einwohner hätte.

Trofaiach setzt auf 
Rufbus-Service

Bei einer Mobilitätsbefra-
gung im Stadtgebiet von 
Trofaiach waren Bürgerin-
nen und Bürger aufgerufen, 
sich über die Möglichkeiten 
des öffentlichen Verkehrs in 
der mehr als 11.000 Ein-
wohner zählenden zweit-
größten Stadt im Bezirk 
Leoben zu äußern. Die 
Ergebnisse zeigen, dass ins-
besondere ältere Personen 
und Jugendliche vom 
Angebot des „gMein-

Busses“ – einem Rufbus-
Service - profitieren.
Rund 35 Prozent der befrag-
ten Fahrgäste hätten ohne 
den gMeinBus Verwandte 
oder Bekannte um einen 
„Transport-Gefallen“ 
gebeten. 10 Prozent gaben 
an, dass erst durch den 
gMeinBus überhaupt die 
Möglichkeit zur Mobilität 
entstanden und somit eine 
soziale und gesellschaft-
liche Teilhabe ermöglicht 
worden ist.

Nahversorger-Förde-
rung sichert Vielfalt 

Die Nahversorgerförderung 
des Landes Salzburg wurde 
um weitere zwei Jahre ver-
längert. Bis Ende 2017 steht 
Lebensmitteleinzelhändlern 
damit eine Fördersumme 
von 180.000 Euro für In-
vestitionen zur Verfügung. 
Gefördert werden damit 

Nahversorger, die höchstens 
zehn Betriebsstätten betrei-
ben, deren Lebensmittel-
verkaufsfläche 500 Qua-
dratmeter nicht übersteigt 
und die pro Jahr maximal 
2,5 Millionen Euro Umsatz 
pro Standort erwirtschaften. 
Im Land Salzburg haben 215 
Lebensmitteleinzelhändler, 
124 Bäcker und 102 Flei-
scher ihren Hauptsitz. 
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 www.bregenzerwald.at

Dass im Unterinntal keine UVP vorgeschrieben ist, bedeutet noch 
nicht, dass der Hochwasserschutz bereits genehmigt ist.  

Die Behörde hat über die 
Art des Genehmigungsver-
fahrens für die geplanten 
Hochwasserschutzmaß-
nahmen im Unterinntal 
entschieden: Ein Großver-
fahren nach dem Umwelt-
verträglichkeitsprüfungs-
gesetz (UVP-G) ist nicht 
notwendig. 
Der geplante Hochwasser-
schutz im Unterinntal hat 
nach Ansicht des Lan-
des Tirol keine erheblich 
schädlichen, belästigenden 
oder belastenden Auswir-
kungen auf die Umwelt. Das 

Schutzprojekt wird deshalb 
in einem Einzelverfahren 
nach dem Wasserrecht und 
allenfalls nach dem Natur-
schutz- und dem Forstrecht 
verhandelt.
Dass die Gemeinden gegen 
den Bescheid der Umwelt-
behörde berufen, glaubt 
man im Land nicht. „Hoch-
wasserschutz ist eine Ge-
meindeaufgabe. Es liegt im 
Interesse der Gemeinden, 
möglichst einfache und effi-
ziente Verfahren zu haben“, 
meint Landeshauptmann-
Stellvertreter Josef Geisler.

Keine UVP-Pflicht für 
Hochwasserschutz

Impulse für  
Radinfrastruktur

Die Landesregierung hat 
ein neues Radkonzept zur 
Steigerung und Attrakti-
vierung des Radverkehrs 
beschlossen. 
Mit bis zu 60 Prozent der 
Kosten für die Planung, 
Errichtung und Instand-
haltung von regionalen 
und überregionalen Rad-

wegen sowie touristischen 
Radwegverbindungen 
unterstützt das Land Tirol 
Gemeinden, Gemeinde-
verbände und Tourismus-
verbände. Neben baulichen 
Infrastrukturmaßnahmen 
oder einheitlichen Beschil-
derungsmaßnahmen sind 
auch Verbesserungen bei 
der Anbindung des Radver-
kehrs an den öffentlichen 
Verkehr geplant. 

Bei geführten Dorfrundgängen auf den „Umgang Bregenzerwald-
Wegen“ erfährt man Wissenswertes über die regionale Gestal-
tungskompetenz.

Führungen durch die  
Bregenzerwälder Dörfer
Der Bregenzerwald über-
rascht Besucher mit außer-
gewöhnlichen traditionel-
len und zeitgenössischen 
Bauten. Doch nicht jedes 
gestalterische Element er-
schließt sich auf den ersten 
Blick. Darum informieren 
seit einem Jahr die „Umgang 
Bregenzerwald“-Wege über 
Details, Hintergründe und 
Zusammenhänge. 

Die Wege kann man indi-
viduell begehen, am besten 
mit dem Umgang-Folder 
bestückt. Noch informativer 
ist es, sich mit ortskundiger 
Begleitung auf den Weg zu 
machen. Geführte Rund-
gänge finden bis 29. Oktober 
2016 jeden Dienstag und 
Samstag ab 10 Uhr statt. 

Mehr Geld für  
Gemeindesicher-
heitswachen
Die Landesregierung hat 
710.000 Euro für die zehn 
Gemeindesicherheitswa-
chen in den Städten Blu-
denz, Bregenz, Dornbirn, 
Feldkirch und Hohenems, 
den Marktgemeinden Göt-
zis, Lustenau, Rankweil und 
Schruns und der Gemeinde 
Mittelberg zur Verfügung 
gestellt. 
Mit dem Geld beteiligt sich 

das Land an den Personal-
kosten, die den Städten und 
Gemeinden mit Gemeinde-
sicherheitswachen anfallen. 
Seit 2000 sind die Sicher-
heitswachebediensteten 
den Polizeikräften des 
Bundes gleichgestellt. Ihr 
Kompetenzbereich umfasst 
allgemeine Hilfeleistung, 
Fahndung, kriminalpoli-
zeiliche Beratung, Streit-
schlichtung sowie Einsätze 
zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung.
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Das jüngste Gemeindeoberhaupt  
Tirols sitzt in Fügen

FÜGEN // Nach den Stichwahlen zu Tiroles Bürgermeisterwahlen hatte 
die Gemeinde Fügen plötzlich den jüngsten Bürgermeister Tirols. Der 
25-jährige Dominik Mainusch bekam 63 Prozent der Stimmen. 
Seinen Wahlerfolg erklärt sich der Rechtswissenschafter durch seinen 
politischen Ansatz. „Meine Linie war Mut zur Veränderung und ich will 
eine neue Art der Politik in Fügen.“ Seine Kandidatur begründet Mai-
nusch damit, dass er mit der Politik seines Vorgängers Walter Höllwarth 
sehr unzufrieden war. „Ich finde, der Bürger gehört in den Mittelpunkt 
der Politik gestellt“, erklärt der jüngste Bürgermeister Tirols.
Sein Alter war auch im Wahlkampf ein Thema. „Es war ein sehr gesit-
teter Wahlkampf, der während der Stichwahl 
dann persönlicher wurde. Die Vorwürfe wa-
ren, ich sei zu jung, zu unerfahren, aber sowas 
muss man aushalten“, meint Mainusch dazu. 
Aber trotz seiner 25 Jahre ist Dominik Mai-
nusch kein Neuling auf der politischen Bühne. 
Er war Orts- und Bezirksobmann der JVP und 
wurde 2015 zum stellvertretenden Ortspartei-
obmann in Fügen gewählt. 

Gnadenwald bekommt  
seine erste Bürgermeisterin

GNADENWALD // Als der Bürgermeister des kleinen 
Tiroler Ortes Gnadenwald, Günter Strasser, im Herbst 
verkündete, dass er nicht mehr 
für das Amt kandidieren würde, 
stellte sich die Suche nach 
einem Nachfolger anfänglich als 
große Herausforderung heraus. 
„Mich haben einige Gemein-
debürger angesprochen und 
gemeint, sie würden mir das 
Amt zutrauen und mich auch 
darin unterstützen“, erinnert sich die neue Amtsh-
inhaberin Adelheid Profeta. Innerhalb kürzester Zeit 
stellte die politische Newcomerin ein engagiertes Team 
zusammen, das beim ersten Antritt unter dem Namen 
„Zusammen für Gnadenwald - Team Heidi Profeta“ 
auch gleich vier der elf Mandate ergattern konnte. Pro-
feta selbst wurde mit 360 Stimmen und 71,3 Prozent zur 
ersten Bürgermeisterin des Tiroler Ortes gewählt.

PERSONALIA

MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 3. FEBRUAR 2016 
HAT BUNDESPRÄSIDENT DR. HEINZ FISCHER 
VERLIEHEN:

Das Goldene Verdienstzeichen der  
Republik an 

Schulrat Anton SCHWARZ, ehem. Bürgermeister der 
Marktgemeinde Hellmonsödt. 
Dipl.lng.Walter STEININGER, ehem. Bürgermeister 
der Gemeinde Diersbach. 
Karl REITER-STRANZINGER, ehem. Bürgermeister 
der Gemeinde Polling im Innkreis. 

Das Silberne Verdienstzeichen der  
Republik an 

Josef SCHACHL, ehem. Vizebürgermeister der Markt-
gemeinde Seewalchen am Attersee.
Schulrat Othmar NOWAK, ehem. Vizebürgermeister 
der Gemeinde Waldenstein. 
Alfred RATZENBÖCK, ehem. Vizebürgermeister der 
Marktgemeinde Schenkenfelden. 
Reinhard WINKLER, ehem. Vizebürgermeister der 
Gemeinde Allhaming. 
Elfriede WIEDERSTEIN, ehem. Vizebürgermeisterin 
der Marktgemeinde Hellmonsödt.

EHRUNGEN

PERSONALIA

PERSONALIA  

MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 11. FEBRUAR 2016 
HAT BUNDESPRÄSIDENT DR. HEINZ FISCHER 
VERLIEHEN:

Das Goldene Verdienstzeichen der  
Republik an 

Josef HINTERREITHER, ehem. Bürgermeister der 
Gemeinde Kaltenberg.
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PERSONALIA

PERSONALIA-LINKS  
 

Mehr Personalia gibt es 
auf www.

gemeindebund.at

Schwerer Start für neue  
Bürgermeisterin

MAYRHOFEN // Bürgermeisterin, gelernte Dro-
gistin, Religionslehrerin, Ehefrau, Mutter zweier 
Töchter, Oma, Lehrerin, Kleinvermieterin. Die neue 
Bürgermeisterin von Mayrhofen (Zillertal), Monika 
Wechselberger, hatte keinen einfachen Start ins Amt: 
Drei Kandidaten ritterten mit der 46-Jährigen um die 
Nachfolge von Langzeitbürgermeister Günter Fank-
hauser. Sie schaffte es als Zweitplatzierte in die Stich-
wahl und setzte sich schließ-
lich mit 62 Stimmen Vorsprung 
gegen ihren Konkurrenten 
Franz Eberharter durch. Gleich 
bei der ersten Gemeinderats-
sitzung bekam sie die Enttäu-
schung ihres Gegners über die 
Wahlniederlage zu spüren. Im 
voll besetzten Gemeinderats-
sitzungssaal ließ die mit Mandatsmehrheit ausgestat-
tete Opposition die neue Mayrhofner Bürgermeisterin 
bei der Besetzung der Ausschüsse auflaufen.  

Grüner wird Längenfelds  
neuer Bürgermeister

LÄNGENFELD // Richard 
Grüner wurde bei der 
Bürgermeisterwahl in Tirol 
vom 28. Februar 2016 zum 
Oberhaupt von Längenfeld 
gewählt. Der 42-Jähri-
ge bekam 64 Prozent der 
Stimmen, während seine 
Liste „Team Längenfeld“ 

acht der 17 Mandate zugesprochen bekam. Er hat 
damit seinen Vorgänger und Konkurrenten Ralf 
Schonger bei der Wahl übertrumpft.
Den beachtlichen Vorsprung auf seinen Kontra-
henten erklärt sich der gelernte Kfz-Mechaniker 
so: „Bürgermeisterwahlen sind vor allem Sym-
pathiewahlen. Die Leute kennen mich, ich bin 
ja Substanzverwalter, und wissen, dass sie zu 
mir kommen können und mit mir reden.“ Er sei 
zugänglicher als es sein Vorgänger war, erkärt 
Grüner.

Bürgermeister starb  
nach Blinddarm-OP

NEUBERG // Der Bürger-
meister der Gemeinde Neu-
berg im Burgenland (Bezirk 
Güssing), Daniel Neubauer, 
verstarb am 20. März 2016 
nach einer missglückten 
Blinddarmoperation. Er wur-
de mit akuten Blinddarm-
beschwerden ins Krankenhaus Güssing gebracht und 
dort sofort operiert. Nach Komplikationen wurde er 
in die Universitätsklinik Graz überstellt, wo er starb. 
Die Amtsgeschäfte führt bis zu den Neuwahlen Vize-
bürgermeisterin Birgit Karner.

Gemeindebund-General a. D.  
Otto Maier verstorben

SCHACHENDORF // Der ehema-
lige Generalsekretär des Österrei-
chischen Gemeindebundes, Dr. 
Otto Maier, starb am 20. März 2016 
im 89. Lebensjahr. Er war im Amt 
der Landesregierung in der Ge-
meindeabteilung, in der Abteilung 
für Verkehrswesen sowie in der 
Schulabteilung tätig und arbeitete 
für die Bezirkshauptmannschaften Neusiedl am See und 
Eisenstadt-Umgebung. 1978 wurde er Generalsekretär 
des Österreichischen Gemeindebundes. Er übte diese 
Tätigkeit zehn Jahre aus. 
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TERMINE  
MAI – JULI

„Es werde Licht in  
Knittelfeld“
Die Stadtgemeinde Knittelfeld ist die erste 
Gemeinde in der Steiermark mit dem vernetz-
ten Beleuchtungssystem CityTouch von Philips 
Lighting. Die gesamte Beleuchtungsinfrastruktur 
lässt sich mit CityTouch auf einfachste Weise 
planen, kontrollieren, managen und warten. 
Durch die automatischen Updates des webba-
sierten Steuerungssystems ist man immer auf 
dem neuesten Stand. Die Kooperation mit SAP 
ermöglicht außerdem ein Einbinden in ein ge-
meinsames Dashboard aller Stadtverwaltungs-
applikationen. Philips CityTouch bietet so ein 
Höchstmaß an Bedienungskomfort, Effizienz, 
Flexibilität und Erweiterbarkeit. 

Ansprechgruppe: Entscheidungsträger aus den 
österr. Gemeinden: Bürgermeister, Vizebürger-
meister, Amtsleiter, Mitarbeiter der Bauhöfe etc. 

Seien Sie am 9. Juni 2016 live dabei, wenn in 
Knittelfeld das Licht angeht

Die Veranstaltung beginnt um 10:30 und dau-
ert bis ca. 14:00 Uhr und findet im Kultur- und 
Kongresshaus Knittelfeld, Gaaler Straße 4, 8720 
Knittelfeld statt.
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BUCHTIPPSBUCHTIPPS

Auslagerung kommunaler 
Beschaffung ...

In Deutschland sind Kommunalver-
waltungen nicht zuletzt aufgrund der 
Kritik an ihren Beschaffungsaktivitäten 
darauf angewiesen, Wege zu einer qua-
litativen und kostenmäßigen Verbesse-
rung ihrer Beschaffungsaufgaben zu fin-
den. Möglichkeiten stellen hierbei u. a. 
die Ausgliederung der Beschaffung oder 
die Einbeziehung unabhängiger privat-
wirtschaftlicher Unternehmen dar.
Für die Beantwortung der Frage nach dem 
Ob und Wie einer Auslagerung kommu-
naler Beschaffungsaufgaben entwickelt 

Michael Broens 
in seiner Dok-
torarbeit einen 
theoretisch 
fundierten, 
heuristischen 
Entscheidungs-
rahmen, in den 
auch die für die 
Problemstel-
lung relevanten 
und zugleich 
komplexen 

rechtlichen Rahmenbedingungen (Ver-
fassungsrecht, Kommunalrecht, Wettbe-
werbsrecht, Vergaberecht) Eingang finden. 
Die organisationstheoretische Basis des 
Entscheidungsrahmens bilden der ressour-
cenbasierte Ansatz, die Transaktionskosten-
theorie und die Prinzipal-Agent-Theorie, die 
in ein gemeinsames, auf die kommunale 
Beschaffung angepasstes Bezugsmodell 
integriert werden.

Michael Broens, „Die Auslagerung kommu-
naler Beschaffungsaufgaben als Alternative 
zur internen Durchführung .Entwicklung 
eines multitheoretischen Entscheidungs-
rahmens“, 
478 Seiten, Preis: 79 Euro
B+G Wissenschaftsverlag 2013
ISBN: 978-3-944325-02-6

* * * * *

Verwaltung 2030

Öffentliche Verwaltungen stehen vor 
großen Herausforderungen. So machen 
knappe Finanzen eine Reduktion von 
Ausgaben unumgänglich, während gestie-
gene Ansprüche der Bürger gleichzeitig 
eine schnellere und transparentere Erledi-
gung von Verwaltungsaufgaben notwen-
dig machen. Eine Zuspitzung dieser Situa-
tion entsteht durch den demografischen 
Wandel, der auf Seiten der öffentlichen 
Hand in den nächsten Jahren zu großen 
Veränderungen in der Personalstruktur 
führen wird und Verwaltungen damit 
dem Risiko aussetzt, wertvolles Know-
how zu verlieren.
Das Buch „Verwaltung 2030“ stellt vor 
diesem Hintergrund neue Management-
konzepte vor, die Verwaltungen „fit“ 
für die Herausforderungen der Zukunft 
machen sollen. Die Veröffentlichung 
bietet auf 
insgesamt 
310 Seiten 
19 Buchka-
pitel, die von 
Praktikern 
sowie aus-
gewählten 
Experten aus 
dem Bereich 
des Verwal-
tungsma-
nagements verfasst wurden.
Das Buch wendet sich gezielt an Ent-
scheidungsträger aus der Verwaltungs-
praxis und stellt zahlreiche Ansatzpunkte 
vor, die bei der Reorganisation bestehen-
der Verwaltungsprozesse berücksichtigt 
werden können.

Christoph Glock und Michael Broens, 
„Verwaltung 2030 – Managementkonzepte 
für die Verwaltung von morgen“, 
310 Seiten, Preis: 69 Euro
B+G Wissenschaftsverlag 2013
ISBN: 978-3-944325-01-9

BÜCHER
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Rückhaltebecken sind technische Bauwerke, 
die gewartet und gepflegt werden müssen, 
um ihrer Aufgabe im Anlassfall gerecht 
werden zu können. Dieser Kurs wird durch 
die Besichtigung eines Hochwasserrückhalte-
beckens abgerundet, wo typische Instandhal-
tungsarbeiten durchgeführt werden.

Salzkammergut-Trophy 
mit „Gemeindeteams“
Seit der ersten Auflage 1998 hat sich die 
Salzkammergut-Mountainbike-Trophy zum 
größten MTB-Marathon Österreichs entwi-
ckelt. Waren es 1998 nur 220 hartgesottene 
Biker, wurden im Jahr 2015 erstmals mehr 
als 5000 Starter aus 42 Nationen gezählt. 
Im Rahmen der 19. Salzkammergut- Trophy 
werden alle Gemeindebediensteten, Bürger-
meister und Gemeindefunktionäre am Sams-
tag, 9. Juli 2016, zur Teilnahme an der „2. Ös-
terreichischen Mountainbike-Meisterschaft“ 
über 37,9 Kilometer eingeladen. Jede Gemein-
de erhält bei Anmeldung vor dem 24. Juni drei 
Startplätze gratis. Die drei schnellsten Damen 
und Herren sowie das schnellste Dreierteam 
– natürlich sind auch Mixed-Teams möglich – 
gewinnen eine Trophäe.

BeckenwärterInnen von  
Hochwasserrückhaltebecken

8-10 / Juli

12 /Mai

www.oewav.at 
Ort: Leibnitz/Frauental

www.trophy.at
Ort: Bad Goisern

TERMINE
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 STADT & LAND 

„UNNÜTZES“ WISSEN

 
WAS SIE NOCH NIE  
WISSEN WOLLTEN

„Sicherheit“ in Gemeinden
 
Sicherheit in Gemeinden hat nicht nur mit den Schutzausrüstungen der 
Mitarbeiter in Bauhof oder Wasserwerk zu tun.  Sicherheit in der Gemeinde 
betrifft auch die richtige Beleuchtung. zur richtigen Zeit.   

KOMMUNAL 6/2016 erscheint am 3. 6 2016

IM NÄCHSTEN KOMMUNAL *

ZU GUTER LETZT

* Angekündigte Themen können sich aufgrund aktueller Entwicklungen ändern.
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 www.welt.de/reise/article128640739/ 
Wohin-mit-der-Leiche-wenn-einer-im- 
Flieger-stirbt.html

„Hugo kann nicht im 
Sitzen fliegen“

Kaum zu glauben, aber wahr: Wenn 
früher ein Passagier an Bord eines 
British-Airlines-Fluges verstarb, wurde 
er ähnlich wie im Comedy-Klassiker 
„Weekend at Bernie’s“ mit Sonnenbrille 
und Drink ausgestattet.  

Dadurch meinten die Mitreisenden wohl, der 
Betroffenen sei bloß leicht angesäuselt anstatt 
aus dem Leben geschieden. Wie genau das 
Manöver unauffällig durchgeführt wurde, ist 
eher rätselhaft.
Heute wird das übrigens nicht mehr so gemacht 
– allerdings ist der Umgang mit toten Fluggäs-
ten noch immer eine Grauzone. Wenn möglich, 
werden sie in die erste Klasse verfrachtet. In der 
Flugzeugtoilette solle man sie aber keinesfalls 
unterbringen, da bei Einsetzen der Leichenstarre 
dann das ganze Flugzeug auseinandergenom-
men werden müsse.
Und wie nennt man einen verstorbenen Pas-
sagier im Flugjargon? Man spricht von einem 
„Hugo“ , wenn vor dem Flug die Mitteilung 
kommt, dass ein Sarg mit einem verstorbenen 
Urlauber etwa aus dem Ausland auf dem Rück-
flug mittransportiert wird.
Dann heißt es etwa als interner Hinweis darauf: 
„Hugo kann nicht im Sitzen fliegen.“ Das Akro-
nym steht dabei für „human gone“ oder einge-
deutscht auch für „heute unerwartet gestorbe-
nes Objekt“.
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Wien. Die Stadt fürs Leben.

MEINE STADT 
ZEIGT MIR DEN 
SCHNELLSTEN 
WEG

Erledigen Sie 
Ihren Amtsweg
wie Sie wollen.

Die digitalen Services der Stadt Wien machen’s möglich. So können Sie zum 
Beispiel online nachschauen, wie lange die Wartezeiten auf den Bezirksämtern 
sind. Schneller zu Pass, Meldezettel & Co. Die Stadt verkürzt Amtswege und 
macht’s Ihnen bequem. Dabei achtet Wien auf hohe Datensicherheit.  
Damit Ihre Daten gut geschützt sind. Alle Services des Virtuellen Amts finden 
Sie auf www.amtshelfer.wien.at
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www.forstinger.com

Seit 1962 ist Forstinger der führende österreichische Automobilfachmarkt sowie Österreichs größter PKW-Reifenfachhändler. Mit 115 Standorten und 110 Fachwerk-
stätten bieten wir ein österreichweites Filialnetz für Privat- und Businesskunden. In unserem erfolgreichen Business-Kunden-Programm zählen österreichische Firmen, 
Gemeinden und diverse Verbände zu unseren treuen Kunden.
Forstinger garantiert eine große Auswahl an Markenprodukten und hochwertigen Eigenmarken, sowie umfangreiche Dienstleistungen zu Top-Preisen:

Pro� tieren Sie als unser Gemeinde-Partner zusätzlich mit unserer Forstinger Businesskarte! Als Forstinger-Businesspartner 
sichern Sie sich Sofortrabatte bei jedem Einkauf, Sie erhalten exklusive Business-Spezialangebote sowie eine individuelle 
Beratung zur Ihrem Fuhrpark durch unser Forstinger Business Team. business@forstinger.com - 0800 700 746 

1) Vergleichsbasis ist die unabhängige Studie der Arbeiterkammer Wien vom 15.07.2014 „Was Pickerl & Reparatur kosten“.  Verglichen wurden die Kosten eines Mechanikers für eine Autoreparaturstunde in Wiener Kfz-Werkstätten 
mit den Kosten eines Mechanikers für eine Autoreparaturstunde bei Forstinger. Über den bei Ihrer Reparatur anfallenden Stundensatz informiert Sie Ihre nächste Forstinger Filiale.

Forstinger, die kluge Wahl, wenn 
es um Ihr Auto geht!

Produktwelten (Auto):

Ihre Vorteile:

Zweiräder für Ihre Gemeinde:

Fahrräder 
& E-Bikes

Mopeds & 
E-Roller

Individuelle Anhänger für 
jeden Bedarf:

Reifen und Felgen

Öle und Schmiermittel

Reinigungs- und P� egeprodukte

Autozubehörartikel

Verschleiß- und Ersatzteile (Batterien, Lampen, …)

Träger- und Transportsysteme

KFZ-Sicherheitsartikel

u.v.m.

§57a Überprüfung

Ölwechsel

Jahresservice

Reifendienstleistungen

Reparaturen

Klimaservice

Arbeitsstundensatz bis zu 30% 

unter Vertragswerkstätten1  

u.v.m.

Service von A - Z:

PKW Anhänger WE210/125 G AP400
• Pro� -Einachsanhänger, gebremst • Lademaße: 210 x 125 x 80cm
• geschweißt und feuerverzinkt • Zentraldeichsel
• Vorderwand klappbar und abnehmbar • höchstzul. Gesamtgewicht 1000kg 
• inkl. Aufsatzwand, Stützrad und Flachplane
Art. Nr. 12417490

BESTE AUSWAHL
BESTE PREISE

1.849 . - 
nur

249 . - ab

869 . - ab

899 . - ab

1.299 . - ab

z.B.
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